
 

 

 

REGIERUNGSRAT 
 

Regierungsgebäude, 5001 Aarau 

Telefon 062 835 12 40, Fax 062 835 12 50 

regierungsrat@ag.ch 

www.ag.ch/regierungsrat  
 

 

Per E-Mail 

Kommission für Rechtsfragen des  

Nationalrats 

 

VernehmlassungRK.consultation-

CAJ@parl.admin.ch 

 

 

12. Februar 2025 

24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektroni-

sche Zustellungen und Online-Versteigerung). Änderung; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 hat die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats die 

Kantonsregierungen eingeladen, sich zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 

Konkurs (SchKG) (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung) zu 

äussern. Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für diese Möglichkeit. 

Der Regierungsrat begrüsst die vorgeschlagene Änderung des SchKG hinsichtlich der Schaffung von 

Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft und macht folgende ergänzende Aus-

führungen: 

Zu den Gebühren:  

Gemäss vorgeschlagenem Regelungskonzept wird der Bundesrat die Gebühren und deren Abrech-

nung zu regeln haben (Art. 8c Abs. 4 lit. c E-SchKG). Diesbezüglich erscheint wichtig, dass die Be-

treibungsämter weiterhin für die (auch von der zentralen Plattform [vgl. Art. 8c Abs. 1 E-SchKG]) er-

teilten Betreibungsauskünfte entschädigt werden. So werden die Betreibungsämter auch weiterhin 

für die Datenpflege zuständig sein und gemäss vorgeschlagener Regelung bei Drittauskünften an die 

zentrale Plattform auch die Interessennachweise zu überprüfen haben (vgl. Zusätzlicher Bericht, 

S. 8). Zudem führte das bisherige Erteilen von Betreibungsauskünften durch die Betreibungsämter 

zu einem namhaften Betrag an Gebühreneinnahmen, deren Wegfall ansonsten zu berücksichtigen 

wäre. Bei anderer Verlegung der Gebühren wäre zu prüfen, ob ausschliesslich die zentrale Plattform 

mit der Prüfung der Interessennachweise bei Auskunftsbegehren von Drittpersonen an die zentrale 

Plattform zu beauftragen wäre. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Dieter Egli 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 
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Herisau, 20. Februar 2025 

 

Eidg. Konsultation der RK-N zu 24.065; Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 

(Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung); Stellungnahme 

des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 wurden die Kantonsregierungen von der Kommission für Rechtsfragen 

eingeladen, sich zu den Anträgen der Kommission betreffend die Umsetzung der schweizweiten Betreibungs-

registerauskunft bis 28. Februar 2025 vernehmen zu lassen. 

 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Er unterstützt grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates die gesetzlichen Grund-

lagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft vorschlägt. 

 

Zum spezifischen Regelungskonzept, das die Kommission vorschlägt, bestehen die folgenden Bemerkungen: 

 

Art. 8 Abs. 1bis 

Zu dieser Bestimmung wird im Zusatzbericht der Kommission vom 7. November 2024 folgendes betont:  

 

Aus Sicht der Kommission ist es zentral, dass die AHV-Nummer (oder die UID) in Zukunft nirgendwo auf der 

Auskunft, dem Zahlungsbefehl oder sonst einem betreibungsamtlichen Dokument erscheint – sie kann einzig 

der Identifikation beim Eingang eines Betreibungsbegehrens und dem Datenzusammenzug (sogenanntes 

«Personen-Matching») dienen. Dies wird mit den Vorschlägen der Kommission auch entsprechend umgesetzt. 

 

Für den Regierungsrat ist dies ebenfalls ein zentrales Anliegen. Im vorgeschlagenen Textentwurf findet das 

Anliegen, dass die AHV-Nummer nirgends auf der Auskunft, dem Zahlungsbefehl oder sonst einem betrei-

bungsamtlichen Dokument erscheint, keinen ausdrücklichen Niederschlag. Der Regierungsrat beantragt daher, 

dass der Textvorschlag entsprechend ergänzt wird. Dies mit Blick darauf, dass für die weitere Umsetzung kon-

sequent zu verlangen ist, auf eine Verbreitung der AHV-Nummer zu verzichten, soweit eine solche nicht erfor-

derlich ist.  

Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates  
3003 Bern 
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Art. 8b 3. Zentrale Datenbank 

Abs. 1 dieser Bestimmung sieht vor, dass die zentrale Datenbank die notwendigen Daten für Betreibungsregis-

terauskünfte enthält. Indessen werden die notwendigen Daten weder in der Vorlage aufgeführt noch wird in der 

Delegation an den Bundesrat in Abs. 5 vorgesehen, dass dieser die notwendigen Daten bestimmt. Der Regie-

rungsrat beantragt, dass die Vorlage entsprechend ergänzt wird. 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Aus den Unterlagen zur Vorlage ist nicht ersichtlich, mit welchen finanziellen Auswirkungen für die Kantone zu 

rechnen ist. Der Regierungsrat erwartet, dass die Einführung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft 

zu vertretbaren Kosten für die Kantone vorgenommen wird. Er beantragt daher, diesen Aspekt bei der weiteren 

Ausarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Im Auftrag des Regierungsrates 

    

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber  
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Nationalrat, Kommission für Rechtsfragen,
Bern

VerrnehmlassunqRK.consultationCAJ@parl.admin.ch

Liestal, 18. Februar 2025

Vernehmlassu ng betreffend Bu ndesgesetz über Schu ldbetreibu ng und Konkurs (Betrei-
bungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung, Anderung)

Sehr geehrter Herr Präsident

Besten Dank für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung. Wir begrüssen die Bestrebung en zur
Schaff u n g e i ner schweizwe iten Betrei bu ngsa u sku nft.

ln Bezug auf die technische Umsetzung bitten wir Sie zu prüfen, ob eine Koordination mit dem im
Parlament befindlichen Adressdienstgesetz (Geschäft 23.039) Sinn machen würde. Allenfalls
könnte eine Anbindung des Betreibungsregisters an einen Nationalen Adressdienst statt an alle
einzelnen Gemeinden Kostenvorteile bringen.

Wir bitten Sie, für die Umsetzung genügend Zeit einzuplanen, damit sich die betroffenen Akteure
(Datenbankbetreiber, Betreibungsämter usw.) technisch und organisatorisch ausreichend darauf
vorbereiten können. Wir schlagen eine etappenweise lnkraftsetzung der Bestimmungen zur elekt-
ronischen Zustellung, zur Online-Versteigerung und zur schweizweiten Betreibungsauskunft.

Zum neu vorgeschlagenen Art. 8b möchten wir die folgenden konkreten Anmerkungen einbringen

Abs.1:
o Aus datenschutzrechtlicher Sicht bitten wir Sie zu prüfen, eine Bundeslösung (Bund

erklärt die Schaffung einer zentralen Datenbank als Bundeskompetenz, Art. 122 Bun'
desverfassung) oder eine kantonale Lösung (wie im Entwurf) rechtlich und praktisch

sinnvoller umsetzbar ist. Bei einer kantonalen Lösung untersteht die Plattform einer
Vielzahl von kantonalen Datenschutzgesetzen.

Abs.3:
o Wir regen an, zu definieren, mit welchen Daten aus welchen amtlichen Registern zu

welchen Zwecken die von den Betreibungsämtern übermittelten Daten <angereichert>
werden können. Die geplante Bestimmung ist im Wortlaut sehr weit gefasst, was po-

tentiell zu unzulässigen Abfragen und <Anreicherungen) führen könnte. lm erläutern-
den Bericht wird ausgeführt, dass der Weg- und Zuzugsort als Teil der Betreibungs-
auskunft geführt werden soll. Wir schlagen vor, dass der Gesetzesentwurf dahinge-
hend angepasst wird, dass diese beiden lnformationen ausdrücklich benannt werden.

a
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o Art. I Abs. 3 regelt die Zuständigkeit zur Entgegennahme von Anträgen aufgrund feh-
lerhafter Einträge und sieht dafür sinnvollerweise das für den jeweils betroffenen Ein-
trag ursächliche Betreibungsamt vor. Wir regen an, einen Hinweis auf den ausgestell-
ten Betreibungsregisterauszügen zu vermerken, um eine Vielzahl von falsch adressier-
ten Anträgen an das den Betreibungsregisterauszug ausstellende Betreibungsamt zu

vermeiden.

Zusatzbericht, Abs. 1

o Die im Gesetz vorgesehene Regelung bedeutet eine Privilegierung jener Personen, die
den Betreibungsregisterauszug elektronisch verlangen, gegenüber Personen, die.dies
am Schalter tun. Denn während letztere den Auszug nur an einem tatsächlich zustän-
digen Betreibungsort möglich sein soll, gibt es online diese Einschränkung nicht. Ein

Grund für diese Ungleichbehandlung ist nicht ersichtlich.

Wir danken lhnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen

Hochachtungsvoll

f}t

O

c Reber
Regierungspräsident

[. //"- hpt^;c-
Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin

Vernehmlassung betreffend Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und
Online-Versteigerung, Anderung), 18. Februar2025 212
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus, Marktplatz 9
CH-4001 Basel

Tel: +41 61 267 85 62
E-Mail: staatskanzlei@bs.ch
www.regierungsrat.bs.ch

Kommission für Rechtsfragen
CH-3003 Bern

PerE-Mail an:

rk.caj@parl.admin.ch

Basel, 18. Februar 2025

Regierungsratsbeschluss vom 18. Februar 2025

Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) betreffend
Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung, Änderung
(schweizweite Betreibungsregisterauskunft); Stellungnahme des Kantons BaseI-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 räumte der Präsident der nationalrätlichen Kommission
für Rechtsfragen, Nationalrat Vincent Maitre, unter anderem den Kantonsregierungen die Mög-
lichkeit ein, sich zum Beschluss der Kommission vernehmen zu lassen, die gesetzlichen Grundla-
gen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft bereits im Rahmen der hängigen Revisi-
onsvorlage («Modernisierung des Betreibungswesens», Erfüllung der Motionen 16.3335 Candi-
nas, 19.3694 Fiala und 20.4035 Fiala) zu schaffen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur
Stellungnahme.

Der Kanton Basel-Stadt begrüsst den Beschluss der Rechtskommission des Nationalrats, die ge-
setzliche Grundlage für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft bereits im Rahmen der
hängigen Revisionsvorlage zu schaffen. Im Einzelnen haben wir folgende Anmerkungen:

Sichtbarkeit der AHV-Nummer auf betreibungsrechtlichen Dokumenten (Art. 8 Abs. 1 bis)
Die Kommission hält in ihrem Bericht vom 7. November 2024 (S. 5) fest, dass sie es für zentral
halte, dass die AHV-Nummer (oder die DID) künftig nicht auf der Auskunft, dem Zahlungsbefehl
oder sonst einem betreibungsamtlichen Dokument angegeben werde. In diesem Zusammenhang
möchten wir darauf hinweisen, dass die AHV-Nummer bereits von diversen Behörden als Refe-
renznummer verwendet und auch auf der Krankenkassenkarte vermerkt wird. Folglich könnte sie
unseres Erachtens auch auf betreibungsrechtlichen Dokumenten wie Zahlungsbefehlen erschei-
nen. Im Gegensatz zur früheren AHV-Nummer sind heutzutage keine Personendaten wie bspw.
das Geburtsjahr codiert. Diese Einschränkung ist deshalb nicht gänzlich nachvollziehbar. Darüber
hinaus würde die AHV-Nummer auf dem Auszug bzw. der Urkunde zur Identifizierung der Aus-
zugsinhaberin bzw. des Schuldners beitragen. Zudem sieht die erst jüngst revidierte Grundbuch-
Verordnung vom 23. September 2011 (GBV; SR 211.432.1) vor, dass bei einer Grundbuchanmel-
dung die AHV-Nummer mithilfe des AHV- oder Krankenkassenausweises nachgewiesen werden
muss.

Seite 1/2
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Zentrale Datenbank (Art. 8b)
Überaus wichtig erscheint uns die regelmässige und aktuelle Bewirtschaftung dieser zentralen
Datenbank, wobei eine klare und transparente Regelung des Prozesses unabdingbar ist. Wäh-
rend eine Echtzeit-Schnittstelle unverhättnismässig sein könnte, wäre eine Batch-Schnittstelle,
mittels der die veränderten Daten zu bestimmten, vordefinierten Zeitpunkten - allenfalls mehr-
mals täglich - aktualisiert werden, von grossem Nutzen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. Bei Fragen können Sie sich
gerne an Herrn Dr. Benedikt Zumsteg, Jurist des Zentralen Rechtsdienstes, wenden
(benedikt.zumsteg@jsd.bs.ch, 061 267 73 04).

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Dr. Conradin Gramer
Regierungspräsident

iiA^^^^ '
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Kanton Bern  
Canton de Berne  

Regierungsrat 

Postgasse  68  
Postfach  
3000  Bern  8  
info.regierungsrat@be.ch  
www.be.ch/rr  

RRB Nr.: 	 180/2025  
Direktion: 	 Direktion für Inneres und Justiz 

Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 

Staatskanzlei, Postfach,  3000  Bern  8  

Nationalrat, Kommission für Rechtsfragen 
VernehmlassungRK.consultationCAJ@parl.admin.ch  

26.  Februar  2025  

Vernehmlassung  des  Bundes: Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Be-
treibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung), Änderung. 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern dankt Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme zur Än-
derung  des  Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG). 

Sie haben sich  in  ihrer ersten Beratung  der  Änderungen SchKG einstimmig dafür ausgespro-
chen,  die  gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft zu schaf-
fen und laden  die  Kantone und betroffenen Kreise ein, zu Ihren Vorschlägen Stellung zu neh-
men. Dabei sind Sie insbesondere  an  folgenden zwei Fragen interessiert:  

1) Begrüssen Sie  es  grundsätzlich, dass  die  RK-N  im Rahmen  der  Vorlage  des  Bundesrates  
die  gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft schafft?  
Falls  nicht, welche Vorbehalte haben Sie?  

2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, dass  die  Kommission vorschlägt 
(vgl.  Art. 8-8c  E-SchKG)?  

1. 

Der  Kanton Bern begrüsst  die  Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für eine schweizweite 
Betreibungsregisterauskunft grundsätzlich.  Er  erachtet  es  als sinnvoll, wenn  die  Betreibungsre-
gisterauskunft über eine zentrale Datenbank abgerufen werden kann. Gleichzeitig stellen sich 
uns jedoch Fragen bezüglich  der  gesetzgeberischen Umsetzung sowie  des  Vollzugs dieses 
Vorhabens. 

Nicht klassifiziert  I  Letzte Bearbeitung:  21.01.2025 I Version: 2 I  Dok.-Nr.:  3003351  Geschäftsnummer: 2024.DIJ.24980 	 1/4  
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Kanton Bern  
Canton de Berne 

2.  

Zum spezifischen Regelungskonzept haben wir folgende Bemerkungen und Anträge:  

	

2.1 	Grundsätzliches  

Die  Kantone bringen  mit  dem weit fortgeschrittenen Projekt rund um  die  Schweizweite Betrei-
bungsregisterauskunft  (BRA CH)  zum Ausdruck, dass sie hinter einer schweizweiten Betrei-
bungsregisterauskunft stehen.  Der  Kanton Bern begrüsst daher  die  Anpassungen  der  bunde-
rechtlichen Regeln. 

Wir weisen gleichwohl darauf hin, dass  die  Kantone für  den  Vollzug  des  Schuldbetreibungs- und 
Konkursrechts zuständig sind  (Art. 3  i.V.m.  Art. 122  Abs.  1 der  Bundesverfassung [BV;  SR 
101]). Es  stellt sich damit  die  Frage, ob  der  Bund mit  der  vorgesehenen Änderung und insbe-
sondere mit  der  Verpflichtung  der  Kantone, sich einer zentralen Datenbank anzuschliessen, 
nicht  in die  Vollzugskompetenzen  der  Kantone eingreift und damit letztlich  seine  Gesetzge-
bungskompetenzen überschreitet.  

	

2.2 	zu nArt.  8b  Abs.  1  SchKG  

Der  Kanton Bern erachtet  es  aus verschiedenen Gründen als problematisch, dass  der  Geset-
zestext  die  Betreiberin  der  zentralen Datenbank (eOperations Schweiz  AG)  namentlich nennt. 
Bei  der  eOperations Schweiz  AG  handelt  es  sich um eine privatrechtliche Aktiengesellschaft. 
Massgebliche Veränderung  in  deren  Organisation  (Verkauf,  Fusion,  Konkurs) oder auch  die  Ab-
sicht,  den  Auftrag einer anderen Firma zu übertragen, würde eine Gesetzesänderung bedingen.  

Der  Kanton Bern regt daher  an, die  Betreiberin  der  zentralen Datenbank auf Gesetzesstufe 
nicht namentlich zu nennen.  

Es  stellt sich zudem  die  Frage, wer  die  Aufsicht über  die  verwaltungsexterne  Institution  ausüben 
soll, welche  die  Plattform betreiben wird. Um einen positiven oder negativen Kompetenzkonflikt 
zu vermeiden, scheint uns  die  Klärung  der  Aufsichtszuständigkeit unabdingbar, umso mehr als 
Bund und Kantone, mithin zahlreiche Gemeinwesen,  in den  Betrieb  der  Plattform involviert sein 
werden. 

Für  den  Datenschutz und  die  lnformationssicherheit weisen wir zudem auf Folgendes hin:  Der  
Entwurf sieht vor, dass  die  Plattform im Auftrag  der  Kantone betrieben wird, womit letztere für  
den  Datenschutz und  die  lnformationssicherheit verantwortlich sind.  Die  Betreiberin  der  Platt-
form wird deshalb  die  Anforderungen  der  Datenschutzgesetze aller Kantone erfüllen und sich  
von  allen kantonalen Datenschutzbehörden beaufsichtigen lassen müssen. Das erscheint uns 
äusserst aufwändig und nur schwer umsetzbar.  

Der  Kanton Bern beantragt deshalb, im Gesetz sei ausdrücklich zu regeln, welches Gemeinwe-
sen für  die  Aufsicht über  die  Führung  der  Datenbank verantwortlich ist, einschliesslich  die  Infor-
mationssicherheit und  den  Datenschutz  der  auf  der  Plattform gesammelten landesweiten Betrei-
bungsregisterdaten. 

Nicht klassifiziert  I  Letzte Bearbeitung:  21.01.2025 I Version: 4 I  Dok.-Nr.:  2586431 I  Geschäftsnummer: 2024.DIJ.24980 	 2/4  
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Kanton Bern  
Canton de Berne 

2.3 	zu nArt.  8b  Abs.  4  SchKG 

Nach  Art. 8b  Abs.  4 des  Entwurfs sollen  die  Betreibungsämter berechtigt sein, mittels Einzelab-
fragen auf  die  zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten zuzugreifen. Diese Einzelab-
frage stellt einen Grundrechtseigriff dar  (Art. 36  BV).  Der  Zusatzbericht erläutert nArt.  8b  Abs.  4  
nicht. Ob  an  diesem Grundrechtseingriff ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht und 
ob dieser verhältnismässig ist, kann deshalb nicht beurteilt werden.  

Der  Kanton Bern beantragt,  die  Bestimmung sei im Zusatzbericht zu erläutern und  es  sei zu be-
gründen, weshalb  die  Einzelabfrage  den  Anforderungen  in Art. 36  BV genügt.  

2.4 	zu nArt.  8c  Absatz  2  SchKG  

Art. 8c  Absatz  2  SchKG verlangt, dass das Betreibungsamt oder  die  zentrale Plattform  die  Per-
son, über  die  Auskunft verlangt wird, identifiziert und das Interesse  an der  Auskunft prüft. 

Dem Zusatzbericht ist zu entnehmen, dass  die  Bestimmung sowohl bei Auskunftsanträgen über 
Dritte als auch bei solchen, welche  die  eigene Person betreffen, gleichermassen gelten soll. Da-
mit trägt  der  Gesetzestext dem Umstand nicht Rechnung, dass  die  Selbst- und  die  Drittauskunft 
datenschutzrechtlich nicht gleich behandelt werden können.  Die  Selbstauskunft ist eine Einsicht  
in die  eigenen Daten,  die  einen positiv-rechtlichen Anspruch aus dem Grundrecht auf informati-
onelle Selbstbestimmung darstellt.  Die  Drittauskunft ist ein erheblicher Eingriff  in  dieses Grund-
recht,  der  eine hinreichend bestimmte gesetzliche Grundlage erfordert, im öffentlichen Interesse 
liegen und verhältnismässig sein muss.  Der  Zusatzbericht hält zwar  in  diesem Sinne fest, dass 
das Interesse  an  einer Auskunft über Dritte nicht automatisiert erfolgen kann, sondern durch 
das zuständige Betreibungsamt erfolgen muss. Wir teilen diese Einschätzung und sind eben-
falls  der  Meinung, dass  die  bei einer Drittauskunft zwingend nötige Interessenabwägung vom 
Betreibungsamt und nicht etwa durch  die  Plattform vorgenommen werden muss. Wir sind aber  
der  Auffassung, dass  dies  im Gesetz ausdrücklich zu regeln ist. Ob hingegen  die  Identifikation 
durch das Betreibungsamt oder  die  Plattform bzw. ihre Betreiberin stattfindet, ist aus daten-
schutzrechtlichen Überlegungen nicht  von  Bedeutung, da  es  sich nicht um einen schweren 
Grundrechtseingriff handelt. Zudem kann  die  Identifikation anhand  von  klar definierten Punkten 
erfolgen.  Es  erscheint deshalb sinnvoll, wenn  die  Identifikation automatisiert über  die  Plattform 
stattfindet.  

Der  Kanton Bern beantragt deshalb,  die  Bestimmung sei mit Blick auf  die  Schwere  des  Grund-
rechtseingriffs zu konkretisieren.  Es  ist insbesondere ausdrücklich zu regeln, dass bei Aus-
kunftsanträgen über Dritte immer das zuständige Betreibungsamt  die  Interessenabwägung vor-
zunehmen hat.  

2.5 	zu nArt.  8c  Abs.  4  SchKG  

Der  Betrieb  der  zentralen Datenbank wird Kosten verursachen.  Der  Kanton Bern ist  der  Auffas-
sung, dass gesetzlich zu regeln ist, wie diese Betriebskosten zu verteilen bzw.  von  wem sie zu 
tragen sind (auf Stufe Gesetz oder Verordnung).  Der  vorgesehene Absatz  4  delegiert lediglich  
die  Regelung  der  Form,  des  Inhalts,  der  Gebühren und  der  Validierung  der  Auskunft  an den  
Bundesrat, nicht aber  die  Regelung  der  Betriebskosten  der  Datenbank  an  sich.  

Der  Kanton Bern regt daher  an, in  einem weiteren Bst.  e  die  Kosten für  den  Betrieb  der  Daten-
bank zu erwähnen oder aber  in  einem zusätzlichen Artikel direkt auf Gesetzesstufe zu regeln, 
wie  die  Kosten  des  Betriebs  der  zentralen Datenbank zu verteilen sind. 
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Kanton Bern  
Canton de Berne 

Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates 

-  
Evi  Allemann 	 Christoph  Auer  
Regierungspräsidentin 	 Staatsschreiber 

Verteiler: 
	 Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
	 Finanzdirektion 
— Datenschutzaufsichtsstelle 
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 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 

 

T +41 26 305 10 40 

www.fr.ch/ce 

 

Fribourg, le 18 février 2025 

 

2025-268 
Modification de la loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite (extrait du 
registre des poursuites, notification par voie électronique et vente aux enchères en 
ligne) – Procédure de consultation 

Monsieur le Président, 

Nous nous référons à la consultation citée en titre. Dans le délai imparti et après consultation des 

services concernés de l’Etat de Fribourg, le Conseil d’Etat fribourgeois vous fait parvenir ses 

remarques quant à ce projet de modification. 

1. En général 

Les différents services soutiennent pleinement la création d’un extrait national du registre des 

poursuites. Le canton de Fribourg dispose d’ores et déjà d’un extrait cantonal depuis le 1er janvier 

2024. La mise en place d’un extrait national s’inscrit donc dans cette même vision. 

Cette modification renforcera la sécurité du droit, notamment dans les régions intercantonales ainsi 

que dans les cantons où les arrondissements de poursuites sont nombreux. 

Toutefois, l’introduction d’un extrait national ne doit pas retarder la mise en vigueur de la 

notification électronique des actes, qui répond à un besoin urgent des offices des poursuites. 

2. En particulier 

2.1. Tenue, force probante et rectification – Article 8 

D’un point de vue technique, la mise en œuvre ne devrait pas rencontrer de difficultés majeures. Le 

canton de Fribourg utilise déjà les numéros AVS et IDE comme clé de regroupement entre les 

différents registres. 

2.2. Droit de consultation – Article 8a 

L’avis de la commission concernant la suppression de l’alinéa 2bis est soutenu. En effet, imposer 

aux offices de mentionner si la personne concernée était établie dans l’arrondissement des 

poursuites selon le registre des habitants n'a plus de pertinence avec la mise en place d'un extrait 

national. 

Cependant, il est essentiel que l’extrait mentionne explicitement l’office d’origine des poursuites 

concernées.  

Conseil d’Etat 
Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 

PAR COURRIEL 

Conseil national 

Commission des affaires juridiques 

Monsieur Vincent Maitre 

Président 

3003 Berne 

 

Courriel : 

VernehmlassungRK.consultationCAJ@parl.admin.ch 
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2.3. Banque de données centrale – Article 8b 

Contrairement à l’avis de la commission, la gestion de la base de données centrale doit rester sous 

la responsabilité de la Confédération non à la société e-Operations Suisse SA. Ces données, 

particulièrement sensibles, nécessitent un haut niveau de protection. 

Le financement des coûts de maintenance pourrait être assuré par les contributions des offices des 

poursuites via le canal e-LP. Par conséquent, l’article 8b LP devrait être modifié en ce sens. 

2.4. Extrait du registre des poursuites – Articles 8c 

L’instauration d’un extrait national constitue une opportunité pour supprimer la délivrance des 

extraits aux guichets des offices. La commande devrait se faire exclusivement via la plateforme 

centrale. Pour les personnes ne disposant pas accès à internet, un service de commande par 

l’intermédiaire de la Poste pourrait être proposé, à l’image du dispositif en place pour les extraits du 

casier judiciaire. 

Actuellement, la délivrance des extraits varie fortement selon les cantons. A titre d’exemple, le 

canton de Fribourg permet d’obtenir un extrait dans tous les offices, quel que soit le domicile du 

requérant. De son côté, le canton de Vaud ne délivre plus aucun extrait aux guichets. 

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer sur ce projet de révision 

et vous prions d’agréer, Monsieur le Président, l’expression de nos respectueuses salutations. 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Jean-François Steiert, Président 

 

 

 

 

Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 

 

 

 

 

L’original de ce document est établi en version électronique 

 

Copie 

— 

à la Direction de la sécurité, de la justice et du sport, pour elle, le Service de la justice et par celui-ci les instances concernées du 

Pouvoir judiciaire ; 

à la Chancellerie d'Etat. 
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Die Regierung 
des Kantons Graubünden 

La Regenza 
dal chantun Grischun 

Il Governo 
del Cantone dei Grigioni 

 

 

Sitzung vom 

 

18. Februar 2025 
 

 

Mitgeteilt den 

 

20. Februar 2025 

 

Protokoll Nr. 

 

104/2025 

    

    
 

 
 

Per E-Mail (Word und PDF) an: 

VernehmlassungsRK.consultationCAJ@part.admin.ch 

 

 

Konsultation RK-N - 24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Kon-

kurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteige-

rung) - Änderung 

Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Maitre 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit E-Mail vom 12. Dezember 2024 erhalten die Kantone Gelegenheit sich zum Zu-

satzbericht der Kommission für Rechtsfragen (RK-N) des Nationalrats vom 7. No-

vember 2024 zu äussern. Nach Prüfung der Unterlagen nehmen wir zu den Fragen 

wie folgt Stellung: 

 

1. Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des 

Bundesrats die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betrei-

bungsregisterauskunft schafft? Falls nicht, welche Vorbehalte haben Sie? 

 

Die Vorlage der Kommission betreffend Umsetzung der schweizweiten Betrei-

bungsregisterauskunft, der elektronischen Zustellung und der Online-Versteige-

rung wird grundsätzlich begrüsst. Auch die Einsetzung der eOperations Schweiz 

AG als Betreiberin der zentralen Datenbank (Art. 8b e-SchKG), welche in der 
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Schweiz betrieben werden muss, ist zu begrüssen. Es macht durchaus Sinn, die-

ses Unternehmen als externe Leistungserbringerin einzusetzen, an welcher der 

Bund Aktien hält und die bereits heute gestützt auf die EMBAV im Auftrag der 

Kantone fungiert. Die namentliche Nennung dieser Firma im Bundesgesetz über 

Schuldbetreibung und Konkurs ist aus unserer Sicht nicht notwendig. Wenn spä-

ter ein anderes Unternehmen diesen Auftrag erhalten sollte, müsste das Gesetz 

wieder angepasst werden.  

 

2. Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, dass die Kommis-

sion vorschlägt? 

 

Unklar ist, wem künftig die Gebühren für die Betreibungsregisterauskunft zufallen 

werden. Denkbar wäre die eOperations Schweiz AG als Begünstigte, welche 

dadurch jährlich enorme Erträge erzielen würde oder die jeweiligen Betreibungs-

ämter, die für die korrekten Einträge zuständig sind. Fehlerhafte Einträge müssen 

durch die zuständigen Betreibungsämter bereinigt werden. Problematisch wird 

die Aufteilung, wenn es sich um Mietnomaden handelt, die in den letzten fünf 

Jahren in fünf verschiedenen Betreibungskreisen gewohnt haben. Grundsätzlich 

wäre hier zu empfehlen, den Anspruch an den Gebühren dem letzten zuständi-

gen Betreibungsamt zuzusprechen. Allenfalls könnte – wie beim eSchKG-Ver-

bund – pro Auszug CHF 1.00 an die Datenbankbetreiberin bezahlt werden.  

 

Im Übrigen ist es sehr wichtig, dass die höchst sensiblen Daten in der Schweiz 

verbleiben. Nach dem Vorschlag der Kommission sollte diesem Umstand Rech-

nung getragen werden. 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung 

unserer Anmerkungen. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

     

   Marcus Caduff  Daniel Spadin 
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RÉPUBLIOUE ET CAmUN DU JURA GOUVERNEMENT

HStel du Gouvernement - 2, rue de l'Hôpital, 2800 Delémont

Commission des affaires juridiques
Monsieur Vincent Maître
Président
3003 Berne

Hôtel du Gouvernement
2, rue de l'Hôpital
CH-2800 Delémont

t +41 32 420 51 11
f +41 32 420 72 01
chancellerie@jura.ch

Delémont, le 11 février 2025

Procédure de consultation

24. 065 n Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite (Extrait du registre des
poursuites, notification par voie électronique et vente aux enchères en ligne). Modification

Monsieur le Président,

Le Gouvernement jurassien a été invité par votre Commission à se prononcer au sujet de la
procédure de consultation mentionnée en objet et il vous en remercie.

De manière générale, le Gouvernement exprime son soutien aux modifications légales proposées,
il souhaiterait toutefois que des clarifications ou des ajustements soient apportés-à l'article 8, tels
qu'indiqués ci-dessous :

Extrait du registre des poursuites (art. 8c al. 2)

Parmi les points d'attention du Gouvernement figure l'article 8c, alinéa 2, relatif à la délivrance des
extraits du registre des poursuites. Il serait judicieux de clarifier la formulation actuelle relative aux
modalités de délivrance de ces extraits, notamment en ce qui concerne la distinction entre les
demandes formulées par la personne elle-même et celles émanant de tiers.

La proposition du Gouvernement jurassien vise à préciser que les demandes provenant de la
personne concernée nécessitent simplement une identification de cette dernière, par l'office des
poursuites ou via la plate-forme centrale, pour pouvoir obtenir l'extrait. En revanche, dans le cas
d'une requête émanant d'un tiers, seul l'office des poursuites devrait avoir la compétence de délivrer
l'extrait étant entendu qu'il s'agit de vérifier l'existence d'un intérêt légitime à la demande. Ce que
la plate-forme centrale n'est pas en mesure d'assurer.

La demande de reformulation de cet alinéa a pour objectif d'éviter toute ambiguïté sur les critères
de délivrance de ces extraits en fonction du demandeur.

www.jura. ch/gvt
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Le Gouvernement jurassien vous remercie de lui avoir donné la possibilité de prendre position à ce
sujet et il vous prie de croire, Monsieur le Président, à l'assurance de sa haute considération.

AU NOM DU COUVER NT DE LA
RÉPUBLIQUE ET V^^ URA

Ma Courtet
Président

^y
Je -Baptiste Maître
C ncelier d'Etat

Envoi par voie électronique
Vemehmlassun RK.consultationCAJ

(en format
arl.admin.ch

Word et PDF) à l'adresse
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 Protokoll-Nr.:  
 

 

Justiz- und Sicherheitsdepartement 
Bahnhofstrasse 15 
Postfach 3768 
6002 Luzern 
Telefon 041 228 59 17 
jsdds@lu.ch 
www.lu.ch 
 

 

 
Kommission für Rechtsfragen des  
Nationalrates 
 
per E-Mail 
VernehmlassungRK.consultation-
CAJ@parl.admin.ch 

Luzern, 11. Februar 2025 
 
 
Protokoll-Nr.: 158 
 
 
Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (Betrei-
bungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerungen): 
Stellungnahme des Kantons Luzern 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 12. Dezember 2024 luden Sie die Kantonsregierungen im Rahmen eines Vernehmlas-
sungsverfahrens ein, zum Vorentwurf für eine Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbe-
treibung und Konkurs (SchKG) respektive zu den Erweiterungsvorschlägen der Kommission 
hinsichtlich Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregis-
terauskunft Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme 
und äussern uns im Namen und Auftrag des Regierungsrates wie folgt:  
 
Wir begrüssen die Einführung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft. Die Aussage-
kraft der Betreibungsauskünfte wird dadurch entscheidend erhöht und damit dem Miss-
brauchspotenzial wirksam entgegengetreten, das dem bestehenden System innewohnt. 
Ebenfalls unterstützen wir, dass bereits diese Vorlage zur Änderung des SchKG zum Anlass 
genommen wird, die gesetzlichen Grundlagen für die Einführung einer schweizweiten Betrei-
bungsregisterauskunft zu schaffen.  
 
Der Verwendung der AHV-Nummer bzw. der Unternehmens-Identifikationsnummer (UID) als 
massgebliche Identifikatoren für den schweizweiten Austausch der für den Betreibungsregis-
terauszug wesentlichen Daten stehen wir grundsätzlich positiv gegenüber. Insbesondere die 
Verwendung der AHV-Nummer, die inzwischen in etlichen Registern auf Bundesebene und 
kantonaler Ebene zur Indexierung von personenbezogenen Daten systematisch verwendet 
wird, birgt indes aus datenschutzrechtlicher Sicht ehebliche Risiken. Unbesehen der diesbe-
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züglich im Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) bereits be-
stehenden Regelungen (Art. 153b ff. AHVG), ist es daher absolut zentral, neben der Konformi-
tät der Datenverwendung auch die Datensicherheit zu gewährleisten. Hierzu sind zusätzliche, 
spezifisch auf die zentrale Datenbank für Betreibungsauskünfte bezogene Regelungen nötig, 
die denn auch auf Verordnungsebene vorgesehen sind.  
 
Die eOperations Schweiz AG erachten wir als geeignete Betreiberin der zentralen Datenbank. 
Wir sprechen uns aber dagegen aus, dass einzig die Kantone als Auftraggeber der Betreiber-
firma fungieren sollen. Es sind entgegen der Erläuterungen im Zusatzbericht der Kommission 
vom 7. November 2024 nicht die Kantone allein, die für das Betreibungswesen zuständig 
sind. Vielmehr kommt diesbezüglich gestützt auf die verfassungsrechtlich geregelte Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Schuldbetreibungs- und Konkurswesen auch 
dem Bund eine wesentliche Rolle zu. Namentlich ist der Betrieb einer zentralen Datenbank, 
welche inskünftig eine schweizweit einheitliche Betreibungsregisterauskunft ermöglichen soll, 
nicht einzig und allein Sache der Kantone. Auch der Bund steht hier in Pflicht und Verantwor-
tung und ist neben den Kantonen als Auftraggeber der Betreiberfirma vorzusehen.  
 
Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen.  
 
 
Freundliche Grüsse 

 
 

Ylfete Fanaj 
Regierungsrätin 
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‘î
LE CONSEIL D’ÉTAT

DE LA RÉPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHÂ TEL

Conseil national
Commission des affaires juridiques
3003 Berne

24.065 n Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite (Extrait du registre des
poursuites, notification par voie électronique et vente aux enchères en ligne).
Modification

Monsieur le président,

Nous vous remercions de nous avoir associés à la procédure de consultation citée en titre.
Conformément à la demande de votre commission, le Gouvernement neuchâtelois répond aux
deux questions soumises, soit

1) Êtes-vous favorables, sur le principe, à ce que la CAJ-N élabore les bases légales
nécessaires à la création d’un extrait du registre des poursuites à l’échelle nationale,
dans le cadre du projet du Conseil fédéral?

Comme déjà indiqué lors de la consultation initiale de 2022, la mise en place d’un
extrait du registre des poursuites à l’échelle nationale nous semble être la solution la
plus efficace pour réduire les abus dans ce domaine. En effet, cela permettrait de mieux
identifier les mauvais payeurs « nomades » qui aujourd’hui profitent des limites
actuelles des arrondissements de poursuites. Nous sommes ainsi favorables à ce que
la CAJ-N élabore les bases légales nécessaires dans ce but.

2) Comment évaluez-vous les propositions spécifiques de la commission (cf. art. 8 à 8c
P-LP)?

Par rapport à l’avant-projet du Conseil fédéral soumis en 2022, les propositions
spécifiques de votre commission ont déjà bien pris en compte les réserves émises lors
de la consultation précédente. Toutefois, avant la mise en oeuvre d’un tel projet, un
certain délai sera nécessaire afin que toutes les bases de données des offices soient
dûment complétées avec les indications indispensables (numéro AVS et numéro
d’identification des entreprises). Sur ce dernier point, nous observons que la question
des personnes ne disposant pas encore de cet identifiant, tel que les nouveaux
arrivants (travailleurs ou étudiants étrangers), n’est pas réglée.
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Pour conclure, si toutes les précautions en matière de sécurité des informations, de leur
échange et de leur stockage dans la banque de données centrale (art. 8b P-LP) sont
parfaitement garanties, nous réitérons notre soutien à ce projet.

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le président,
à l’assurance de notre considération distinguée.

Neuchâtel, le 5 février 2025

La chancelière,
S. DESPLA

Au nom du Conseil d’État:

La - idente,

2
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KANTON
NIDWALDEN

LANDAMMANN UND
REGIERUNGSRAT

d
ammann

NI

Geht an:
- VernehmlassungRK.consultationCAJ@parl,admin.ch

Dorfplatz 2, Postfach I 246, 6371 Stans
Telefon 041 6 l8 79 02, w.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfolatz 2, Postfach 1246, STK

PER E.MAIL
Kommission für Rechtsfragen
des Nationalrates (RK-N)
Präsident Vincent Maitre
3003 Bern

Telefon 041 6187902
staatskanzlei@nw.ch
Stans, 28. Januar 2025

Anderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsaus-
kunft, elektronische Zustellung und Online-Versteigerung)
Stellungnahme des Kantons Nidwalden

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 haben Sie uns eingeladen, zum Zusatzbericht der
Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates vom 7. November 2024 Stellung zu nehmen.
Wir bedanken uns für diese Möglichkeit und lassen uns wie folgt vernehmen:

Die Vorlage der Kommission betreffend Umsetzung der schweizweiten Betreibungsregister-
auskunft wird grundsätzlich begrüsst.

Unserer Meinung nach kann es jedoch nicht sein, dass in einem Bundesgesetz die Betreiberin
der zentralen Datenbank (eOperations Schweiz AG) namentlich erwähnt wird (Art. 8b E-
SchKG). Diesbezüglich fragen wir uns auch, ob der Auftrag für den Betrieb dieser zentralen
Datenbank nicht öffentlich ausgeschrieben werden müsste.

Daher schlagen wir folgende Anderung im ersten Absatz von Art. 8b E-SchKG vor:
Der Bundesrat bestimmt die Betreiberin einer zentralen Datenbank in der Schweiz mit den
notwendigen Daten für Betreibungsregisterauskünfte, die mittels ldentifikator verknüpft sind.

Unserem Anliegen, dass die höchst sensiblen Daten in der Schweiz verbleiben, wird mit dem
Vorschlag der Kommission Rechnung getragen.

Freundliche Grüsse
NAMEN NGSRA

zv
/W
lic. iur. Armin Eberli
Landschreiber

2024.NWSTK.312 111
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Kanton Schaffhausen 
Regierungsrat 

Beckenstube  7 
CH-8200  Schaffhausen 

www.sh.ch  

Telefon  +41 (0)52 632 71 11 Regierungsrat 

staatskanzlei@sh.ch
Kommission für Rechtsfragen  des 
Nationalrates 

Per  E-Mail  an: 
Vernehmlassung RK. consultationCAJ 
@parl.admin.ch 

Schaffhausen,  18.  Februar  2025$ 

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische 

Zustellungen und Online-Versteigerung); Änderung 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom  12.  Dezember  2024  haben Sie uns eingeladen, zu  den  Anträgen  der  Kom-

mission  in  obgenannter Angelegenheit Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns für diese Mög-

lichkeit und beantworten Ihre Fragen gerne wie folgt: 

1. Begrüssen Sie  es  grundsätzlich, dass  die  RK-N  im Rahmen  der  Vorlage  des  Bun-

desrates  die  gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregister-

auskunft schafft? 

Grundsätzlich begrüssen wir  die  Schaffung einer schweizweiten Betreibungsregisteraus-

kunft. Dadurch würde  die  Verlässlichkeit  der  Betreibungsregisterauszüge klar verbessert 

werden. 

2. Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das  die  Kommission vor-

schlägt (vgl.  Art. 8-8c  E-SchKG)? 

Wir sind  der  Auffassung, dass das vorgeschlagene Regelungskonzept zwingend zu 

überarbeiten ist, insbesondere  der  Entwurf  von Art. 8b  E-SchKG. 
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Der  Präsident: 

Martin  Kess/ 

Der  Staatsschreiber: 

Zunächst ist  es  höchst unüblich und keineswegs notwendig, ein konkretes privatrechtlich 

organisiertes Unternehmen ins Gesetz aufzunehmen, das einen Auftrag durchführen 

soll.  Dies  auch wenn sich das Unternehmen derzeit vollständig im Besitz  der  öffentlichen 

Hand befindet. Fraglich scheint auch  die  Zulässigkeit einer solchen Regelung aus  sub-

missionsrechtlicher Sicht. 

Es  stellt sich zudem  die  Frage, ob  in  einem Bundesgesetz festgehalten werden kann, 

dass "im Auftrag  der  Kantone" eine zentrale Datenbank betrieben wird. So stellt sich 

schon alleine  die  praktische Frage, wer für  die  Vertragsausgestaltung mit dem Betreiber 

zuständig sein soll, bilden  die  Kantone doch keine einheitliche Körperschaft. Nicht gere-

gelt ist damit auch etwa  die  Finanzierung  der  Entwicklung und  des  Betriebs  der  Plattform. 

Sinnvoller erscheint  es,  wenn als Auftraggeber  der  zentralen Datenbank  der  Bund oder 

eine separate (noch zu gründende) öffentlich-rechtliche Körperschaft vorgesehen wird 

und das Gesetz  den  Zweck,  die  Voraussetzungen und Funktionen  der  Plattform regelt. 

Für  den  Betrieb einer Plattform durch eine öffentlich-rechtliche Körperschaft  der  Kantone 

kann exemplarisch auf das  am 20.  Dezember  2024  verabschiedete Bundesgesetz über 

die  Plattformen für  die  elektronische Kommunikation  in der  Justiz (BEKJ) verwiesen wer-

den. 

Abschliessend weisen wir darauf hin, dass  es  anhand  der  Vernehmlassungsunterlagen 

nicht möglich ist,  den  finanziellen und administrativen Aufwand einer schweizweiten Be-

treibungsregisterauskunft einzuschätzen. Daher ersuchen wir Sie, ergänzende Abklä-

rungen respektive Angaben im Hinblick auf  die  parlamentarische Beratung vorzuneh-

men. 

Für  die  Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates 

Dr. Stef n Bilger 

2 
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Regierungsrat des Kantons SchwYz VERSENDET Al,| 1 8, FEB.2025

)kantonschwyzT

I
6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail
Nationalrat
Kommission für Rechtsfragen
3003 Bern
Verneh m l assu ngR K. consu ltat ionCAJ@ parl. ad m i n. ch

Schwyz, 1 l.Februar 2025

Anderung Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische

Zustellungen und Online-Versteigerung)
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Präsident

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2O24 hat die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates

(RK-N) den Kantonsregierungen die Unterlagen für die Anderung des Bundesgesetzes Über Schuld-

betreibung und Konkurs vom 11. April 1889 (SchGK, SR 28LD zur Vernehmlassung bis 28' Feb-

ruar 2025 unterbreitet. Daf ür bedanken wir uns.

Die RK-N hat an ihrer Sitzung vom 7. November 2024 ihre erste Beratung der Vorlage des Sch-

KGs abgeschlossen. Sie hat sich dabei einstimmig dafür ausgesprochen, die gesetzlichen Grund-

lagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft bereits im Rahmen der hängigen Vorlage

zu schaffen. Die RK-N anerkennt, dass ihre Vorschläge (vgl. Art. 8-8c E-SchKG) in diesem Punkt

erheblich von der ursprünglichen Vorlage des Bundesrates abweichen. Entsprechend lädt sie die

Kantone und betroffenen Kreise ein, zu ihren Vorschlägen Stellung zu nehmen, bevor sie die Vor-

lage dem Nationalrat unterbreitet.

Die RK-N stellt im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens konkret folgende zwei Fragen:

1. Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates die ge-

setzlichen Grundlagen für erne schweizweite Betreibungsregisterauskunft schafft? Falls nicht,

welche Vorbehalte haben Sre?

2. Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das die Kommisston vorschlägt
(ug/. Art. 8-8c E-SchKd?

ZuZiff .1: Ja, es ist wünschenswert, dass die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Be-

treibungsregisterauskunft geschaffen werden, allerdings ist in der Praxis dieses Vorhaben zur Zeil

)
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noch nicht ohne weiteres umsetzbar. ln einigen Betreibungsämtern der Schweiz ist es nicht mög-

lich, mittels AHV-Nummer als ldentifikationsmedium zu arbeiten, da diese Amter über keinen

Personendatenzugang verfügen. Obwohl die Weisung Nr. 10 der Dienststelle Oberaufsicht für

Schuldbetreibung und Konkurs vom 1. September 2023 vorliegt (https://www.bj.ad-

min.ch/bj/de/home/wirtschaft/schkg/weisungen.html), sind in der Praxis nach wie vor zahlreiche

Datensätze zuverzeichnen, bei denen die UID-Nr. bei juristischen Personen und die AHV-Nr' bei

natürlichen Personen nicht angegeben sind. ln Bezug auf die Cyber-Sicherheit wird ein beträcht-

liches Risiko eingegangen, da sämtliche Daten der Schweizer Bevölkerung, die im Zusammen-

hang mit dem SchKG stehen, an einem zentralen Ort abgefragt werden. Dies macht diese sensib-

len lnformationen anfällig für Cyberangriffe und erhöht das Schadensrisiko erheblich. Hinsicht-

lich der Gebühren wäre ein Rückgangzu erwarten. Darüber hinaus herrscht Unsicherheit bezüg-

lich des Amtes, das die Gebühr erhält, wenn ein Auszug mit Betreibungen von mehreren Amtern

erstellt wird. Die vorliegende Evidenz legt nahe, dass die Praxis der Erstellungvon Betreibungsre-

gisterauszügen schweizweit erhebliche Unterschiede aufweist. ln einigen Fällen erfolgt eine Prü-

fung des Wohnsitzes und die Erstellung eines Auszugs ausschliesslich auf Grundlage der von dem

Gesuchstel ler angegebenen Adresse.

Zu Ziff .2: Aus unserer Perspektive sollte in Art. 8a E-SchKG der vom Bundesrat vorgeschlagene

Absatz 2bi. eingeführt werden, um eine Wohnsitzprüfung zu gewährleisten. Es ist von essenzieller

Wichtigkeit, dass der Zeitraum der Einträge im Einwohnerregisterzwingend angegeben wird. Nur

durch diese Angabe kann gewährleistet werden, dass der Betreibungsregisterauszug den in der

Schweiz geltenden Zeitraum abdeckt. Dass die eOperations Schweiz AG in der Hand von Schwei-

zer Gemeinwesen die zentrale Datenbank betreiben soll, kann als eine durchaus vorteilhafte Lö-

sung angesehen werden. Scheitert die ldentifikation einer anfragenden Person, ist es essenziell,

dass ausnahmslos keine Auskunft erteilt wird. Ein entsprechender Hinweis auf dem Auszug be-

züglich fehlender ldentifikation weicht vom Sinne und der Einheitlichkeit eines schweizweiten

Auszugs ab. Die Beschränkung der Erteilung einer Drittauskunft auf das zuständige Betreibungs-

amt, welches den lnteressensnachweis gemäss Art. 8a Abs. 1 und2 SchKG prüft, stellt eine zu-

friedenstellende Lösung dar.

Wir danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Präsident, unserer

vorzügl ichen Hochachtung.

lm Namen des Regierungsrates L.Bh^€J
Michael Stähli
Landammann

Kopie an:
die Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.

Dr. Mathias E. Brun

Staatsschreiber

2
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Finanzdepartement 

Rathaus 

Barfüssergasse 24 

4509 Solothurn 

Telefon 032 627 20 57 

finanzdepartement@fd.so.ch 

so.eh 

Peter Hode/ 
Regierungsrat 

,n::,, K AN r ON s olot h ur n 

Kommission für Rechtsfragen 

des Nationalrates 

3003 Bern 

per E-Mail an: 

VernehmlassungRK.consultation­ 

CAJ@parl.admin.ch 

12. Februar 2025 

Vernehmlassung zur Vorlage 24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Kon­ 

kurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung}. Än­ 

derung 

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 haben Sie uns die Vorlage «24.065 n Bundesgesetz über 

Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online­ 

Versteigerung)» zur Vernehmlassung unterbreitet. 

Nach Prüfung dieser Vorlage können wir Ihnen Folgendes mitteilen: 

Stellungnahme zu Frage 1: 

Der Kanton Solothurn begrüsst die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für eine schweiz­ 

weite Betreibungsregisterauskunft vorbehaltslos. 

Stellungnahme zu Frage 2: 

Das von der Kommission vorgeschlagene spezifische Regelungskonzept entspricht vollumfänglich 

unseren Vorstellungen. Wir sind mit den vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen der 

Art. 8, 8a, 8b und 8c E-SchKG einverstanden. 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Änderungsvorschlägen der 

Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates. 

Freundliche; Grüsse 
( .·• 

Peir 
Regierungsrat 
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Commissione per gli affari giuridici del 
Consiglio nazionale 

 
VernehmlassungRK.consultationCAJ@parl.admin.ch 
(word e pdf) 

 
 
 
Procedura di Consultazione sulla legge federale sull'esecuzione e sul fallimento 
(informazioni sull'esecuzione, notifiche elettroniche e aste online) 
 
 
Signor Presidente,  
signore deputate e signori deputati, 
 
vi ringraziamo per averci dato l'opportunità di commentare il disegno di legge in oggetto. 
 
1. Considerazioni generali 

 
Lo scrivente Consiglio di Stato reputa che la creazione di un estratto di esecuzione a 
livello nazionale creerà un importante valore aggiunto per i cittadini e l'economia e 
contribuirà a frenare gli abusi, soprattutto nelle regioni economiche che si estendono su 
più Cantoni e nei Cantoni con numerosi distretti di esecuzione che, a differenza del 
Canton Ticino, non dispongono di un estratto unico di esecuzione a livello cantonale. 
 
Accogliamo quindi con favore la creazione di una base legale per l'estratto di esecuzione 
a livello nazionale, che dovrà in ogni caso poter contare sul finanziamento da parte della 
Confederazione. In questo contesto, osserviamo come non andrà trascurato il fatto che 
si tratta di un progetto informatico impegnativo, in cui si dovrà rispondere a numerose 
questioni dettagliate riguardanti la qualità dei dati, i requisiti tecnici, come detto, il 
finanziamento, le conseguenze legali, la gestione del rischio, la sicurezza dei dati, ecc., 
aspetti che andranno regolati tramite ordinanza che chiediamo sin d’ora di sottoporre ai 
Cantoni.  
 
Una legislazione più snella che costituisce un’ulteriore passo verso la digitalizzazione 
dell'amministrazione, dovrebbe anche evitare di ritardare ulteriormente la 
regolamentazione della notifica elettronica, che è inclusa nella proposta del Consiglio 
federale e risponde a un'esigenza urgente degli uffici di esecuzione. Riteniamo 
importante che la prova dell’interesse richiesta per le informazioni a terzi sia verificata 
giudiziosamente anche nel caso di estratti di esecuzione a livello nazionale e che le 
informazioni possano essere rilasciate tempestivamente anche in futuro.  
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Per quanto riguarda le tariffe per un estratto del registro delle esecuzioni a livello svizzero, 
reputiamo che le stesse debbano basarsi sulle tasse relative a documenti ufficiali 
comparabili, come un estratto del casellario giudiziale o un certificato di domicilio. 
 
2. Risposte alle domande formulate:  

 
Confermando varie osservazioni indicatevi dalla Conferenza degli ufficiali di esecuzione 
e fallimenti della Svizzera della quale è parte anche il nostro Cantone, rispondiamo come 
segue ai quesiti posti. 

 
a) In generale, apprezzate il fatto che la Commissione degli affari giuridici del 
Consiglio nazionale stia creando la base giuridica per le informazioni sul registro 
delle esecuzioni a livello nazionale come parte della proposta del Consiglio 
federale? In caso contrario, quali riserve avete? 
 
Come già menzionato, il Consiglio di Stato accoglie con favore la creazione della base 
legale nell'ambito dell'attuale proposta di legge, un passo che eviterà ai Cantoni e ai 
Comuni di dover introdurre l'accesso elettronico ai dati dei residenti da parte degli uffici 
esecuzioni, come richiesto dalla proposta del Consiglio federale.  
Contrariamente a quanto avviene in Ticino ormai da anni, questo accesso non esiste 
ancora in tutti i Cantoni e i Comuni. Con l'introduzione di un estratto a livello nazionale, 
non è necessario fornire dati sulle persone che si spostano all'interno e all'esterno della 
Svizzera, poiché vengono elencati tutti i procedimenti esecutivi di una persona 
identificabile, indipendentemente dal suo luogo di residenza. Per questo motivo, 
accogliamo con favore il fatto che l'articolo 8a 2bis proposto venga eliminato. 
 
b) Come valutate il concetto normativo specifico proposto dalla Commissione (cfr. 
art. 8-8c n-LEF)? 
 
Accogliamo con favore il concetto normativo di base. I commenti sulle singole disposizioni 
sono riportati di seguito. 
 
3. Sulle singole disposizioni 
 
Art. 8 cpv. 1bis 
L'identificazione delle persone sulla base del loro numero AVS o ID ci sembra 
appropriata. Accogliamo con favore il fatto che sia stata creata una base giuridica chiara 
a tal fine. Tuttavia, non ci è chiara la seguente affermazione: “Dal punto di vista della 
Commissione, è essenziale che il numero AVS (o l'ID) non compaia in nessun punto delle 
informazioni, dell'ordine di pagamento o di qualsiasi altro documento di esecuzione in 
futuro [...]”. Va notato che il numero AVS, riportato tra l'altro sulla tessera sanitaria, viene 
utilizzato da diverse autorità come numero di riferimento e può quindi comparire anche 
nella domanda di esecuzione e quindi nel precetto esecutivo. Poiché il numero AVS non 
contiene dati personali, la restrizione menzionata nel rapporto non è comprensibile. 
Tuttavia, occorre tenere presente che anche le persone che non hanno residenza, 
domicilio o attività lucrativa in Svizzera e che quindi non dispongono di un numero AVS 
o di un ID possono essere interessate dalle procedure di esecuzione in qualità di debitori 
(ad esempio la procedura di sequestro). Questo aspetto deve ancora essere 
regolamentato, ad esempio facendo riferimento all’art. 50 c LAVS, che prevede 

e-parl 03.03.2025 08:40



 
Consiglio di Stato 
6501 Bellinzona 3 di 4  
RG n. 949 del 26 febbraio 2025 

 

 

    

 

l’assegnazione di un numero AVS nei casi in cui vi siano rapporti con un servizio o 
un’istituzione che ha il diritto di utilizzarlo sistematicamente al di fuori dell’AVS. Occorre 
inoltre regolamentare i termini entro i quali i registri di dati esistenti degli uffici di 
esecuzione devono essere integrati con l'identificativo del debitore previsto nell’estratto 
esecutivo federale. 
 
Art. 8 cpv. 3 
Affinché la persona interessata possa richiedere la rettifica di dati errati, deve essere 
possibile vedere dall'estratto dell'esecuzione a livello svizzero quale ufficio ha fornito quali 
dati. Tuttavia, ciò può essere regolato a livello di ordinanza (cfr. art. 8c cpv. 4). Questa 
dato è rilevante ai fini della competenza per l’inoltro di un eventuale ricorso ai sensi 
dell’art. 17 LEF. 
 
Art. 8a cpv. 5 
La formulazione del capoverso 5 può facilmente dare adito a fraintendimenti. Il rapporto 
esplicativo afferma che le informazioni del registro delle esecuzioni sono una emanazione 
del diritto generale di consultazione. Tuttavia, ciò non risulta chiaro dalla sistematica 
giuridica. Il riferimento all'estratto del registro delle esecuzioni nell'art. 8c LEF può essere 
facilmente inteso come un diritto di consultazione separato e indipendente. Per questo 
motivo, raccomandiamo la seguente formulazione: “Inoltre, le informazioni relative a una 
persona contenute nel registro delle esecuzioni sono disciplinate dall'articolo 8c”. 
 
Art. 8b cpv. 1 
Comprendiamo la necessità di una banca dati centrale sviluppata presso eOperation 
Suisse SA della quale il Canton Ticino è membro. Riteniamo tuttavia che la gestione della 
banca dati debba essere un compito federale, il che non esclude la possibilità che il 
servizio tecnico sia fornito da eOperation Suisse SA. In questo contesto, ribadiamo che 
in particolare i costi di sviluppo e di gestione debbano essere presi a carico dalla 
Confederazione. 
 
Art. 8b cpv. 4 
Al capoverso 4 si propone che gli uffici esecuzioni possano effettuare “indagini 
individuali”. Tuttavia, è necessario chiarire che tali indagini possono essere effettuate 
elettronicamente e, soprattutto, automaticamente tramite un'applicazione specializzata.  
 
Art. 8c cpv. 1 
In linea di principio, ci sembra ragionevole che l'estratto del registro delle esecuzioni in 
tutta la Svizzera continui a essere richiesto presso il foro ordinario di esecuzione (art. 46 
LEF). Molti uffici di esecuzione offrono da tempo estratti esecutivi online attraverso i loro 
servizi. A nostro avviso, una piattaforma centralizzata dai costi importanti non è quindi 
assolutamente necessaria. 
 
Art. 8c cpv. 2 
È previsto che l'ufficio di esecuzione o la piattaforma centrale possano esaminare 
l'interesse per le informazioni. Tuttavia, l'interesse giuridicamente sufficiente per le 
informazioni su terzi può essere esaminato solo dall'ufficio di esecuzione. Sebbene ciò 
sia affermato anche nel rapporto, ciò non trova riscontro nel testo legale. Anche 
l'“identificazione” della persona su cui si richiedono informazioni, nel senso di chiarire 
nomi ambigui, può essere compito solo dell'ufficio esecuzioni. Questo va distinto dal caso 
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in cui l'autodichiarazione sia richiesta tramite un e-ID. In questo caso, non è necessario 
identificare la persona su cui si richiedono informazioni; piuttosto, la persona che fa la 
richiesta si è identificata elettronicamente. Pertanto, ci sembra inopportuno menzionare 
la piattaforma (che non reputiamo necessaria) in questo punto. 

 
Ringraziandovi per l’attenzione che vorrete prestare a queste nostre osservazioni 
porgiamo, Signor Presidente, Signore e Signori deputati, l’espressione della nostra alta 
stima. 
 
 

PER IL CONSIGLIO DI STATO 
 

Il Presidente Il Cancelliere 
 
 
Christian Vitta Arnoldo Coduri 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Copia a: 
- Direzione del Dipartimento delle istituzioni (di-dir@ti.ch) 
- Segreteria generale del Dipartimento delle istituzioni (di-sg.ap@ti.ch) 
- Divisione della giustizia (di-dg@ti.ch) 
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch) 
- Pubblicazione in Internet 
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau\ 
Staatskanzlei, Reqierunqskanzlei 8510 Frauenfeld 

Kommission für Rechtsfragen 
des Nationalrates 
Herr Vincent Maitre 
Präsident 
3003 Bern 

Frauenfeld, 18. Februar 2025 
Nr. 83 

24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsaus-
kunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung): Änderung 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit der Stellungnahme zum Entwurf für eine Ände-
rung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG; SR 281.1) und 
teilen Ihnen im Sinne von Frage 1 mit, dass wir die Vorlage unterstützen. 

Für die weiteren Rechtsetzungsarbeiten bitten wir Sie im Sinne von Frage 2 folgende 
Bemerkungen zu berücksichtigen: 

Art. 8a2bis SchKG 

Falls diese Bestimmung aufgehoben wird, ist eine einheitliche, verbindliche und 
schweizweit geltende Regelung erforderlich, die sicherstellt, dass Zu- und Wegzüge 
nicht mehr erfasst werden. Es darf nicht sein, dass es weiterhin kantonale oder gar 
kommunale Unterschiede in der Registerführung gibt. 

Art. 8c Abs. 2 SchKG 

Gemäss Konzeptentwurf wird im Falle einer Drittauskunft der Interessennachweis durch 
die zentrale Plattform automatisch zur Prüfung an das Betreibungsamt übermittelt. Da-
bei stellt sich die Frage, an welches Betreibungsamt diese Übermittlung erfolgt, insbe-
sondere wenn Einträge bei mehreren Betreibungsämtern bestehen. In solchen Fällen 
sollte klar geregelt sein, dass nur ein Betreibungsamt für den Entscheid zuständig ist, 
um widersprüchliche Beurteilungen zu vermeiden. Zudem sollte bei einer fehlgeschla-
genen Identifikation der betreffenden Person die Möglichkeit bestehen, die Auskunft zu 
verweigern. 

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 53 10 
www.tg.ch  
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Thurgau\ 

2/2 

Art. 8c Abs. 3 SchKG 

Es erscheint als praxistauglich, die AHV-Nummer respektive die UID als ldentifikator zu 
verwenden. In diesem Zusammenhang ist aus datenschutzrechtlichen Überlegungen 
auch die Feststellung der Kommission richtig, dass die AHV-Nummer und die UID nicht 
auf der Auskunft, dem Zahlungsbefehl oder sonst einem betreibungsrechtlichen Doku-
ment erscheinen dürfen. Allerdings ist zu prüfen, ob dieses Verbot nicht explizit im Ge-
setz zu regeln wäre. Der neue Art. 8c Abs. 3 SchKG sieht nämlich vor, dass die Aus-
kunft sämtliche Daten zum ldentifikator der Person in der zentralen Datenbank 
umfasse, wozu wohl auch die AHV-Nummer und die UID gehören. Dieser Widerspruch 
ist aufzulösen oder zu erklären. 

Mit freundlichen Grüssen 

räsident des Regierungsrates 

[Ye Staatsschreiber 
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Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Nationalrat
Kommission für Rechtsfragen

3003 Bern

Bundesgesetz überSchuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellun-

gen und Online-Versteigerung), Änderung; Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 hat die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats (RK-N)

den Regierungsrat im Rahmen einer Konsultation eingeladen, zu ihren Anträgen betreffend die Um-

setzung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft im Rahmen des Bundesratsgeschäfts

«24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische

Zustellungen und Online-Versteigerung), Änderung» und insbesondere zu den beiden nachfolgenden

Fragen Stellung zu nehmen.

Wir begrüssen die Schaffung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft bzw. das Bestreben,

bereits heute die gesetzlichen Grundlagen für die Einführung einer schweizweiten Betreibungsregis-

terauskunft im Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG; SR 281.1) zu schaffen.

Die gestellten Fragen beantworten wir wie folgt:

l) Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrats die gesetz-

lichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft schafft? Falls nicht, welche

Vorbehalte haben Sie?

Ja.
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2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das die Kommission vorschlägt (vgl. Art. 8

bis 8c E-SchKG)?

Mit dem vorgeschlagenen Regelungskonzept sind wir grundsätzlich einverstanden. Wichtig er-

scheint uns, dass der Interessennachweis bei Drittauskunft (Art. 8c Abs. 2 SchKG) seriös und den

heute geltenden Vorgaben entsprechend (Art. 8a SchKG) geprüft werden muss. Weiter soll die

Auskunftserteilung zeitnah bzw. ohne Wartezeit von mehreren Tagen erfolgen.

Schliesslich schlagen wir aus gesetzgeberischen Überlegungen vor, in Artikel 8b Absatz l SchKG

von der ausdrücklichen Nennung der eOperations Schweiz AG als Betreiberin der zentralen Da-

tenbank abzusehen.

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren/ wir danken Ihnen für die Gelegenheit

zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Altdorf,7. Februar 2025

^?S:^

'^p M
/... ^9

^4(vf0^

Im Namen des Regierungsrats

Det_KaxizleidirektorDerJ-andaüima/m
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Réf. : 25_COU_771 Lausanne, le 12 février 2025 
 
 
 
Introduction d’un extrait du registre des poursuites à l’échelle nationale – 
consultation ouverte par la CAJ-N dans le cadre de la modification de la loi fédérale 
sur la poursuite pour dettes et la faillite (extrait du registre des poursuites, 
notification par voie électronique et vente aux enchères en ligne) 
 
 
 
Monsieur le Président, 
 
Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud vous remercie d’avoir sollicité son avis sur le projet 
de votre commission prévoyant l’adoption des bases légales nécessaires à l’introduction 
d’un extrait du registre des poursuites à l’échelle nationale.  
 
Après avoir mené une consultation auprès des organismes concernés du canton, il a 
l’honneur de vous faire part de ses déterminations. 
 
I. Remarques d’ordre général  
 
Sur le principe, le Conseil d’Etat soutient la création d’un extrait du registre des poursuites 
à l’échelle nationale. La grande majorité des organismes qu’il a consultés ont également 
fait part de leur intérêt et mentionné les avantages d’un tel registre, notamment une 
amélioration de la qualité du contenu et de la pertinence de l’extrait du registre des 
poursuites ainsi que la création d’un instrument supplémentaire pour la lutte contre les 
fraudes en tous genres. 
 
Si le Conseil d’Etat est favorable à la création de ce registre, il relève que le projet de la 
CAJ-N n’apparaît pas encore entièrement abouti et mériterait d’être clarifié sur certains 
points. On peut citer à cet égard l’utilisation systématique des numéros AVS ou IDE, dont 
certaines catégories de personnes ou d’entreprises ne disposent pas, ou encore la nature 
ou le contenu du mandat donné à la société eOperations. 
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Le Conseil d’Etat relève également un risque de manque de transparence quant aux 
données qui seront effectivement traitées et à la surveillance de la banque de données 
centrale. 
 
Enfin, il siéra de veiller à ce que le projet n’augmente pas sans nécessité la charge de 
travail des offices des poursuites cantonaux afin de limiter ses coûts pour les cantons. 
 
II.  Remarques particulières 
 
S’agissant des remarques particulières, le Conseil d'Etat renvoie au commentaire des 
dispositions qu'il joint à la présente réponse. 

 
III.  Conclusion 
 
Au vu de ce qui précède, le Conseil d'Etat se déclare favorable à l’instauration d’un extrait 
du registre des poursuites à l’échelle nationale.  
 
Le projet devrait néanmoins encore être précisé, de manière à assurer l’efficacité de ce 
nouvel instrument, dans le respect notamment des principes en matière de protection des 
données. Il est également requis de la Confédération qu’elle procède à une évaluation 
précise des conséquences, en termes d’impact financier, de modifications de la législation 
cantonale et de charge de travail supplémentaire pour les offices des poursuites 
cantonaux. 

 
En vous remerciant de l’accueil que vous réserverez aux observations du Canton de Vaud, 
nous vous prions d’agréer, Monsieur le Président, l’expression de notre considération 
distinguée. 
 

 
AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER. 

 
Christelle Luisier Brodard Michel Staffoni 

 
 
Annexe 

• Commentaire des dispositions du projet 

 
 
Copies 

• OAE 

• DGAIC 
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Introduction d’un extrait du registre des poursuites à l’échelle nationale – 
consultation ouverte par la CAJ-N dans le cadre de la modification de la loi fédérale 
sur la poursuite pour dettes et la faillite (extrait du registre des poursuites, 
notification par voie électronique et vente aux enchères en ligne) – annexe à la 
réponse du Conseil d'Etat 

 
Commentaire des dispositions : 
 
Art. 8 al. 1bis P-LP : 
 
Le Conseil d’Etat émet des réserves quant à cette disposition. En effet, il apparaît que 
dans certaines situations, il sera impossible d’utiliser le N°AVS ou IDE comme moyen 
d’identification puisque certains débiteurs n’en disposent pas. C’est le cas par exemple 
d’une succession, d’une indivision ou d’une communauté de propriétaires d’étages. Il en 
va de même de débiteurs domiciliés à l’étranger faisant l’objet de poursuites en Suisse, 
mais soumis à des fors spéciaux ou encore de personnes non inscrites dans les registres 
officiels. L’application d’une telle disposition pourrait donc aboutir à une inégalité de 
traitement entre certaines catégories de débiteurs.  
 
En lien avec la protection des données, le Conseil d’Etat relève que s’agissant de 
l’utilisation du N°AVS comme identificateur d’une personne (art. 8 al. 1bis P-LP et art. 8b 
al. 3 let. a P-LP), il existe un risque de non-respect des exigences dégagées par la 
jurisprudence en termes de densité normative. Ainsi, les modalités d’échanges de 
données et l’existence d’un appariement de données via le N°AVS devraient le cas-
échéant être clarifiées dans une base légale. 

 
Art. 8b al. 1 P-LP (nouveau) : 
 
Cette disposition mentionne « les extraits des offices des poursuites » de manière 
générale. Il serait judicieux de préciser si l’on entend par là « les extraits des registres des 
poursuites » et quelles données sont concernées. 
 
Par ailleurs, le Conseil d’Etat estime que cette disposition manque de précision quant à la 
nature et au contenu du mandat donné à eOperations par les cantons, ainsi qu’au rôle qui 
appartiendra à cette société dans le traitement des données.  

 
Art. 8b al. 2 P-LP (nouveau) : 
 
Il pourrait être opportun de préciser dans la loi quelles sont exactement les données 
nécessaires aux extraits des poursuites en les listant, comme cela a été fait dans la loi sur 
le service national des adresses (LSAdr). 
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Art. 8b al. 3 P-LP (nouveau) : 
 
Comme évoqué au commentaire de l’art. 8 al. 1bis P-LP, cette disposition ne tient pas 
compte du fait que certaines personnes ou entreprises n’ont pas de N°AVS ou IDE. 
 
Le Conseil d’Etat relève qu’à la lecture du projet de la CAJ-N et du rapport explicatif y 
relatif, on ne parvient pas à comprendre ce qu’on entend par « les données transmises 
peuvent être alignées » (s’agit-il d’une mise à jour avec les données provenant d’un autre 
registre ?). Il pourrait être opportun de préciser également à quel registre la plateforme 
sera interfacée et quel type de communication est prévu (communication systématique et 
automatique, communication par procédure d’appel). 
 
Art. 8c al. 1 P-LP (nouveau) : 
 
La mention « for de la poursuite de cette personne » prête à confusion dans la mesure où 
il pourrait s’agir d’une succession, indivision ou communauté des propriétaires par étages.  
 
Les termes « for de la poursuite du débiteur » seraient sans doute plus précis. 
 
Art. 8c al. 2 P-LP (nouveau) : 
 
Selon le rapport de la CAJ-N, la demande d’extrait via la plateforme ne pourra se faire que 
par le biais de l’e-ID. Le Conseil d’Etat préconise la possibilité de prévoir une alternative 
à l’e-ID pour s’identifier et s’authentifier à la plateforme en vue d’obtenir un extrait. Compte 
tenu de l’absence d’informations sur la nature et le mandat confié à eOperations, on 
ignore, à ce stade, si la plateforme projetée pourrait entrer ou non dans le champ 
d’application du projet de loi fédérale sur l’identité électronique et d’autres moyens de 
preuves électroniques (LeID). 

 
Par ailleurs, dans les cas de demande émanant d’un tiers, on peut craindre que la 
procédure prévue par le projet (transfert automatique de la demande à un office des 
poursuites et preuve d’un intérêt vraisemblable) ne prolonge les délais actuels pour 
l’obtention d’extraits des poursuites. 

 
Art. 8c al. 3 P-LP (nouveau) : 
 
Cette disposition n’est pas claire, en particulier les termes « les données sur 
l’identificateur ».  Le rapport explicatif assure, s’agissant de l’art. 8 al. 1bis P-LP, que le 
N°AVS ou IDE ne doit apparaître nulle part sur l’extrait du registre des poursuites, le 
commandement de payer ou tout autre document de l’office des poursuites, solution que 
le Conseil d’Etat approuve d’ailleurs. Dès lors, la formulation de cette disposition doit être 
précisée.  

 
 

 
 

* * * 

e-parl 03.03.2025 08:40



Conseil d'Etat
Staatsrat

CP 670,1950 Sion

111111111111111111111111111
CANTOHOUVAUUS

KUfTOHWAlUS

p.p.
CH-1951
Sion

2025.00614

Poste CH SA

Conseil National
Commission des affaires juridiques
À l'att. de M. Vincent Maître, président
CH-3003 Bern

Votre réf. 24.065 n /

Date 2 6 FEV. 2025

Procédure de consultation - 24.065 n Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite
(Extrait du registre des poursuites, notification par voie électronique et vente aux enchères
en ligne). Modification

Monsieur le président,

Le. Gouvernement valaisan vous remercie pour votre invitation du 4 décembre 2024 concernant
l'objet cité en référence et vous fait part d-après de sa prise de position.

La présente modification de la loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite a pour objectif
d'adapter les dispositions légales afin de permettre ['émission d'un extrait de poursuite national. Nous
saluons la possibilité de créer un extrait de poursuites national. La pertinence des renseignements
sur les poursuites sera ainsi considérablement améliorée.

Nous sommes dès lors favorables, sur le principe, à ce que la CAJ-N élabore les bases légales
nécessaires à la création d'un extrait du registre des poursuites à l'échelle nationale, dans [e cadre
du projet fédéral.

Les Offices des poursuites valaisans utilisent, depuis 2017, le numéro AVS au sens de la loi fédérale
du 20 décembre 1946 sur l'assurance-vieillesse et survivants pour les personnes physiques, et le
numéro d'identification des entreprises au sens de la loi fédérale du 18 juin 2010 sur le numéro
d'identification des entreprises pour les entreprises. C'est grâce à cette utifisation qu'un extrait
cantonal est déjà délivré pour le canton du Valais.

Concernant les propositions spécifiques de la commission (cf. art. 8 à 8c P-LP), nous n'avons pas
de remarque ou de commentaire concernant la formulation. Certaines questions se posent
cependant dans le cadre de la future application de ces textes :

Quelle sera la source de financement de eOperations Suisse SA ? S'agira-t-il uniquement de
l'encaissement de l'émolument prévu à l'art, 12a OELP? Les cantons devront-ils participer à ce
financement ? En cas d'encaissement de l'émolument par eOperations Suisse SA, est-ce qu'une
partie de cet émolument sera reversé à l'Offiœ dont proviennent les informations ?

Dès le moment où les données confidentielles sont transmises à un tiers (eOperations Suisse SA),
qui sera responsable et propriétaire de ces données ? Dans le cas de l'émission d'un faux,qui sera
responsable de la dénonciation pénale pour faux dans les titres ?

En résumé, nous soutenons ces modifications de la loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la
faillite.

Av, de France 71. CP 670, 1950 Son
Tél. 027 606 21 00
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En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le président, à
l'assurance de notre parfaite considération.

Au nom du Conseil d'Etat

La chancefière

î'.yu^'

Monique Albr^cht

Copie à vernehmjassyn(3RK,.consd .ch
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26. Februar 2025 (RRB Nr. 181/2024)
Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
(Konsultation)

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Frauen Nationalrätinnen und Herren Nationalräte

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 12. Dezember 2024 und bedanken uns für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Zu den von Ihnen gestellten Fragen äussern wir und wie 
folgt:

1) Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des 
Bundesrates die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungs-
registerauskunft schafft? Falls nicht, welche Vorbehalte haben Sie? 
Wir begrüssen es, wenn gesetzliche Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregis-
terauskunft geschaffen werden. Das geltende Gesetzesrecht entspricht nicht mehr den 
Bedürfnissen einer mobilen Gesellschaft. Einträge erfolgen heute im Betreibungsregister 
des jeweiligen Betreibungskreises, gehen aber bei Umzug oder Sitzwechsel in einen 
 neuen Betreibungskreis nicht in den neuen Kreis über, sondern bleiben am alten Betrei-
bungsort bestehen. Wird eine Schuldnerin oder ein Schuldner im neuen Betreibungskreis 
betrieben, wird das Betreibungsregister im früheren Betreibungskreis nicht mehr angerei-
chert, sondern es entstehen nur im neuen Betreibungskreis Einträge. Eine schweizweite 
Betreibungsregisterauskunft würde die Möglichkeiten einerseits den «Schuldentourismus» 
beschränken, d. h. die Erschwerung der Rückverfolgung früherer Betreibungen für Dritte 
durch Wohnortswechsel, was insbesondere im Bereich des Mietwohnungsmarktes zu 
mehr Transparenz führen würde. Anderseits würde sie die «Konkursreiterei» erschweren, 
bei der überschuldete Kapitalgesellschaften bei absehbarer Insolvenz mittels Organ-, 
Firmen-, Sitz- und Zweckänderungen durch «Firmenbestatter» von den Vororganen ab-
gekoppelt werden, damit sie mit scheinbar ungetrübtem wirtschaftlichem Leumund ihr 
Verlustgeschäft im Rahmen einer Auffanggesellschaft fortsetzen können. Eine schweiz-
weite Betreibungsregisterauskunft führt somit zu einer erhöhten Aussagekraft der Betrei-

Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates
3003 Bern
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bungsregisterauszüge und dürfte zugleich den administrativen Aufwand sowohl für die 
Anforderung als auch für die Ausstellung von Betreibungsregisterauszügen reduzieren. 
Damit handelt es sich bei der vorgeschlagenen schweizweiten Betreibungsregisteraus-
kunft um ein wichtiges Anliegen aus der Praxis.
Die mit der konkreten Umsetzung verbundenen Fragen sollten jedoch nicht unterschätzt 
werden (Kompetenzen und Aufgabengebiet der zentralen Plattform, Gebührenaufteilung, 
Vorbehalte auf den Betreibungsregisterauszügen usw.). 

2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das die Kommission 
vorschlägt (vgl. Art. 8–8c E-SchKG)?
Wir begrüssen grundsätzlich das spezifische Regelungskonzept. Die finanziellen Auswir-
kungen der Vorlage auf die Kantone und Gemeinden werden jedoch in Ihrem Zusatz-
bericht nicht konkretisiert, insbesondere nicht hinsichtlich der Kosten des Aufbaus und 
des Betriebs der zentralen Datenbank sowie der Gebühren für Auskünfte aus dem Betrei-
bungsregister. Der Bund sollte mit einer leistungsgerechten Ausgestaltung der Gebühren 
für Auskünfte aus dem Betreibungsregister dafür sorgen, dass den Betreibungsämtern 
keine ungedeckten Kosten entstehen.

Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen 

Art. 8 Abs. 1bis E-SchKG 
Die Verwendung der AHV-Nummer (AHVN13) bzw. der Unternehmens-Identifikationsnum-
mer (UID) als Identifikatoren ist zweckmässig und praxisgerecht, insbesondere um Schul-
dentourismus und Konkursreiterei zu erschweren. Zu bedenken ist jedoch, dass durch die 
vorgeschlagenen Identifikatoren nicht sämtliche Schuldnerinnen und Schuldner erfasst 
werden (beispielsweise Erbengemeinschaften oder im Handelsregister nicht eingetragene 
Vereine), womit für diesen – kleinen – Anteil keine schweizweite Auskunft erteilt werden 
kann.

Art. 8 Abs. 3 Satz 2 E-SchKG 
Die Ergänzung ist sinnvoll. Gerade bei einem schweizweiten Betreibungsregisterauszug  
ist die Anlieferung der Datenqualität an die Plattform zentral. Diese Anlieferung erfolgt 
durch die einzelnen Betreibungsämter, die für ihre Daten auch im Rahmen eines schweiz-
weiten Betreibungsregisterauszugs verantwortlich sind. Nur das einzelne Amt oder, auf 
Beschwerde hin, seine Aufsichtsbehörde kann fehlerhafte Daten korrigieren. Damit die 
Betroffenen beim zuständigen Betreibungsamt einen Antrag stellen können, muss aus 
dem schweizweiten Betreibungsregisterauszug ersichtlich sein, von welchem Amt welche 
Daten angeliefert worden sind. 

Art. 8a Abs. 2bis E-SchKG
Der Verzicht auf diese Bestimmung erscheint notwendig, wenn man die Online-Selbstaus-
kunft rund um die Uhr an allen Wochentagen (24/7) einführen möchte. Eine automatisierte 
Selbstauskunft ist mit der Protokollierung des Zu- und Wegzugsdatums grundsätzlich 
nicht vereinbar, da eine automatisierte Protokollierung des Zu- und Wegzugsdatums nicht 
machbar ist. 
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Selbst wenn man dem Entwurf des Bundesrates folgte, hätte dies nichts daran geändert, 
dass Personen, die sich gegen Betrug schützen wollen, nicht davon entlastet worden 
wären, mehrere Betreibungsregisterauskünfte einzuholen und die Auszüge über juristische 
Personen mit dem Handelsregister abzugleichen. Dem Ziel indessen, den Selbstschutz  
zu fördern, diente es am besten, wenn er möglichst wenig Umtriebe verursacht.

Art. 8a Abs. 5 E-SchKG 
Die Formulierung kann leicht zu Missverständnissen führen. Im erläuternden Bericht wird 
ausgeführt, dass es sich bei der Auskunft aus dem Betreibungsregister um eine Unterform 
des allgemeinen Einsichtsrechts handelt. Dies wird aber aus der Gesetzessystematik  
nicht klar. Die Verweisung auf Art. 8c E-SchKG kann ohne Weiteres so verstanden werden,  
als handle es sich um ein eigenes und eigenständiges Einsichtsrecht. Dies kann z. B. mit 
folgender Formulierung verhindert werden: «Im Übrigen richtet sich die Auskunft aus dem 
Betreibungsregister über eine Person nach Artikel 8 c.» 

Marginalie zu Art. 8b E-SchKG 
In Art. 8b E-SchKG wird durchgängig von «Datenbank» gesprochen, in Art. 8c Abs. 1 und 2 
E-SchKG von «Plattform». Dem Entwurf lässt sich nicht deutlich genug entnehmen, worin 
sich «Datenbank» und «Plattform» unterscheiden. Zu prüfen ist demnach folgende For-
mulierung der Marginalie: «Zentrale Plattform und zentrale Datenbank» oder «Zentrales 
Informationssystem». 

Art. 8b Abs. 1 E-SchKG 
Die Bestimmung nennt das Unternehmen, das die Datenbank betreiben soll (eOperations 
Schweiz AG). Eine solche Nennung auf Gesetzesstufe ist nicht nur unüblich (Stufenge-
rechtigkeit), sondern erschwert spätere Änderungen (Flexibilität). Die Verordnungsstufe  
ist hierfür geeigneter. Ein Augenmerk ist jedenfalls auf den Datenschutz hinsichtlich der 
sensiblen Registerdaten zu legen, womit die Datenbankbetreiberin ausschliesslich in 
staatlicher Hand sein und auch bleiben muss. Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, ob 
nicht eine Stelle des Bundes die zentrale Datenbank betreiben könnte. 
Die Formulierung «Im Auftrag der Kantone» ist wegzulassen, da damit in die verfassungs-
mässige Kompetenzordnung eingegriffen  
würde (vgl. hierzu auch unten, Art. 8c Abs. 1 und 4 E-SchKG). Zudem führt Anhang Ziff. 5 
des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 2024 über den elektronischen Identitätsnachweis 
und andere elektronische Nachweise (E-ID-Gesetz, BGEID; BBl 2025 20) Art. 33a Abs. 2bis 
SchKG ein. Diese Bestimmung spricht von der «Plattform des Bundes», was der Formulie-
rung Ihrer Kommission widerspricht («[i]m Auftrag der Kantone … zentrale Datenbank»). 
Jedenfalls sollte der Bund – und nicht die Kantone – die Kosten für den Aufbau und den 
Betrieb der zentralen Datenbank tragen.

Art. 8b Abs. 3 E-SchKG 
Gemäss Entwurf «können» die «von den Betreibungsämtern übermittelten Daten … mit 
der AHV-Nummer bzw. der Unternehmens-Identifikationsnummer angereichert werden». 
Es ist davon auszugehen, dass es sich nicht um «können» handelt, denn ohne Identifikator 
ist eine eindeutige und endgültige Zuweisung in der zentralen Datenbank nicht möglich. 
Da die übrigen Inhalte von Abs. 3 tatsächlich freigestellt sind (Abgleich mit dem Einwoh-
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ner- und anderen Registern), der Identifikator aber zwingend ist, sollte dieser nicht in  
Abs. 3 geregelt werden, sondern in Abs. 2, beispielsweise wie folgt: «[… Datenbank.] Die 
Daten werden, soweit möglich, mit der AHV-Nummer bzw. der Unternehmens-Identifika-
tionsnummer angereichert.» 

Art. 8b Abs. 4 E-SchKG 
Gemäss der vorgeschlagenen Bestimmung sollen Betreibungsämter bloss Einzelabfragen 
vornehmen dürfen. Dies wäre jedoch mit einer effizienten Verwaltung kaum vereinbar. 
Vielmehr sollten solche Abfragen elektronisch und vor allem automatisiert mittels Fach-
applikation möglich sein, wofür die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen sind.

Art. 8c Abs. 1 und 2 E-SchKG 
Auch in Art. 8c Abs. 1 E-SchKG sollte wegen der verfassungsmässigen Kompetenzord-
nung auf die Nennung der Kantone verzichtet werden (vgl. Bemerkungen zu Art. 8b Abs. 1 
und Art. 8c Abs. 4 E-SchKG). Überdies sollten es nicht die Kantone sein, welche die Platt-
form betreiben, sondern der Bund. 
Die in Art. 8c Abs. 1 und 2 E-SchKG vorgeschlagene Regelung zur Einholung der Betrei-
bungsregisterauskunft beim Betreibungsamt bzw. elektronisch über die neue zentrale 
Plattform unterscheidet gemäss S. 8 der Erläuterungen «zwecks Komplexitätsreduktion» 
nicht zwischen Selbstauskunft (gesuchstellende Person und Zielperson identisch) oder 
Drittauskunft (Gesuch um Auskunft einer Person über einen Dritten als Zielperson). Ge-
mäss den Erläuterungen soll indessen nur die Selbstauskunft elektronisch bei der Platt-
form verlangt werden können. Für eine Drittauskunft dagegen kann die Plattform der 
gesuchstellenden Person elektronisch keine Auskunft erteilen. Diesfalls übermittelt sie das 
Gesuch automatisch an das Betreibungsamt, dem von der gesuchstellenden Person der 
Interessennachweis darzubringen ist. Mit Blick auf die ausgesprochen praxisrelevante 
Frage, wie eine Betreibungsregisterauskunft einzuholen ist, sollte der vorgeschlagene 
Wortlaut dahingehend überprüft werden, ob er nicht zu neuen Unklarheiten führen könnte. 
Im Weiteren setzt eine automatisierte Selbstauskunft die noch einzuführende elektroni-
schen Identität (E-ID) des Bundes gemäss dem BGEID voraus. 

Art. 8c Abs. 4 E-SchKG 
Im vorliegenden Entwurf nicht berücksichtigt ist die Änderung gemäss Anhang Ziff. 5 
BGEID, womit Art. 33a Abs. 2bis SchKG geschaffen wurde. Diese Bestimmung nennt die 
«Plattform des Bundes» und regelt, dass der «Bundesrat bestimmt, welche Plattformen 
dazu eingesetzt werden können». Da Art. 33a Abs. 2bis SchKG dem Bundesrat eine Ver-
ordnungskompetenz einräumt, sollte dies auch in einem neuen Bst. a in Art. 8c Abs. 4 
E-SchKG erfolgen: «a. die Ausgestaltung und den Betrieb der zentralen Plattform; […]». 
Die Bst. a–d gemäss vorliegendem Entwurf würden dann zu Bst. b–e.
Im Übrigen spricht Art. 33a Abs. 2bis SchKG («Plattform des Bundes») gegen die vorgese-
hene Lösung, wonach die Kantone die Plattform betreiben (vgl. Bemerkungen zu Art. 8b 
Abs. 1 und 8c Abs. 1 E-SchKG). 
Zu begrüssen ist die einheitliche Form und Validierung der Auskunft, was die Fälschungs-
gefahr von Registerauszügen wirksam vermindert (Bst. a gemäss Aufzählung des vorlie-
genden Entwurfs). 
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Der Bundesrat sollte hinsichtlich Bst. b (gemäss Aufzählung des vorliegenden Entwurfs) 
prüfen, ob der Inhalt der Betreibungsregisterauskünfte aussagekräftiger gestalten werden 
kann. In ausländerrechtlichen Verfahren ist es bei verschuldeten Personen massgeblich, 
ob es sich bei den verzeichneten Betreibungen um erstmals in Betreibung gesetzte Schul-
den oder um wieder in Betreibung gesetzte (alte) Schulden handelt. Dieser Sachverhalt ist 
heute nur sehr aufwendig festzustellen. Es würde die Arbeit der Gerichte substanziell 
entlasten, wenn diese Information künftig im Auszug ersichtlich wäre. 

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

Natalie Rickli Dr. Kathrin Arioli
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Casafair Schweiz | Bollwerk 35 | Postfach | 3001 Bern 
Telefon 031 311 50 55 | kontakt@casafair.ch | www.casafair.ch  

Bern, 13. Februar 2025  ks 

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Casafair ist der Verband für nachhaltig orientierte und faire Wohneigentümerinnen und -Eigentümer. 
Er setzt sich für klimafreundliches Bauen, gesundes Wohnen, haushälterische Bodennutzung und faire 
Miet- und Nachbarschaftsverhältnisse ein. In dieser Funktion beteiligt sich der Verband am Vernehm-
lassungsverfahren zur Revision des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG). 

 

1. Grundsätzlicher Handlungsbedarf 

Casafair begrüsst das Ziel des Bundesrates, die Aussagekraft von Betreibungsauskünften zu verbes-
sern. Für Hauseigentümer*innen und Vermietende ermöglicht ein Betreibungsregisterauszug, Aus-
kunft über die Zahlungsfähigkeit von Vertragspartner*innen wie Lieferanten und Handwerkern oder 
beim Abschluss von Mietverträgen zu erhalten. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Pflicht zur Wohn-
sitzüberprüfung ist jedoch nicht ausreichend, sie schützt nur ungenügend gegen den Missbrauch von 
Betreibungsregisterauszügen durch Domizilwechsel («Schuldnertourismus»). Wenn jemand in einen 
neuen Betreibungskreis umzieht, werden die bestehenden Betreibungen nicht übertragen und der 
neue Betreibungsregisterauszug bleibt leer. Infolgedessen werden sich Gläubiger auch zukünftig noch 
an Wirtschaftsauskunftsbüros wenden müssen, um überhaupt schweizweite Informationen über die 
Zahlungsfähigkeit von Firmen und Privatpersonen zu bekommen. Deshalb befürwortet Casafair die 
Einführung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft unabhängig von Wohnsitz/Betreibungs-
kreis, wie sie jetzt die Rechtskommission des Nationalrats vorschlägt. 

 

 

Casafair | Postfach | 3001 Bern 

Nationalrat 
Kommission für Rechtsfragen 
Herrn Kommissionspräsident Vincent Maitre 
3003 Bern 
 

Stellungnahme zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) 
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2. Art. 8-8c E-SchKG 

 

Art. 8 Abs. 1bis 

Die Verwendung der AHV-Nummer bzw. UID für die Identifikation beim Datenzusammenzug ist aus 
Sicht Casafair schlüssig. Es muss aber jederzeit sichergestellt sein, dass diese Angaben niemals auf 
einer Auskunft, einem Zahlungsbefehl oder sonst einem betreibungsamtlichen Dokument erscheint. 

 

Art. 8a: Streichen von Randtitel und Abs. 2bis 

Eine online-Selbstauskunft aus dem Betreibungsregister stellt eine erhebliche Vereinfachung dar. 
Diese soll nicht durch eine ungenügende Zwischenlösung erschwert werden, Casafair unterstützt die 
Streichung. 

 

Art. 8b: 3. Zentrale Datenbank  

Casafair erachtet es als geboten, dass eine solche zentralisierte Datenbank nur von einer Firma be-
trieben werden darf, die vollständig im Eigentum und damit unter der Aufsicht der öffentlichen Hand 
ist. 

 

Art. 8c: 4. Auskunft aus dem Betreibungsregister Abs. 2 

Casafair erachtet eine ausdrückliche Regelung im Gesetz als unabdingbar, dass die zentrale Platt-
form nicht für online-Drittauskünfte dienen kann. Bei Drittauskünften muss ein Interessensnachweis 
zwingend darzubringen sein. 

 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und Prüfung unserer Anliegen und stehen Ihnen für einen 
Austausch gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Kathy Steiner 
Geschäftsleiterin Casafair Schweiz 
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Per Mail an: VernehmlassungRK.consultationCAJ@parl.admin.ch 

Stellungnahme zur Konsultation: 

24.065 - Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 
(Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und On-
line-Versteigerung). Änderung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Gerne nehmen wir wie folgt Stellung. 

Seit 1888 widmet sich der Gläubigerverband Creditreform in der Form einer Genossenschaft der 
Aufgabe, Geschäfte ihrer Genossenschafter sicherer zu machen und sie vor unnötigen Debitoren-
ausfällen zu bewahren. Creditreform bietet Wirtschaftsauskünfte sowie Inkassodienstleistungen 
aus einer Hand an, so auch Informationen zur Identifizierung des Vertragspartners nach GwG so-
wie der Feststellung des wirtschaftlichen Berechtigten. Creditreform verfügt heute über ein Netz 
von rund 180 Geschäftsstellen in Europa und sieben selbständige Kreisbüros in der Schweiz. Mehr 
als 165'000 Unternehmen in Europa sind Mitglieder bei Creditreform. Diese beziehen jedes Jahr 
über 22 Millionen Wirtschafts- und Bonitätsauskünfte. 

Zu diesem Geschäft haben wir bereits im Oktober 2022 Stellung genommen. Zu unserer Überra-
schung hat die RK-N das Geschäft ausgeweitet und in Konsultation gegeben. Dies mit der Begrün-
dung, dass sich die Kommission einstimmig für die Ausweitung zur Schaffung eines gesamtschwei-
zerischen Betreibungsregisterauszuges (nachfolgend BA) ausgesprochen hat. Wir erachten eine 
derartige Ausweitung als vorschnell und unüberlegt. Die eigentliche Vernehmlassung wurde be-
reits abgeschlossen. Wieso ein derart wichtiges Anliegen einfach über die Hintertür eines Kommis-
sionsgeschäftes eingebracht bzw. ausgeweitet wird, ist für uns weder nachvollziehbar noch akzep-
tabel. Hinzu kommt, dass mit dieser Kommissionskonsultation ein Vorgehen gewählt wird, welches 
eine breite Diskussion verhindert. Dies zeigt sich nur schon darin, dass mit der Art der Publikation 
solcher Konsultationen die Visibilität für die Breite stark eingeschränkt ist. Man muss sich schon 
selbst stark um die Information bemühen, um überhaupt darauf aufmerksam zu werden, da diese 
nicht einfach in der sonst üblichen Form unter den Vernehmlassungen aufgeführt sind. Wir leh-
nen das gewählte Vorgehen deshalb in aller Form ab und erachten eine derartige abwei-
chende Ausweitung nach dem Abschluss einer Vernehmlassung als rechtsstaatlich bedenk-
lich. Dies entspricht zumindest in keiner Art und Weise den schweizerischen politischen Ge-
pflogenheiten. 

Antrag 

Der Schweizerische Verband Creditreform beantragt den Kommissionsantrag abzu-
lehnen. Es soll hierfür ein eigener Vorstoss zu einem schweizweiten Betreibungsregister-
auszug eingereicht und ein entsprechendes Vorprojekt ausgearbeitet und in ein ordentli-
ches Vernehmlassungsverfahren aufgenommen werden. Die quasi über die «Hintertür» 
durch den Kommissionsantrag eingereichte Ausweitung des Geschäftes mit solcher Trag-
weite ist abzulehnen. 
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Begründung 

Einseitige Ausrichtung auf eine Bedarfsgruppe: Dem Zusatzbericht ist zu entnehmen, dass pro 
Jahr rund 1.5 bis 2 Mio. BA erteilt werden. Davon werden aussagegemäss 80 % für die Überprüfung 
von Mietwohnungsbewerbern verwendet. Hier stellt sich uns die Frage, ob sich der Aufbau einer 
schweizweiten BA rechtfertigt, um primär den Mietern die Möglichkeit zu geben, einfacher und 
schneller zu einer BA zu kommen, um so den Erwartungen der Vermieter zu entsprechen. Vermie-
ter sind praktisch die einzige Gruppe, die aufgrund ihrer Stellung vom Interessenten verlangen 
können, selbst einen BA beizubringen. 

Zu hohe Erwartung an die BA: Der BA wird in diesem Zusammenhang ein zu grosses Gewicht 
beigemessen. Im ganzen Geschäft fehlt die grundlegende Auseinandersetzung mit der Funktion 
bzw. der Zielsetzung einer BA. Richtig ist, dass ein Schuldner zu einfach zu einem «sauberen» BA 
gelangen kann, dies ist aber auch dem Umstand geschuldet, dass sich die Auskunftsempfänger zu 
schnell zufriedengeben. Der Grund hierfür ist also mehr bei den Gläubigern (i.S. den Verwaltungen 
von Liegenschaften) zu suchen als bei den Mietinteressenten. Die Vermieter stellen sich oft mit 
einem vom Mietinteressenten beigebrachten BA zufrieden. Sie waren und sind zu bequem, um die 
notwendigen Überprüfungen selbst vorzunehmen, zumal der Zuzugsort ja neu angezeigt werden 
soll. Zudem ist es bequemer, wenn die BA aufgrund der dominanten Marktposition des Vermieters 
beim Mieter einfach einverlangt werden kann. Damit sparen sich die Verwaltungen zudem die Kos-
ten der BA. 

Unüberlegte Ausweitung des Geschäftes auf das Betreibungsregister: Wir erachten die ge-
plante Ausweitung als voreilig und unüberlegt. Es ist zwar richtig, dass eine Machbarkeitsstudie 
von der Digitalen Verwaltung Schweiz (DVS) erstellt wurde, und es besteht auch kein Zweifel daran, 
dass das Vorhaben technisch umsetzbar ist. Die Studie bezieht sich jedoch nur auf die technische 
Machbarkeit und alle anderen für den Entscheid relevanten Punkte werden bewusst ausgeblendet, 
bzw. sind nicht Teil des Auftrages. Aus diesem Grund erachten wir es als zwingend notwendig, dass 
auch die nachfolgend aufgeführten Fragen eingehend aufbereitet werden: 

• Zielsetzung der BA: Die politischen Interventionen zeigen auf, dass sich das Parlament nicht 
im Klaren ist, was der Zweck einer BA sein soll. So will man mit den parlamentarischen Inter-
ventionen «Keine Jahresfrist für die Möglichkeit der Nichtbekanntgabe von Betreibungsein-
trägen» (22.400) und «Möglichkeit der Nichtbekanntgabe von Betreibungseinträgen» 
(22.401) den Schuldnern die Möglichkeit geben, die vom Bundesgericht festgelegte Frist von 
einem Jahr abzuschaffen. Damit wird es dem Schuldner vereinfacht, rasch zu einem saube-
ren BA zu kommen. Es geht aber vergessen, dass nur weil der Gläubiger keine Anstrengung 
unternimmt, den Rechtsvorschlag zu beseitigen, dies nicht bedeutet, dass die Betreibung 
auch ungerechtfertigt ist. Einerseits sind die Anforderungen für eine provisorische Rechts-
öffnung hoch weil dafür eine handschriftlich unterzeichnete Schuldanerkennung gefordert 
wird, was in der heutigen digitalen Zeit in keiner Art mehr den Marktgegebenheiten ent-
spricht. Andererseits muss der Gläubiger betreiben, will er die Verjährung unterbrechen. Da 
Verlustscheine nach 20 Jahren verjähren, ist es für die Aussagekraft einer BA wichtig, dass 
diese Vorkommnisse auch darin abgebildet werden. Der Kanton Genf hat zudem die kanto-
nale Initiative «Automatische Löschung von Betreibungen bei Tilgung der betriebenen For-
derungen» (24.306) eingereicht. Hiermit sollen alle Betreibungseinträge zu getilgten Forde-
rungen automatisch gelöscht werden. Der Kanton Genf begründet den Vorstoss damit, dass 
Personen mit Betreibungen von der Wohnungssuche ausgeschlossen würden. Bevor also 
die Frage nach einer gesamtschweizerischen BA gestellt wird soll geklärt werden, welche 
Aussagekraft eine BA haben soll. 

• Viele offene Fragen: Die Machbarkeitsstudie hat viele Fragen bewusst ausgeschlossen. Es 
ging darin primär um die technische Machbarkeit. Dies heisst aber nicht, dass diese 
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vorgeschlagene Lösungsansatz auch wirklich die richtige Lösung ist. Viele Fragen werden 
aufgrund des von der Kommission gewählten Vorgehens nicht eingehend aufgearbeitet. Fra-
gen wie der Datenschutz, die Erlösverteilung der Einnahmen aus dem Verkauf der BA und 
wer die Kosten zu tragen hat, usw. wurden nicht mit der entsprechenden Sorgfalt diskutiert. 
Dies spricht gegen die Ausweitung dieses Geschäftes 

Vollständigkeit ab Inbetriebnahme: Der Gläubiger braucht die Sicherheit, dass alle Betreibun-
gen ab der Inbetriebnahme im Betreibungsregisterauszug aufgeführt sind. Im Konsultationsbe-
richt wird hingewiesen, dass alle Betreibungen, die einer Person zugewiesen werden können, auch 
angezeigt werden sollen. Gerade in der Anfangsphase einer Betreibung kann dies aber dazu füh-
ren, dass eine BA nicht vollständig ist. Es muss zwingend eine verbindlichere Formulierung gefun-
den werden, damit alle schweizweiten Betreibungen ab Start in der BA vorhanden sind, ansonsten 
läuft der Gläubiger Gefahr, gutgläubig sein Geld zu verlieren. Letztlich trägt eben der Gläubiger als 
Vertragspartner, das aus der unvollständigen BA resultierende Risiko. Zudem muss die Verantwor-
tung für die Vollständigkeit der Daten im Gesetz verankert werden. Diese kann nur der zuständigen 
staatlichen Stelle überbunden werden. 

Glaubhaftmachung des Interesses durch Dritte: Gemäss Art. 8a SchKG kann jeder, der ein Inte-
resse glaubhaft macht, Einsicht in das Betreibungsregister verlangen. In Art. 8c SchKG soll die Aus-
kunft geregelt werden. Leider wird die Glaubhaftmachung schweizweit sehr unterschiedlich aus-
gelegt. Jedes Betreibungsamt entscheidet heutzutage eigenständig, welche Anforderungen es an 
einen Interessennachweis stellt, gibt aber im Umkehrschluss auch nur die eigenen vorhandenen 
Daten preis. Der Bericht sieht vor, dass Dritte weiterhin beim jeweils örtlich zuständigen Betrei-
bungsamt eine Auskunft einholen müssen. Durch die Einführung dieser schweizweiten Datenbank 
haben alle zwar die gleiche Datengrundlage. Es würden dann aber trotzdem einzelne Betreibungs-
ämter beim selben Interessennachweis Auskunft geben und andere nicht, obwohl sie Zugriff zu 
denselben Daten haben, aber die Anforderungen an die Glaubhaftmachung unterschiedlich ge-
wichten. Eine neuer, ordentlicher Vorstoss würde hier die Möglichkeit bieten, Klarheit zu schaffen, 
indem die Anforderungen an den Interessensnachweis einheitlich vorgegeben werden. 

Die BA ist also nicht nur für die Antragsstellenden selbst von Bedeutung, sondern muss auch von 
den Vertragspartnern (Gläubiger) nach einer dem Gesetz entsprechenden Glaubhaftmachung 
schweizweit eingeholt werden können. Es muss daher zwingend eine einheitliche Handhabung der 
Glaubhaftmachung des Interesses erarbeitet werden, bevor eine solche schweizweite Datenbank 
eingeführt werden kann. Dafür braucht es aber wie erwähnt einen eigenen Vorstoss, um sauber 
alle Implikationen dieses Vorhabens einzubeziehen und abzuwägen, was hier mit dieser Kommis-
sionskonsultation offensichtlich nicht geschehen ist. 

Zu viele Kompetenzen für den Bundesrat: Gemäss den vorgeschlagen Art. 8b und c soll dem 
Bundesrat jeweils die Kompetenz übertragen werden, die vorstehenden Fragen zu regeln. Dies 
alleine ist ein Beleg für die unsorgfältige Erarbeitung dieses Kommissionsantrags. Eine Delegati-
onsnorm muss auf klaren Grundsätzen abstützen können, insbesondere, wenn wichtige Rechte 
der Bevölkerung betroffen sind. Hier ist von einem Blankocheck an die Exekutive zu sprechen, wel-
che in keiner Art und Weise den üblichen rechtsstaatlichen Grundsätzen entspricht. Das bedeutet, 
dass dem Bundesrat überlassen wird, was er regeln will und wie er es regeln will. Ebenso kann er 
selbst darüber befinden, ob er eine Konsultation für erforderlich hält. Solche Vorgehensweisen 
sind höchst problematisch und auf jeden Fall zu vermeiden. 
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Wir bedanken uns, dass Sie unsere Stellungnahme berücksichtigen und ihr das notwendige Ge-
wicht beimessen. Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. Ihnen steht Herr Raoul Egeli, 
raoul.egeli@creditreform.ch bei Bedarf gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

Raoul Egeli   Prof. Dr. Amédéo Wermelinger 
Präsident   Vizepräsident 

 

St. Gallen, den 31.01.2025 
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27. Februar 2025 

 

 

Stellungnahme von economiesuisse zur Konsultation 24.065 - Bundesgesetz über Schuldbetrei-

bung und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteige-

rung) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Am 12. Dezember 2024 haben Sie uns eingeladen, in oben genannter Sache Stellung zu nehmen. Für 

diese Gelegenheit der Meinungsäusserung bedanken wir uns und nehmen diese Gelegenheit gerne 

wahr. economiesuisse nimmt gestützt auf die Rückmeldungen unserer Mitglieder aus einer übergeord-

neten, gesamtwirtschaftlichen Sicht wie folgt Stellung: 

 

Zusammenfassung 

economiesuisse begrüsst es, dass die RK-N die Vorlage des Bundesrates erweitert hat und dass sie 

weitere Anpassungen zur Modernisierung des Betreibungsregisterauszugs und zur Digitalisierung von 

Verfahrensabläufen vorschlägt.  

 

Die Schaffung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft stellt einen wichtigen Schritt in Rich-

tung Effizienz, Transparenz und Risikominimierung dar.  

 

Gleichzeitig sind aus wirtschaftlicher Sicht jedoch Anpassungen notwendig, um Wettbewerbsverzer-

rungen zu vermeiden und die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Lösung sicherzustellen. 
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Stellungnahme von economiesuisse zur Konsultation 24.065 - Bundesgesetz über Schuldbetreibung 

und Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung) 

 

   

 

1 Einleitende Bemerkungen 

Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates (RK-N) hat an ihrer Sitzung vom 7. November 

2024 ihre erste Beratung der Vorlage des Bundesrates zur Änderung des Bundesgesetzes über 

Schuldbetreibung und Konkurs abgeschlossen. Sie hat sich dabei einstimmig dafür ausgesprochen, die 

gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft bereits im Rahmen der 

hängigen Vorlage zu schaffen.  

 

Im Rahmen der nun erfolgten Vernehmlassung stellt sie die folgenden beiden Fragen: 

1) Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates 

die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft schafft? Falls 

nicht, welche Vorbehalte haben Sie? 

Die Einführung einer zentralisierten Registerauskunft bietet klare wirtschaftliche Vorteile für Unterneh-

men, Immobilieneigentümer sowie weitere Gläubiger und Marktakteure. Die entsprechende Anpassung 

der Vorlage durch die RK-N kann diese Verbesserungen früher bringen, als wenn die Vorlage ohne 

diese Punkte beraten würde und wird daher begrüsst.  

2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, dass die Kommission vorschlägt (vgl. 

Art. 8–8c E-SchKG)? 

Das spezifische Regelungskonzept wird im Grundsatz unterstützt. Es gibt aber Anpassungsbedarf, auf 

den wir im Folgenden detaillierter eingehen. 

2 Wirtschaftliche Vorteile einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft 
Aus einer gesamtwirtschaftlichen Sicht bietet die Einführung einer zentralisierten Registerauskunft die 
folgenden Vorteile:  

• Erhöhte Transparenz und Planungssicherheit: Durch den schweizweiten Zugang zu Be-
treibungsinformationen können Unternehmen fundiertere Geschäftsentscheidungen treffen, 
insbesondere im Kredit-, Miet- und Handelswesen. 
 

• Reduktion von Betrug und Zahlungsausfällen: Eine konsolidierte Datenbasis erschwert 
gezielte Täuschungen durch Schuldner und verbessert die Bonitätsprüfung. Dies trägt zur 
Senkung des Risikos für Gläubiger und Unternehmen bei. 
 

• Verwaltungseffizienz und digitale Transformation: Der Umstieg auf eine standardisierte 
digitale Lösung spart Zeit und Kosten, sowohl für Unternehmen als auch für die öffentliche 
Verwaltung. Die Entlastung der Betreibungsämter kann langfristig zu einer effizienteren 
Ressourcennutzung führen. 
 

• Wirtschaftlicher Nutzen für KMU: Gerade für kleinere und mittlere Unternehmen, die kei-
nen direkten Zugang zu umfangreichen Bonitätsprüfungen haben, bedeutet eine schweiz-
weite Auskunft eine erhebliche Verbesserung der Informationslage und eine Erleichterung 
bei der Risikobewertung. 

3 Erforderliche Anpassungen zur Sicherstellung einer wirtschaftsfreundlichen Umsetzung  

3.1 Mehr Flexibilität beim Anbieter der neuen Plattform 

Die geplante zentrale Lösung birgt die Gefahr, dass sich ein ineffizientes Monopol bildet. Es ist aus 
Sicht des freien Wettbewerbes und auch der Gesetzessystematik ausgesprochen fragwürdig, dass 
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bereits im Gesetz die für die Umsetzung betraute Unternehmung genannt wird (eOperations Schweiz 
AG). Eine solche Detaillierung gehört nicht auf Stufe formelles Gesetz. Stattdessen sollten die abstrak-
ten Anforderungen an einen – auch aus der Privatwirtschaft auswählbaren Dienstleister - auf Gesetzes-
stufe formuliert werden. Es muss sichergestellt werden, dass alternative Anbieter und privatwirt-
schaftliche Akteure ebenfalls die Möglichkeit erhalten, innovative Lösungen anzubieten. Ein offenes, 
wettbewerbsorientiertes Modell würde: 

• Qualitäts- und Effizienzsteigerungen durch Wettbewerb fördern 
 

• Investitionen in digitale Innovationen erleichtern 
 

• Flexibilität und Anpassungsfähigkeit an zukünftige wirtschaftliche Entwicklungen gewähr-
leisten 

Die Einbindung etablierter Anbieter von Bonitäts- und Wirtschaftsauskünften würde die Effizienz und 
Praktikabilität der neuen Plattform erheblich verbessern. 

3.2 Begrenzung der Kompetenzen des Bundesrats 

Der aktuelle Gesetzesentwurf überträgt dem Bundesrat weitreichende Befugnisse bei der Ausgestal-
tung der Registerauskunft und der Festlegung von Detailregelungen. Dies birgt das Risiko einer unzu-
reichenden demokratischen Kontrolle und damit für Unsicherheiten für Unternehmen. 

• Wichtige wirtschaftsrelevante Rahmenbedingungen müssen durch das Parlament festge-
legt werden. Die rechtlichen Grundlagen für den Zugang und die Nutzung der Betreibungs-
registerauskunft sollten nicht durch Verordnungen flexibel veränderbar sein. 
 

• Vorhersehbarkeit und Stabilität für Unternehmen sind essenziell. Eine zu weitgehende 
Kompetenzdelegation kann zu kurzfristigen Änderungen führen, die Unternehmen vor ope-
rative und rechtliche Herausforderungen stellen. 
 

• Die Governance der Plattform muss klar geregelt sein, um Interessenskonflikte zu vermei-
den und einen fairen Zugang für alle Marktakteure sicherzustellen. 

4 Fazit 
economiesuisse unterstützt die Modernisierung des Betreibungsregisterauszugs, sieht aber Anpas-
sungsbedarf, um eine wirtschaftsfreundliche und nachhaltige Lösung sicherzustellen: 

1. Flexibilität beim Anbieter der Plattform – Offenheit für privatwirtschaftliche Lösungen zur 
Förderung von Innovation und Effizienz. 
 

2. Klarerer Formulierung der Kompetenzen des Bundesrats auf Gesetzesstufe – Sicherstel-
lung einer stabilen, demokratisch kontrollierten und für Unternehmen vorhersehbaren Um-
setzung. 

Die Reform bietet eine Chance zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in der 
Schweiz. Um ihr volles Potenzial auszuschöpfen, müssen jedoch die oben genannten Anpassungen 
berücksichtigt werden. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur 

Verfügung. 
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Schweizerische Eidgenossenschaft
Confëdëration suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

0 Prëposë fëdëral ä la protection des donnëes et ä la
transparence
PFPDT

Le prëposë

H-3003 Berne

W

POST CH AG
PFPDT; EDe>B-A4BFE3401/1

Commission des affaires juridiques du Conseil na-
tional
Envoyë par mail ä : vernehmlassunqRK.consulta-
tionCAJ @parl .admin.ch

Notre rëfërence : EDÖB-A-6BFE3401/1

Dossier traitë par : Maël Bonvin et Julian Sonderreger
Bern, le 28 fëvrier 2025

Consultation de la CAJ-N concernant l’objet 24.065 n < Loi fëdërale sur la poursuite pour
dettes et la faillite (Extrait du registre des poursuites, notification par voie ëlectronique et
vente aux enchëres en ligne). Modification »

Madame, Monsieur,

Nous vous remercions de nous avoir consultës au sujet de l’objet citë en titre.

Nous avons pris connaissance des propositions de modification de la loi fëdërale sur la poursuite
pour dette et la faillite (LP) dans Ie but de crëer des bases lëgales nëcessaires ä I'introduction
d’un extrait du registre des poursuites ä l’ëchelle nationale.

Nous comprenons tout d’abord les besoins exprimës par la Commission de crëer un tel extrait ä
l’ëchelle nationale. Nëanmoins, nous ne nous considërons pas comme compëtents pour nous
prononcer sur tous les aspects du projet en tant qu'autoritë de surveillance de la protection des
donnëes et organe de mëdiation en vertu de la loi sur la transparence. Nos remarques ci-dessous
se limitent donc aux aspects de la protection des donnëes et du principe de la transparence :

1. Protection des donnëes

Nous remarquons que de nombreuses questions importantes sont soulevëes par ce projet, teIles
que celles relatives au droit de la protection des donnëes applicable (cantonal / fëdëral) ou encore
ä l’autoritë de protection des donnëes (cantonale / fëdërale) qui serait compëtente en matiëre de
surveillance de la banque des donnëes centrale, qui doivent ëtre rëglëes dans une loi au sens for-
meI

11 ressort de I'art. 8b des Propositions de la Commission des affaire juridiques du Conseil national
du 7 novembre 2024 que, < [s]ur mandat des cantons, la sociëtë eOperations Suisse SA exploite

Feldeggweg 1
3003 Bern
Tël. +41 58 463 74 84, Fax +41 58 465 99 96
www.edoeb.admin .ch

EDÖB-A4BFE3401 /1
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en Suisse une banque de donnëes centrale contenant les donnëes nëcessaires aux extraits des
offices de poursuite, lesquelles sont liëes au moyen d’un identificateur. > Le Rapport de la Com-
mission des affaires juridiques du 7 novembre 2024 prëcise en page 7 que < [1]a commission sug-
gëre de dësigner, pour la gestion de cette banque de donnëes, la sociëtë eOperations Suisse SA,
qui travaille dëjä sur mandat des cantons. Fondëe par la Confërence suisse sur l’informatique,
eOperations Suisse SA est entiërement aux mains de collectivitës publiques suisses (notamment
des cantons et de diffërentes communes et villes), ainsi que diverses organisations de collectivi-
tës publiques (dont ANS). C’est eOperations Suisse SA, et non la Confëdëration, qui doit exploiter
la nouvelle banque de donnëes centrale sur mandat des cantons compëtents en matiëre de pour-
suites, auxquels appartiennent aussi les donnëes relatives aux poursuites. »

Selon l’art. 5 let. j de la loi fëdërale sur la protection de donnëes (LPD ; RS 235.1), le responsable
du traitement est celui qui, seul ou conjointement avec d’autres, dëtermine les finalitës et les
moyens du traitement de donnëes personnelles. S’agissant de l’entreprise privëe dësignëe
comme entitë destinëe ä gërer Ia base de donnëes centrale, se pose la question de sa qualifica-
tion en tant qu’organe fëdëral, organe cantonal ou responsable de traitement privë.

La LPD rëgit le traitement de donnëes personnelles concernant des personnes physiques effec-
tuë par des responsables de traitement privëes ou des organes fëdëraux (art. 2 al. 1 LPD).

Les lois cantonales de protection des donnëes s’appliquent aux traitements de donnëes des of-
fices des poursuites, qui sont des organes cantonaux. Si les offices choisissent de se dëlester de
certaines de leurs täches en dëlëguant leur puissance publique ä une sociëtë privëe, celle-ci agit
en tant qu'autoritë cantonale ëgalement soumise ä la loi cantonale de protection des donnëes. Si
1’office des poursuites conclut un contrat de sous-traitance avec une sociëtë privëe pour l’exercice
d’une de ses täches, iI reste responsable du traitement des donnëes et est dës lors ëgalement
soumis ä la loi cantonale de protection des donnëes. En matiëre de protection des donnëes,
chaque canton possëde sa propre loi.

La Confëdëration semble ëtre exclue de l’entitë envisagëe pour l’exploitation de la banque de
donnëes centrale. Une application de la LPD pourrait nëanmoins avoir lieu si la personne privëe
mandatëe par le canton agit en dehors de sa compëtence d’organe cantonal ou de sous-traitant
et traite des donnëes personnelles dans ce cadre-lä ou si eIle traite des donnëes personnelles ä
titre d’organe fëdëral, c’est-ä-dire pour une täche dëcoulant de la LP non dëvolue aux cantons ou
ä ses offices. EIle devrait dës lors respecter la LPD et serait soumise ä la surveillance du PFPDT
pour cette partie spëcifique de ses traitements. Cela pourrait ëtre Ie cas par exemple pour le trai-
tement des demandes d’accës aux donnëes en possession de la banque de donnëes centrale ou
pour toute autre täche n’ëtant pas dëvolue de par la loi directement aux offices de poursuites can-
tonaux

Nous tenons ëgalement ä souligner que certaines lois cantonales sur la protection des donnëes
prëvoient une application de la loi fëdërale sur la protection des donnëes tout en soumettant la
surveillance des traitements de donnëes ä l’autoritë cantonale de protection des donnëes. C’est le
cas par exemple pour les traitements des donnëes effectuës par la banque cantonale dans le
canton de Zurich.

Pour garantir Ia protection de donnëes il est essentiel qu’iI soit clair quel sera le droit de protection
des donnëes applicable et quelle autoritë sera responsable pour veiller au respect de la lëgislation
sur la protection des donnëes.

La proposition de la Commission des affaires juridiques du Conseil national ne permet pas de sa-
voir en quelle qualitë la banque de donnëes centrale agirait dans les divers traitements de donnëe
qu’eIle effectuerait sur la base des nouvelles bases lëgales, ni de saisir comment seraient parta-
gëes les responsabilitës concernant les traitements de donnëes induits par la crëation du nouvel
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extrait du registre des poursuites ä l’ëchelle nationale. EIle ne permet pas non plus de com-
prendre quelle autoritë serait compëtente pour exercer la suweillance sur les traitements de don-
nëes effectuës.

Nous vous invitons donc ä bien vërifier que chaque traitement de donnëes dëcoulant du change-
ment de la loi soit attribuë de maniëre claire ä une entitë et qu’iI soit prëcisëment ëtabli ä quel titre
ladite entitë agit, de sorte ä ce qu’iI soit ëtabli quel rëgime juridique lui sera applicable et quelle
autoritë de surveillance en matiëre de protection de donnëes sera compëtente.

II. Öffentlich keitsprinzip

Das Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung (Öffentlichkeitsgesetz, BGÖ;
SR 152.3) bezweckt, die Transparenz über den Auftrag, die Organisation und die Tätigkeit der
Verwaltung zu fördern (Art. 1 BGÖ), damit Bürgerinnen und Bürger politische Abläufe erkennen
und beurteilen können. Nebst Vertrauen soll dadurch das Verständnis für die Verwaltung und ihr
Funktionieren gefördert sowie die Akzeptanz staatlichen Handelns erhöht werden.1 Ausserdem
ermöglicht das Öffentlichkeitsgesetz eine unmittelbare Kontrolle der Verwaltung durch die Bürge-
rinnen und Bürger.2 Das Öffentlichkeitsprinzip verfolgt auch das Ziel, Misswirtschaft und Korrup-
tion in der Verwaltung vorzubeugen. Indirekt schützt es davor, dass sich einzelne Bereiche der
Bundesverwaltung dem Verdacht ausgesetzt sehen könnten, mit den Wirtschaftsbeteiligten Ge-
heimabsprachen resp. unlautere Machenschaften zum Nachteil von anderen resp. auf Kosten der
Steuerzahlenden getätigt zu haben.

Das Öffentlichkeitsgesetz sieht eine Reihe von Ausnahmen zum Schutz von öffentlichen und pri-
vaten Interessen (Art. 7 und 9 BGÖ) vor. In Bezug auf die privaten Interessen gewährleistet es ex-
plizit den Schutz von Geschäftsgeheimnissen (Art. 7 Abs. 1 Bst. g BGÖ) sowie der Privatsphäre
und der Personendaten und der Daten juristischer Personen (Art. 7 Abs. 2, Art. 9 BGÖ i.V.m. Art.
36 des Bundesgesetzes über den Datenschutz DSG; SR 235.1 bzw. Art. 57s des Regierungs-
und Verwaltungsorganisationsgesetz RVOG; SR 172.10).

Gemäss Art. 8b Abs. 1 E-SchKG soll die "eOperations AG" im Auftrag der Kantone eine zentrale
(schweizweite) Datenbank mit den notwendigen Daten für Betreibungsregisterauskünfte betrei-
ben

Register (z.B. Handelsregister, Grundbuch, Zivilstandsregister etc.) enthalten in der Regel spezial-
gesetzlich geregelte Zugangsrechte (vgl. Art. 4 BGÖ). Das allgemeine Einsichtsrecht nach dem
Öffentlichkeitsgesetz tastet dieses System in der Regel nicht an.3 Das betrifft jedoch ausschliess-
lich den Zugang zum Inhalt der Register, eine andere Frage ist der Zugang zu Dokumenten über
die administrative Tätigkeit der Stellen, die diese Register führen.

Gemäss Art. 2 Abs. 1 BGÖ erstreckt sich der persönliche Geltungsbereich des Öffentlichkeitsge-
setzes auf die Bundesverwaltung (Bst. a) und Organisationen und Personen des öffentlichen oder

Botschaft zum Bundesgesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung (Öffentlichkeitsgesetz, BGÖ) vom 12. Februar 2003 (zit. BBI 2003), BBI
2003 1973

2 BGE 142 I1 313 E. 3.1 m.H

STAMM-PFISTER, in: Blechta/Vasella [Hrsg.], Basler Kommentar zum Öffentlichkeitsgesetz 4, Auflag., Basel 2024 (zit. BSK BGÖ). Art. 4 BGe) Rz
12; vgl. BBI 2003 1990
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privaten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung angehören, sofern sie Erlasse oder erstinstanzli-
che Verfügungen im Sinne von Art. 5 VwVG erlassen (Bst. b).

Da die Register vorwiegend von Kantonen geführt werden, befinden sich die registerführenden
Stellen mehrheitlich ausserhalb des persönlichen Geltungsbereichs des Öffentlichkeitsgesetz des
Bundes.4 Sofern die registerführende Stelle aber auf Stufe des Bundes tätig ist und die Vorausset-
zungen von Art. 2 Abs. 1 Bst. a oder b BGÖ somit erfüllt sind, fällt sie unter den persönlichen Gel-
tungsbereich des Öffentlichkeitsgesetzes.

Mit Blick auf das vorher Ausgeführte stellt sich für den EDÖB im Rahmen der Aufgabenübertra-
gung zur Führung einer zentralen Datenbank an die eOperations AG die Frage, ob die eOperati-
ons AG dem Öffentlichkeitsgesetz des Bundes unterstellt ist.

Für den EDÖB ist aus der Formulierung in Art. 8b Abs. 1 E-SchKG, wonach die eOperations AG
ein zentrales Register im Auftrag der Kantone betreibt, nicht eindeutig ersichtlich, ob die Betrei-
bung des zentralen Registers durch die eOperations AG ausschliesslich von den Kantonen orga-
nisiert, beaufsichtigt und durchgeführt wird oder ob auf Bundesebene eine öffentlich-rechtliche
Aufgabe an die eOperations AG übertragen wird (vgl. Art. 1 Abs. 2 Bst. e VwVG). Da die Aufga-
benübertragung in einem formellen Bundesgesetz erfolgt und ein schweizweites Register betrie-
ben werden soll, scheint Letzteres für den EDÖB ,zumindest nicht ausgeschlossen. Soweit dem so
ist, stellt sich sodann im Sinne des Öffentlichkeitsprinzips die Frage, welche rechtlichen Kompe-
tenzen (Realakte, Erlasse, Verfügungen) der eOperations AG für die rechtsverbindliche Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben übertragen werden. Dies kann zum Beispiel im Zusammenhang mit einer
Verweigerung um Zugang zu einer Auskunft (vgl. Art. 8c Abs. 2 E-SchKG) aus der Datenbank und
den im Anschluss dazu zu-r Verfügung stehenden Rechtswege relevant werden (vgl. Art 17 ff.
SchKG). Somit bleibt unklar, ob die eOperations AG insb. betreffend ihre administrativen Tätigkei-
ten gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. b BGÖ unter den persönlichen Geltungsbereich des Öffentlichkeits-
gesetzes fällt.

Eine klare Regelung betreffend die eOperations AG ist aus Sicht des EDÖB unerlässlich, um die
Rechtssicherheit in Bezug auf das Öffentlichkeitsgesetz zu gewährleisten. Das Beispiel von
Swissgrid zeigt, dass eine Rechtsunsicherheit in dieser Frage zu langwierigen Gerichtsverfahren
bis vor Bundesgericht führen kann. Im Urteil vom 21. Juni 2017 IC 532/2016 befasste sich das
Bundesgericht mit der Frage, ob Swissgrid in einem bestimmten Bereich dem Öffentlichkeitsge-
setz untersteht (dabei war die Rechtsnatur des Handelns von Swissgrid umstritten) und kam
schliesslich zum Ergebnis, dass Swissgrid Verfügungen im Sinne von Art. 5 VwVG erlässt und so-
mit dem BGÖ unterstellt ist.5

Vor diesem Hintergrund beantragt der EDÖB der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats,
präzisierend klarzustellen, ob die eOperations AG, soweit sie hoheitliche Aufgaben auf Stufe des
Bundes übernimmt, dem Öffentlichkeitsgesetz unterstellt ist oder ob die eOperations AG kantona-
len Öffentlichkeits- bzw. Informationsgesetzen untersteht.

STAMM-PFISTER, in: Blechta/Vasella [Hrsg.], Basler Kommentar zum Öffentlichkeitsgesetz 4. Auftag,, Basel 2024 (zit. BSK BGÖ), Art. 4 BGÖ
Rz. 12

5 Damals kam das Bundesgericht zum Schluss, dass Swissgrid im Zusammenhang mit dem Vollzug der kostendeckenden Einspeisevergütung
dem BGÖ untersteht, da Swissgrid in diesem Bereich Verfügungen erlässt. Inzwischen wurde die entsprechende Zuständigkeit gemäsi Art. ë4
EnG einer Vollzugsstelle (Pronovo AG) übertragen und Swissgrid besitzt keine Verfügungskompetenz mehr und untersteht somit auch nicht
mehr dem BGÖ
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Pourtoute question complëmentaire relative ä la protection des donnëes, le collaborateur en charge du
dossier Monsieur Maël Bonvin (Tël. : 058/462.33.85 ; e-mail : mael.bonvin@edoeb.admin.ch) se tient
volontiers ä votre disposition.

Pourtoute question en lien avec les remarques faites du point de vue du principe de la transparence,
M. Julian Sonderegger (tël. 058/462.83.59 ; e-mail : julian.sondereqqer@edoeb.admin.ch) se tient vo-
lontiers ä votre disposition

Avec nDS meilleures salutations,

A
Adrian Lobsiger
Le prëposë
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Auf elektronischem Weg an: 

Nationalrat 
Kommission für Rechtsfragen RK-N 
NR Vincent Maitre, Kommissions-
präsident 
 
rk.caj@parl.admin.ch 

 
Zürich, 21. Februar 2025 
 
Konsultation zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 
Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Verstei-
gerung)  
 

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Nationalräte 
 
Der HEV Schweiz spricht sich schon lange dafür aus, dass die bestehende Problematik bei 
den Betreibungsregisterauszügen angegangen und gelöst wird. Rund 80% der ca. 1.5 – 2 
Millionen Auszüge pro Jahr werden für die Wohnungssuche eingeholt und verwendet. Aus 
diesem Grund wurde der HEV Schweiz auch angefragt, in der Arbeitsgruppe „BRA CH“ Einsitz 
zu nehmen. Im Zuge dessen wirkte der Verband bei der Ausarbeitung der nun zur Diskussion 
gestellten Lösung hinsichtlich einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft mit und unter-
stützt das Projekt sowie den nun von der RK-N übernommenen Lösungsansatz vollumfänglich. 
 
Für Vermieter wird eine zentrale Datenabfrage von Betreibungen zu einer stärkeren Verläss-
lichkeit der Betreibungsregisterauszüge und damit zu einer besseren Absicherung führen. 
Denn heute gibt ein Betreibungsregisterauszug nur Auskunft über Betreibungen in einem Be-
treibungskreis. Zieht eine Person um und wechselt dabei den Betreibungskreis, werden die 
bestehenden Betreibungen nicht übertragen. Stattdessen wird im neuen Betreibungskreis ein 
blütenreiner Betreibungsregisterauszug ausgestellt, der die mangelhafte Bonität verschleiert. 
Diese Tatsache ist vielen Personen gar nicht bekannt, stattdessen vertrauen sie dem amtli-
chen Auszug und wähnen sich in Sicherheit. Gerade für Vermieter, denen im Fall der Zah-
lungsunfähigkeit eines Mieters oftmals ein aufwendiges und auch kostenintensives Kündi-
gungs- und allenfalls Ausweisungsverfahren bevorsteht, ein oft teurer Trugschluss.  
 
Die zunächst thematisierte Verpflichtung der Betreibungsämter, vor der Erstellung der Betrei-
bungsauskunft zu prüfen, ob die betreffende Person in diesem Betreibungskreis auch tatsäch-
lich ihren Wohnsitz hat, wäre zwar ebenfalls ein Mittel, um den Betreibungsauskünften ein 
wenig mehr Gewicht zu verleihen. Der nun aber eingebrachte Vorschlag möchte mittels der 
Datenpflege in eine gesicherte und zentrale Datenbank einen umfassenden Überblick über die 
Betreibungen sowie dem Vorliegen von Verlustscheinen garantieren. Er geht damit wesentlich 
weiter als die zunächst eingebrachte Pflicht zur Wohnsitzüberprüfung und löst die bestehende 
Problematik wesentlich besser.  
 

Hauseigentümerverband Seefeldstrasse 60  Tel.  044 254 90 20   info@hev-schweiz.ch 
Schweiz   Postfach 8032 Zürich Fax. 044 254 90 21    www.hev-schweiz.ch 
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HEV Schweiz begrüsst es daher, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates 
die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft schaffen will. 
Wir unterstützen das Regelungskonzept der Kommission vollumfänglich.  
 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident, sehr geehrte Damen und Herren Nationalräte, wir 
danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Position. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Hauseigentümerverband Schweiz 
 
 
      
 
NR Gregor Rutz   Markus Meier 
Präsident    Direktor 
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 Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz  

c/o  Betreibungs- und Konkursamt Nidwalden, Engelbergstrasse 34, 6371 Stans 
  041 618 76 75 /  armin.budliger@nw.ch 

 
 
6371 Stans, 28. Februar 2025 

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungs-
auskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung) 
Sehr geehrte Damen und Herren 
Für die Gelegenheit, uns zur oben erwähnten Vorlage vernehmen zu lassen, danken wir Ihnen 
bestens. 

1. Zur Vorlage im Allgemeinen 

Die Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz ist überzeugt, dass die Schaf-
fung eines schweizweiten Betreibungsauszuges für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die 
Wirtschaft einen massiven Mehrwert schafft und zur Eindämmung von Missbräuchen beiträgt. 
Dies gilt besonders in Wirtschaftsregionen, die sich auf mehrere Kantone erstrecken, sowie in 
Kantonen mit zahlreichen Betreibungskreisen.  
Des weiteren handelt es sich um einen wichtigen Schritt in der Digitalisierung der Verwaltung. Mit 
einer Digitalisierung und Automatisierung der Selbstauskünfte ist mit einer Reduktion des admi-
nistrativen Aufwands zu rechnen, was sowohl für die Ämter als auch für Antragstellende von Vor-
teil ist.  
Die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den schweizweiten Betreibungsauszug begrüs-
sen wir daher sehr. 
Allerdings darf nicht übersehen werden, dass es sich um ein anspruchsvolles IT-Projekt handelt, 
in dem zahlreiche Detailfragen zur Datenqualität, technischen Anforderungen, Finanzierung, 
Rechtsfolgen, Risikomanagement, Datensicherheit usw. zu beantworten sein werden. Diese sind 
unseres Erachtens so weitgehend wie möglich auf Verordnungsstufe zu regeln. Durch eine 
schlanke Gesetzgebung ist ausserdem zu vermeiden, dass die in der Vorlage des Bundesrates 
ebenfalls enthaltene Regelung der elektronischen Zustellung, die einem dringenden Bedürfnis 
der Betreibungsämter entspricht, eine zusätzliche Verzögerung erfährt. 
Wichtig erscheint uns, dass der erforderliche Interessensnachweis bei Auskünften an Dritte auch 
beim schweizweiten Betreibungsauszug seriös geprüft wird und dass auch in Zukunft die Aus-
künfte zeitnah für die antragstellenden Personen ausgestellt werden können. 

Betreibungs- und Konkursamt, Engelbergstrasse 34, 6371 Stans 

Per Mail 
Kommission für Rechtsfragen des Natio-
nalrates 
vernehmlassungrk.consultationcaj@parl.admin.ch 
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Hinsichtlich der Gebühren für einen schweizweiten Betreibungsregisterauszug scheint es uns an-
gezeigt, dass sich diese an vergleichbaren amtlichen Dokumenten wie dem Strafregisterauszug 
oder einer Wohnsitzbescheinigung orientieren. 

2. Zu den gestellten Fragen  

a) Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundes-
rates die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisteraus-
kunft schafft? Falls nicht, welche Vorbehalte haben Sie? 

Wie bereits erwähnt, begrüsst die Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz 
die Schaffung der gesetzlichen Grundlagen im Rahmen der aktuellen Vorlage. 
Mit diesem direkten Schritt wird vermieden, dass Kantone und Gemeinden den elektronischen 
Abruf der Einwohnerdaten durch die Betreibungsämter einführen müssen, wie es die Vorlage des 
Bundesrates bedingt. Dieser Zugang besteht noch nicht in allen Kantonen und Gemeinden und 
wäre teilweise nur mit erheblichem finanziellen Aufwand einzuführen. Mit der Einführung eines 
schweizweiten Auszugs erübrigt sich die Angabe von Zu- und Wegzugsdaten, weil unabhängig 
vom Wohnort alle Betreibungen einer identifizierbaren Person aufgeführt sind. Aus diesem Grund 
begrüssen wir es ausdrücklich, dass auf den vorgeschlagenen Art. 8a 2bis verzichtet werden soll. 

b) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, dass die Kommission vor-
schlägt (vgl. Art. 8–8c E-SchKG)? 

Wir begrüssen das grundsätzliche Regelungskonzept. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmun-
gen erfolgen nachfolgend. 

3. Zu einzelnen Bestimmungen 

a) Art. 8 Abs. 1bis 

Die Identifikation von Personen anhand der AHV-Nummer bzw. UID erscheint uns zweckmässig. 
Wir begrüssen, dass dafür eine klare gesetzliche Grundlage geschaffen wird. Unklar bleibt für 
uns allerdings die folgende Aussage: «Aus Sicht der Kommission ist es zentral, dass die AHV-
Nummer (oder die UID) in Zukunft nirgendwo auf der Auskunft, dem Zahlungsbefehl oder sonst 
einem betreibungsamtlichen Dokument erscheint […]». Es ist darauf hinzuweisen, dass die AHV-
Nummer, die u.a. auf der Krankenkassenkarte vermerkt wird, von diversen Behörden als Refe-
renznummer verwendet wird und daher auch in den Forderungsgründen von Betreibungen und 
somit im Zahlungsbefehl erscheinen kann. Da in der AHV-Nummer keine Personendaten codiert 
sind, ist die im Bericht genannte Einschränkung nicht nachvollziehbar. 
Es ist allerdings zu bedenken, dass auch Personen ohne Wohnsitz, Sitz oder Erwerbstätigkeit in 
der Schweiz, die darum nicht über eine AHV-Nummer oder UID verfügen, von einem Betreibungs-
verfahren als Schuldner betroffen sein können. Dies müsste noch geregelt werden. 
Weiter halten wir fest, dass nach unserem Verständnis nicht vorgesehen ist, die bestehenden 
Schuldnerdaten nachträglich mit der AHV-Nummer zu verknüpfen. Eine nachträgliche Ergänzung 
aller vorhandenen Schuldnerbeziehungen wäre mit einem beträchtlichen Aufwand verbunden, 
den wir als unverhältnismässig erachten. Es ist daher in Kauf zu nehmen, dass der schweizweite 
Betreibungsauszug nur Betreibungen enthalten wird, die nach der Einführung des Schuldneriden-
tifikators eingeleitet worden sind.  
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b) Art. 8 Abs. 3 

Damit die betroffene Person die Berichtigung fehlerhafter Daten verlangen kann, muss aus dem 
schweizweiten Betreibungsauszug ersichtlich sein, von welchem Amt welche Daten angeliefert 
wurden. Dies kann jedoch auf Verordnungsstufe geregelt werden (siehe Art. 8c Abs.4).  

c) Art. 8a Abs. 5 

Die Formulierung von Abs. 5 kann leicht zu Missverständnissen führen. Im erläuternden Bericht 
wird ausgeführt, dass es sich bei der Auskunft aus dem Betreibungsregister um eine Unterform 
des allgemeinen Einsichtsrecht handelt. Dies wird aber aus der Gesetzessystematik nicht klar. 
Der Verweis bezüglich des Betreibungsregisterauszugs auf nArt. 8c SchKG kann problemlos so 
verstanden werden, dass es sich um ein eigenes und eigenständiges Einsichtsrecht handelt. Aus 
diesem Grund empfehlen wir hier die Formulierung: «Im Weiteren richtet sich die Auskunft aus 
dem Betreibungsregister über eine Person nach Artikel 8c.» 

d) Art. 8b Abs. 1 

Es ist für uns unbestritten, dass es eine zentrale Datenbank braucht. Wir sehen es aber sehr 
kritisch, dass eine Betreiberin, bei der es sich um eine privatrechtliche Aktiengesellschaft handelt, 
im Gesetzestext verankert sein soll. Dies scheint uns zum einen beschaffungsrechtlich bedenk-
lich, zum anderen ist das Vorgehen unnötig starr. 
Im übrigen sind wir der Meinung, dass der Betrieb der Datenbank eine Bundesaufgabe sein sollte, 
was nicht ausschliesst, dass die technische Dienstleistung von einem privatrechtlich organisierten 
Betreiber bereitgestellt wird. 
Wir schlagen darum folgende Formulierung vor: 
Der Bund betreibt eine zentrale Datenbank in der Schweiz mit den notwendigen Daten für Betrei-
bungsregisterauskünfte, die mittels Identifikator verknüpft sind. 

Hinsichtlich der Finanzierung ist denkbar, diese über einen Gebührenanteil analog zur eSchKG-
Infrastruktur vorzunehmen. 

e) Art. 8b Abs. 4 

In Abs. 4 wird vorgeschlagen, dass die Betreibungsämter «Einzelabfragen» vornehmen können. 
Es muss jedoch klargestellt werden, dass solche Abfragen elektronisch und v.a. automatisiert via 
Fachapplikation erfolgen können. 
Wir beantragen darum folgende Formulierung: 
Die Betreibungsämter sind berechtigt, im Abrufverfahren automatisiert auf die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Daten zuzugreifen. 

f) Art. 8b Abs. 5 

Sofern der Bund die Kosten der zentralen Datenbank und Plattform nicht selber trägt, wäre dies 
an dieser Stelle zu regeln. 

g) Art. 8c Abs. 1 

Grundsätzlich scheint es uns sinnvoll, dass ein schweizweiter Betreibungsregisterauszug weiter-
hin am ordentlichen Betreibungsort (Art. 46 SchKG) beantragt wird. Die Online-Betreibungsaus-
kunft bieten viele Betreibungsämter über ihre Online-Dienste schon länger an. Eine zentrale Platt-
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form ist darum aus unserer Sicht nicht zwingend erforderlich. Wird dennoch eine zentrale Platt-
form vorgesehen, sollte die schweizweite Betreibungsauskunft als digitales Pendant zum Straf-
registerauszug verstanden werden und wäre ebenfalls vom Bund zu betreiben. 
In diesem Zusammenhang wäre zu prüfen, ob die Betreibungsämter von der Pflicht zur Erteilung 
von Selbstauskünften befreit werden könnten. Für Personen, die nicht auf elektronischem Weg 
eine Selbstauskunft beantragen können oder wollen, könnte analog zum Strafregisterauszug eine 
Identifikation am Postschalter vorgesehen werden. 

h) Art. 8c Abs. 2 

Es ist vorgesehen, dass das Betreibungsamt oder die zentrale Plattform das Interesse an der 
Auskunft prüft. Allerdings kann das rechtsgenügliche Interesse an einer Auskunft über Dritte nur 
vom Betreibungsamt geprüft werden. Dies wird zwar auch im Bericht ausgeführt, spiegelt sich 
aber nicht im Gesetzestext wider. Auch die «Identifikation» der Person, über die Auskunft verlangt 
wird, im Sinn der Abklärung von uneindeutigen Bezeichnungen kann nur Aufgabe des Betrei-
bungsamtes sein. Davon zu unterscheiden ist der Fall, dass mittels E-ID eine Selbstauskunft 
verlangt wird. In diesem Fall ist eine Identifikation der Person, über die Auskunft verlangt wird, 
nicht notwendig; vielmehr hat sich die gesuchstellende Person elektronisch authentifiziert und 
damit sich selber identifiziert. Die Erwähnung der Plattform scheint uns daher an dieser Stelle 
verfehlt. 
Wir beantragen die Bestimmung daher wie folgt zu formulieren: 
Das Betreibungsamt identifiziert nötigenfalls die Person, über die Auskunft verlangt wird, und prüft 
das Interesse an der Auskunft. 

 
Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
Konferenz der Betreibungs- und 
Konkursbeamten der Schweiz 
 

 

Armin Budliger, Präsident Dr. Matthias Häuptli, Sekretär 
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Konsultation der RK-N zum Geschäft 24.065 n «Bundesgesetz über Schuldbetreibung und 

Konkurs (Betreibungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung). Ände-

rung»): 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) wurde einge-
laden, zur oben erwähnter Vernehmlassung Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen dafür bestens. 

Gerne teile ich Ihnen mit, dass unsere Konferenz beschlossen hat auf eine Stellungnahme im Na-
men der KKJPD zu verzichten, und es den einzelnen Kantonen zu überlassen sich zur Vorlage zu 
äussern.  

Besten Dank für die Kenntnisnahme.  

 

 

 

 

 Per Mail an: 
VernehmlassungRK.consultation-
CAJ@parl.admin.ch 

 

 

 

Bern, 24.02.2025 
02.02 jäg 

 

 

 Mit freundlichen Grüssen 

 

 

Florian Düblin 
Generalsekretär 
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Mitglied der 

KONFERENZ DER STADTAMMÄNNER & STADTAMTSFRAUEN VON ZÜRICH 
Präsident: de Mestral Yves, Stadtammann, Stadtammannamt Zürich 3, Sihlfeldstrasse 10, 8036 Zürich, 044 412 01 80 

Vizepräsidentin: Sigg Marion, Stadtammann, Stadtammannamt Zürich 2, Ulmbergstrasse 1, 8027 Zürich, 044 412 03 55 

Kassier:  Müller Christian, Stadtammann, Stadtammannamt Zürich 7, Witikonerstrasse 15, 8032 Zürich, 044 412 04 51 

 

  

 

 

Kommission für Rechtsfragen 

des Nationalrates 

zHv. Mirjam Amstutz 

 

8003 Zürich, 27. Februar 2025  

 
Vernehmlassung zur Konsultation des Parlamentsdienstes der Rechtskommis-
sion des Nationalrates für eine schweizweite Betreibungsauskunft (BRA CH) 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Nationalratsmitglieder 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Als Auftraggeber des Projektes zur Einführung einer schweizweiten Betreibungsregis-
ter-Auskunft erachten wir es als inopportun, uns im Rahmen des Konsultationsverfah-
ren inhaltlich (punkto Erforderlichkeit der BRA CH, der technologischen Umsetzung 
etc.) zu äussern. Unsere Ausführungen beziehen sich aus diesem Grunde allein auf 
die von der RK-N im November 2024 beschlossenen SchKG-Änderungen.  

Dieser Stellungnahme liegt eine Kurz-Gutachten zu den erwähnten SchKG-Änderun-
gen zu Grunde, welches egovpartner als eigenständige Zusammenarbeitsorganisation 
von Gemeinden, Städten und dem Kanton Zürich bei Bratschi AG im Dezember 2024 
in Auftrag gegeben hat (vgl. Beilage: signiert im pdf- sowie unsigniert im word-Format), 
welches von Prof. Dr. iur. Isabelle Häner und Dr. iur. Florian Brunner verfasst worden 
ist. Die nachfolgenden Äusserungen stehen im Zusammenhang mit dem genannten 
Memorandum und halten sich an die Reihenfolge der SchKG-Änderungen. 

Der Vollständigkeit halber kann hier angemerkt werden, dass egovpartner seit Anfang 
2025 offiziell im Projektausschuss von BRA CH mitwirkt. 

 

1. nSchKG 8 I bis: keine Bemerkungen 

 

2. nSchKG 8 III:  keine Bemerkungen 
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3. nSchKG 8a (Randtitel resp. 2bis): Gegen die Streichung ist nichts einzuwenden. 
Ganz im Gegenteil lässt nur die Streichung des entsprechenden BR-Antrages die be-
absichtigte Einführung einer online-Selbstauskunft 24/7 als möglich erscheinen. Eine 
automatisierte Selbstauskunft ist mit der Protokollierung des Zu- und Wegzugsdatum 
grundsätzlich nicht vereinbar (automatisierte Protokollierung des Zu- und Wegzugsda-
tums ist nicht machbar; oder anders ausgedrückt: wer auf dem diesbezüglichen BR-
Antrag beharrt, möchte de facto die BRA CH verhindern). 

4. nSchKG 8a V: Diese Verweisnorm ist aus gesetzessystematischen Gründen er-
forderlich und gibt zu keinerlei weiteren Bemerkungen Anlass. 

 
5.  nSchKG 8b - Zentrale Datenbank: Unzulässige verfassungsrechtliche Kom-

petenzenordnung & mangelnde Differenzierung 
 

5.1  nSchKG 8b I verlangt, dass die eOperations Schweiz AG im Auftrag der Kantone 
eine zentrale Datenbank betreibt. Dies kann effektiv als unzulässigen Verstoss gegen 
die verfassungsrechtliche Kompetenzordnung gewertet werden. Die Problematik lässt 
sich vermeiden, indem stattdessen folgende Formulierung von nSchKG 8b I zum Zuge 
käme:  
 

Im Auftrag der Kantone betreibt die Die eOperations Schweiz AG betreibt in der Schweiz eine 

zentrale Plattform und eine damit verknüpfte zentrale Datenbank in der Schweiz mit den not-

wendigen Daten für Betreibungsregisterauskünfte, die mittels Identifikator verknüpft sind. 

 

Darüber hinaus muss angeführt werden, dass die Nennung einer bestimmten Aktien-
gesellschaft in einem Bundesgesetz zwar eher als untypisch zu bezeichnen ist. Dem-
gegenüber darf, in Anlehnung an das eingangs zitierte Kurz-Gutachten, aber erwähnt 
werden, dass im RTVG die SRG als Verein genannt ist. Darüber hinaus wird die e-
Operations Schweiz AG auch in der Verordnung zum EMBAG ausdrücklich erwähnt 
(EMBV 2 II).  
 
Abgesehen davon, dass der eOperations Schweiz AG das vergaberechtliche In-State-
Privileg zusteht, ist weiter Folgendes zu erwägen: Die Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung birgt u.a. die Gefahr, dass Private in Erfüllung öffentlicher Aufgaben an 
elektronische Daten von Privaten (oder der öffentlichen Verwaltung) gelangen, welche 
in der Schweiz oder im Ausland monetarisiert werden könnten. Dies kann zwar mittels 
ausreichenden vertraglichen Grundlagen verhindert resp. mit (hohen) Konventional-
strafen abgesichert werden. Dennoch erscheint es aufgrund in Politik und Bevölkerung 
bestehenden datenschützerischen Bedenken (vgl. Ausgang der Volksabstimmung 
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vom 07. März 2021 über die E-ID) notwendig und angemessen, den hoheitlich kon-
trollierten Auftragnehmer einer öffentlichen Aufgabe konkret in einem formellen Ge-
setz zu benennen – und folgedessen gesetzestechnisch zu "petrifizieren". 
 
Mit bloss einer entsprechenden Verordnungs-Kompetenzerteilung an den Bundesrat 
würde es diesem anheimfallen, einem privatrechtlich organisierten Dritten den Auftrag 
zum Betrieb der hier zu betreibenden Plafform resp. Datenbank zu erteilen – die Kan-
tone, die Gemeinden und nicht zuletzt die Privaten hätten das Nachsehen. Demge-
mäss ist die im Gutachten vertretene Variante der konkreten Nennung von eOperati-
ons Schweiz AG vorzuziehen. Dies selbst wenn damit Gefahr besteht, dassbei einer 
allfälligen Umbenennung (oder Neuorganisation) von eOperations Schweiz AG meh-
rere bundesgesetzliche Anpassungen vorzunehmen wären - was wohl mit Vorteil ge-
bündelt in einem spezifischen Bundesgesetz zu erfolgen hätte. 
 
 

5.2 nSchKG 8b – Überschrift: Damit würde auch gleich zwischen zentraler Daten-
bank und zentraler Plattform differenziert. Aus dem Vorschlag der RK N kommt diese 
Differenzierung in der Tat zu wenig zum Tragen. Darüber hinaus müsste auch die 
Überschrift zu nSchKG 8b angepasst werden welche konsequenterweise wie folgt lau-
ten würde: 
 
Art. 8b 3. Zentrale Plattform und zentrale Datenbank 

Alternativ könnte nSchKG 8b auch den Titel "Zentrales Informationssystem" tragen. 

6.  nSchKG 8c Auskunft aus dem Betreibungsregister 

6.1 nSchKG 8c I: In der Konsequenz zum Formulierungsvorschlag in Ziff. 5.1 (in 
nSchKG 8b I – verfassungsmässige Kompetenzordnung) muss auch hier die Erwäh-
nung der Kantone aussen vor bleiben. Dies führt zu folgendem Formulierungsvor-
schlag von nSchKG 8c I: 

Die Auskunft aus dem Betreibungsregister über eine Person kann entweder beim Betrei-
bungsamt an einem Betreibungsort dieser Person oder elektronisch über die von den Kanto-
nen betriebene zentrale Plattform eingeholt werden. 

6.2 nSchKG 8c IV: Das von den eidgenössischen Räten am 20. Dezember 2024 ver-
abschiedete BG E-ID beinhaltet im Anhang (Änderung anderer Erlasse) der 5. nach-
stehenden Gesetzesänderungen eine Anpassung des SchKG. Der neue E-SchKG 
33a II 2bis hat den folgenden Wortlaut:  
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Erfolgt die Eingabe elektronisch über eine Plattform des Bundes, so genügt anstelle einer qua-

lifizierten elektronischen Signatur das Vorweisen einer E-ID nach dem E-ID-Gesetz vom 20. 

Dezember 2024. Der Bundesrat bestimmt, welche Plattformen dazu eingesetzt werden können. 

 

Aufgrund dieser Neufassung von SchKG 33a, welche in den Beschlüssen der RK N 
vom 7./8. November 2024 noch nicht berücksichtigt werden konnte, bestimmt der Bun-
desrat, auf welchen Plattformen das Vorweisen einer E-ID zulässig sein soll. Dies hat 
zur Konsequenz, dass dem Bundesrat in nSchKG 8c IV eine entsprechende Verord-
nungs-Kompetenz eingeräumt werden muss – der Betrieb der Plattform durch die Kan-
tone (resp. eOperations Schweiz AG) würde dem Gesetz widersprechen). In diesem 
Sinne ist nSchKG 8c IV mit einem neuen lit. a zu ergänzen, welcher wie folgt lauten 
soll:  
 
nSchKG 8c lit. a: Die Ausgestaltung und den Betrieb der zentralen Plattform. 

Die weiteren lit. würden bestehen bleiben und verschieben sich zu lit. b bis lit. e. 
nSchKG 8c IV würde somit wie folgt lauten: 

"Der Bundesrat regelt:  
a)  die Ausgestaltung und den Betrieb der zentralen Plattform; 
b)  die Form der Auskunft; 
c)  den Inhalt der Auskunft; 
d)  die Gebühren und deren Abrechnung; 
e) die Validierung der Auskunft." 

Abschliessend bedanken wir uns für die unserer Stellungnahme geschenkt Aufmerksamkeit 

und verbleiben 

mit freundlichen Grüssen 

Konferenz der Stadtammänner & Stadtamtsfrauen von Zürich 

 
 
 
Yves de Mestral, RA lic.iur.  
Präsident 
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Kopie an Herrn Yves de Mestral, Präsident der Konferenz der Stadtammänner
und Stadtamtsfrauen Zürich und Leiter Projekt BRA CH bei der
Digitalen Verwaltung Schweiz

Datum 15. Januar 2025

Von Prof. Dr. Isabelle Häner / Dr. Florian Brunner

Betreff Schweizweite Betreibungsregisterauskunft («BRA CH»)

I. AUSGANGSLAGE

1 Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats (die «RK-N») beriet an ihrer Sitzung
vom 7. November 2024 die bundesrätliche Vorlage zu einer Änderung des SchKG1 (Ge-
schäft Nr. 24.065). Die RK-N schlägt in Abweichung zum Bundesrat vor, in der Vorlage
die gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft zu
schaffen (die «Vorlage»). Bis zum 28. Februar 2025 läuft ein Konsultationsverfahren.2

2 Eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft umfasst die Daten von allen schweizeri-
schen Betreibungsämtern zur Person, über die Auskunft erteilt wird. Heute beschränkt
sich die Betreibungsregisterauskunft auf den Betreibungskreis des Amtes, bei dem ein
Gesuch eingereicht wird. Bei Umzügen zeigt sie etwa keine Betreibungen aus früheren
Betreibungskreisen an und ist daher beschränkt aussagekräftig.3 Dies soll die Vorlage
bzw. die schweizweite Betreibungsregisterauskunft ändern. Sie setzt voraus, dass:

(i) die Betreibungsämter systematisch die AHV-Nummer (die «AHVN») bzw. die Un-
ternehmens-Identifikationsnummer (die «UID») als Identifikatoren verwenden;

(ii) die Betreibungsämter die auskunftsrelevanten Daten einer zentralen Datenbank
übermitteln;

(iii) die Daten in der zentralen Datenbank mit dem Identifikator verknüpft, aggregiert
und durch Stammdaten-Quellen angereichert werden; und

1 Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889 (SR 281.1).
2 Vgl. <https://www.parlament.ch/de/organe/kommissionen/sachbereichskommissionen/kommissionen-rk/berichte-vernehmlassungen-rk

/konsultation-rk-n-24-065> (besucht am 15. Januar 2025).
3 Bericht des Bundesrats in Erfüllung des Postulats 12.3957 (Candinas) vom 4. Juli 2018, Schweizweite Betreibungsregisterauskunft

(verfügbar unter <https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/77728.pdf> [besucht am 15. Januar 2025]), S. 15 ff.
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(iv) die Betreibungsregisterauskunft alle auskunftsrelevanten Daten zur Zielperson
aufführt, wobei diese im Fall einer Online-Auskunft über eine zentrale Plattform
erteilt wird, welche unter anderem über die elektronische Identität (die «E-ID») er-
reicht werden kann und mit der zentralen Datenbank verknüpft ist.

3 Die Organisation Digitale Verwaltung Schweiz (die «DVS») finanziert ein Projekt zur
schweizweiten Betreibungsregisterauskunft (das «Projekt BRA CH»). Die leistungsver-
antwortliche Organisation für das Projekt BRA CH ist die Konferenz der Stadtammänner
und Stadtamtsfrauen von Zürich (die «KdSZ»). egovpartner hat seit Ende 2024 Einsitz
im Projektausschuss des Projekts BRA CH. Die DVS illustriert das Projekt BRA CH mit
der folgenden Skizze:

4 Die durch die RK-N vorgeschlagenen Bestimmungen sind in der Fahne zur Vorlage4 er-
sichtlich. Im Anhang zu diesem Memorandum sind die relevanten Bestimmungen sowie
unsere Änderungsvorschläge aufgeführt.

II. FRAGESTELLUNG UND ERGEBNIS

5 Im Hinblick auf das Konsultationsverfahren gelangt egovpartner mit den nachfolgenden
Fragen an uns, die wir wie folgt beantworten:

1. Bildet die Vorlage die geplante Architektur gemäss der Projektskizze im Grundsatz
ausreichend ab (summarische Prüfung)? Gibt es Schwächen?

Die Vorlage bildet die geplante Architektur ausreichend ab. Schwächen bestehen bei
der Formulierung von Art. 8b Abs. 1 und Art. 8c Abs. 1 nSchKG. Diese können aber
verbessert werden (vgl. unten, Rz. 9). Zudem sollte terminologisch deutlicher zwi-
schen «Datenbank» und «Plattform» unterschieden werden (vgl. unten, Rz. 18 ff.).

2. Reicht die Vorlage aus, um online mittels Selbstauskunft eine schweizweite Betrei-
bungsregisterauskunft zu bestellen? Darf im Bestellprozess für die Identifikation eine
fehlende AHVN abgefragt werden? Wenn die AHVN in der E-ID hinterlegt ist: Muss

4 Abrufbar unter <https://www.parlament.ch/centers/documents/de/Fahne%20Konsultation%20Auszug%20D_24.065.pdf> (besucht am
8. Januar 2025).
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die antragstellende Person im Bestellprozess explizit bestätigen, dass die AHVN im
Prozess weitergegeben werden darf?

Die Vorlage reicht für eine Online-Selbstauskunft über eine Plattform des Bundes aus,
wobei es sich unseres Erachtens empfiehlt, die Ausgestaltung und den Betrieb der
zentralen Plattform ausdrücklich in Art. 8c Abs. 4 nSchKG in einer neuen lit. a vorzu-
sehen (vgl. unten, Rz. 20 ff.). Ja, eine fehlende AHVN darf abgefragt werden. Die an-
tragstellende Person muss die Weitergabe der AHVN nicht explizit bestätigen; es ist
aber zulässig, dies im Interface der zentralen Plattform so vorzusehen.

3. Sind die Betreibungsämter aufgrund der Vorlage inskünftig berechtigt, mittels Einzel-
abfragen auf die zur Identifikation der Zielperson erforderlichen Daten aus behördli-
chen Registern und Datenbanken zuzugreifen?

Ja, die Betreibungsämter dürfen gestützt auf die Vorlage mittels Einzelabfragen auf
die zur Identifikation der Zielperson erforderlichen Daten aus behördlichen Registern
und Datenbanken zugreifen.

A. Frage 1

1. Zuständigkeitsfragen

6 Der Bund ist gestützt auf seine Kompetenz auf dem Gebiet des Zivilrechts und des Zivil-
prozessrechts für den Erlass des SchKG zuständig (Art. 122 Abs. 1 BV5). Es handelt sich
um eine umfassende, nachträglich derogierende Rechtsetzungskompetenz, d.h. die
Kantone bleiben zuständig, solange der Bund seine Kompetenz nicht ausgeschöpft hat.6

Im geltenden Recht ist die Organisation der Betreibungs- und Konkursämter Sache der
Kantone (Art. 2 Abs. 5 SchKG). Dies bedeutet gemäss dem Bundesgericht, dass «die
Behördenorganisation in Schuldbetreibungs- und Konkurssachen Sache der Kantone
ist» und dass das SchKG «nur in einzelnen organisatorischen Belangen zwecks einheit-
licher Anwendung des Bundesrechts den Charakter eines Rahmengesetzes» hat.7 Heute
sind die Kantone z.B. dafür zuständig, eine Geschäftsfallverarbeitungssoftware auszu-
wählen und zu implementieren, weil das Bundesrecht dafür keine Vorgaben macht.8

7 Somit kann der Bund im SchKG den Kantonen Vorgaben machen. In den Bereichen, in
denen der Bund keine oder keine abschliessenden Regeln aufstellt, können die Kantone
legiferieren.9 Durch Anpassungen des SchKG kann der Bund den Umfang der Organisa-
tionsautonomie der Kantone aber einschränken. Dies wird im Zusatzbericht der RK-N zu
wenig hervorgehoben; dort ist von den «für das Betreibungswesen zuständigen Kan-
tone[n]» die Rede.10

5 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101).
6 MARKUS MÜLLER-CHEN/RAMONA CATRINA, in: Ehrenzeller et al. (Hrsg.), St. Galler Kommentar zur Schweizerischen Bundesverfassung,

4. Aufl., Zürich/St. Gallen 2023, Art. 122 Rz. 5.
7 BGE 114 III 1, E. 2a S. 3.
8 BGE 140 III 644, E. 2.2 S. 647.
9 FRIDOLIN WALTHER/MARKUS ROTH, in: Staehelin/Bauer/Lorandi (Hrsg.), Basler Kommentar Bundesgesetz über Schuldbetreibung und

Konkurs, 3. Auflage, Basel 2021, Art. 2 Rz. 11.
10 Vgl. den Zusatzbericht der RK-N vom 7. November 2024, S. 7 (abrufbar unter <https://www.parlament.ch/centers/documents/de/Be-

richt%20Konsultation%20D_24.065.pdf> [besucht am 15. Januar 2025]).
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8 Die Einführung einer schweizweiten Betreibungsregisterauskunft durch den Bund ist von
der Bundeskompetenz gemäss Art. 122 BV abgedeckt. Namentlich hat der Bund die
Kompetenz, die kantonalen Betreibungsämter zur systematischen Verwendung der
AHVN und der UID und zum Datenaustausch verpflichten (Art. 8 Abs. 1bis nSchKG) und
eine zentrale Datenbank vorzusehen, über welche die Daten für eine schweizweite Be-
treibungsregisterauskunft zusammengezogen werden (Art. 8b Abs. 1 und Abs. 2
nSchKG; Art. 8c Abs. 3 nSchKG). Ferner darf der Bund den Kantonen mit Art. 8b Abs. 5
nSchKG Vorgaben für das Format der zu übermittelnden Daten, die Art und Weise der
Übermittlung, die Datensicherheit und die Anforderungen an die Schnittstellen machen.
Schliesslich darf der Bund Bestimmungen über die Form, den Inhalt, die Gebühren und
die Validierung der Auskunft erlassen (Art. 8c Abs. 4 nSchKG).

9 Nicht zulässig ist es hingegen, dass der Bund «im Namen der Kantone» legiferiert, weil
damit gegen die verfassungsrechtliche Kompetenzordnung verstossen würde. Die bun-
desrechtliche Regelung in Art. 8b Abs. 1 nSchKG, wonach die eOperations Schweiz AG
die zentrale Datenbank «[i]m Auftrag der Kantone betreibt», ist aus unserer Sicht verfas-
sungswidrig und sollte gestrichen werden. Für eine Beauftragung durch die Kantone
wäre ein Konkordat (und kein Bundeserlass) erforderlich. Auch wenn verfassungswidrige
Bundesgesetze angewendet werden müssen (Art. 190 BV), ist es nicht opportun, solche
zu erlassen, weil die Verfassungswidrigkeit im politischen Prozess ein starkes Argument
gegen die Vorlage (bzw. gegen Art. 8b nSchKG) wäre. Wegen der bestehenden Bundes-
kompetenz (vgl. oben, Rz. 8) wäre es aber zulässig, dass der Bund den Auftrag erteilt.
Entsprechend sollten die Wendungen «[i]m Auftrag der Kantone betreibt» in Art. 8b
Abs. 1 nSchKG sowie «von den Kantonen betriebene» in Art. 8c Abs. 1 nSchKG gestri-
chen werden (vgl. den Formulierungsvorschlag im Anhang).

10 Sofern dies als opportun erscheint, um keinen Widerstand der Kantone gegen die Vor-
lage hervorzurufen, könnte zusätzlich explizit im nSchKG festgehalten werden, dass die
Datenhoheit bei den Kantonen verbleibt; in der Datenbank werden bloss «Kopien» der
kantonalen Daten (welche in der Datenbank gespiegelt werden) zusammengezogen.

11 Dass die Firma eines Unternehmens (eOperations Schweiz AG) im Erlass selbst genannt
wird, ist eher unüblich, aber zulässig (so z.B. die SRG im RTVG11). Die eOperations
Schweiz AG wird auch in anderen Bundeserlassen ausdrücklich genannt. Art. 2 Abs. 2
EMBAV12 sieht etwa vor, dass der Bund die eOperations Schweiz AG als externe Leis-
tungserbringerin für die Beschaffung, den Aufbau und den Betrieb von Mitteln der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie und damit zusammenhängenden Dienstleis-
tungen einsetzen kann, sofern die eOperations Schweiz AG die Leistungen «zugleich für
Behörden der Kantone und Gemeinden erbringt».

11 Bundesgesetz über Radio und Fernsehen vom 24. März 2006 (SR 784.40).
12 Verordnung über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben vom 22. November 2023 (SR 172.019.1).
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2. Beschaffungsrechtliche Fragen

12 Die Aktien der eOperations Schweiz AG werden vollständig von schweizerischen Ge-
meinwesen (bzw. von Organisationen im Besitz von Gemeinwesen wie z.B. die Digitale
Verwaltung Schweiz) gehalten. Daher ist die Erteilung des Auftrags an die eOperations
Schweiz AG ohne Ausschreibung wegen Art. 10 Abs. 3 lit. b BöB13 (In-State-Privileg)
nicht zu beanstanden, solange ihre Tätigkeit wettbewerbsneutral ist. Weil der Betrieb der
zentralen Datenbank nicht im Wettbewerb mit privaten Anbieterinnen erfolgen und die
eOperations Schweiz AG ihre Leistungen Art. 2 ihrer Statuten nur öffentlichen Organen
anbieten wird, erachten wir die Voraussetzung der Wettbewerbsneutralität als erfüllt. So-
dann ist die Geschäftstätigkeit der eOperations Schweiz AG gemäss Art. 2 ihrer Statuten
nicht gewinnorientiert. Deshalb muss hier nicht weiter auf die umstrittene Frage einge-
gangen werden, ob eine Gewinnstrebigkeit die Anwendbarkeit von Art. 10 Abs. 3 lit. b
BöB ausschliesst.14 Die Frage würde sich bei einer Statutenänderung indes stellen.

3. Rechtsgrundlagen für die Architektur gemäss Projektskizze

13 Per 1. Januar 2022 wurde das AHVG15 dahingehend angepasst, dass Behörden von
Bund, Kantonen und Gemeinden die AHVN für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
systematisch verwenden dürfen (vgl. Art. 153b ff. AHVG).16 Seither erfassen die Betrei-
bungsämter die AHVN bzw. die UID systematisch.17 In der Botschaft zur Vorlage führte
der Bundesrat aus, mit den neuen Bestimmungen «braucht es in Zukunft grundsätzlich
keine spezialgesetzliche Erlaubnisnorm für jeden einzelnen Verwendungszweck und je-
den einzelnen Verwender.»18 Die Bestimmungen seien aber keine Rechtsgrundlage für
den Datenaustausch zwischen öffentlichen Organen: Die Vorlage ändere nichts daran,
dass «Behörden die Personendaten, über die sie verfügen, geheimzuhalten haben. Aus-
nahmen vom Amtsgeheimnis bestehen nur, wenn eine gesetzliche Bestimmung besteht,
die den Behörden die Datenbekanntgabe an andere Behörden oder den Abgleich von
personenbezogenen Daten zwischen den Behörden ausdrücklich erlaubt. Die Vorlage
zur erweiterten systematischen Verwendung der AHVN tastet diese Grundsätze nicht an.
Ebenso wenig schafft sie neue gesetzliche Grundlagen zur Erhebung von Daten oder zur
Datenbekanntgabe. Wo das Gesetz die Bekanntgabe von Daten unter Verwendung von
Schnittstellen erlaubt, darf die AHVN überdies als zusätzliche Information nur ausge-
tauscht werden, wenn für einen solchen Datenaustausch mittels AHVN eine formell-ge-
setzliche Grundlage besteht.»19

13 Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen vom 21. Juni 2019 (SR 172.056.1).
14 So MARTIN BEYELER, Der Geltungsanspruch des Vergaberechts, Probleme und Lösungsansätze im Anwendungsbereich und im Verhält-

nis zum Vertragsrecht, Zürich 2012, Rz. 1311; vgl. demgegenüber FELIX TUCHSCHMID, in: Trüeb (Hrsg.), Handkommentar zum Schwei-
zerischen Beschaffungsrecht, Zürich 2020, Art. 10 Rz. 40.

15 Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. Dezember 1946 (SR 831.10).
16 AS 2021 758.
17 Vgl. auch die Weisung der Dienststelle Oberaufsicht für Schuldbetreibung und Konkurs Nr. 10 (Statistik im Betreibungs- und Konkurs-

wesen) vom 1. September 2023.
18 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (Systematische Verwendung der AHV-

Nummer durch Behörden) vom 30. Oktober 2019, BBl 2019 7359 ff. (zit. Botsch. AHVG), 7381.
19 Botsch. AHVG, 7383 f.
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14 Diese Ausführungen stimmen überein mit den Normen in den kantonalen Datenschutz-
gesetzen zum Datenaustausch, welche auf die Betreibungsämter anwendbar sind.20 Die
kantonalen Datenschutzgesetz sehen typischerweise ebenfalls vor, dass Personendaten
(wozu die für die Erstellung einer Betreibungsauskunft benötigt) anderen öffentlichen Or-
ganen u.a. dann bekanntgegeben werden dürfen, wenn eine rechtliche Bestimmung
dazu ermächtigt (vgl. etwa § 16 Abs. 1 lit. a IDG/ZH21).

15 Demnach ist zu prüfen, ob für die oben aufgeführten, für die schweizweite Betreibungs-
registerauskunft notwendigen Schritte eine genügende gesetzliche Grundlage besteht:

 Verwendung der AHVN bzw. UID: Die systematische Verwendung der AHVN bzw.
UID ist in Art. 8 Abs. 1bis nSchKG auf formell-gesetzlicher Ebene vorgesehen. Es be-
steht eine genügende Rechtsgrundlage. Die Frage, ob die bestehenden Bestimmun-
gen im AHVG genügend würden, erübrigt sich damit.

 Übermittlung der Daten an die zentrale Datenbank: Art. 8b Abs. 2 nSchKG sieht auf
formell-gesetzlicher Ebene vor, dass die Betreibungsämter ihre Daten der zentralen
Datenbank übermitteln. Damit besteht eine genügende Rechtsgrundlage für den mit
der Übermittlung verbundenen Datenaustausch.

 Datenaggregation in der Datenbank: Die Datenaggregation ist eine Bearbeitung von
Personendaten, die nur zulässig ist, wenn sie zur Erfüllung gesetzlicher Aufgaben
erforderlich ist (Prinzip der Gesetzmässigkeit; § 8 Abs. 1 IDG/ZH). Aus Art. 8b Abs. 1
nSchKG folgt, dass die Daten der Betreibungsämter mittels Identifikator (d.h. durch
die AHVN bzw. UID) miteinander verknüpft werden dürfen. Art. 8b Abs. 3 nSchKG
sieht den Abgleich mit anderen Registern und die Anreicherung der Daten vor. Damit
besteht eine genügende Rechtsgrundlage für die Datenaggregation in der Datenbank.

 Umfassende Betreibungsregisterauskunft: Gemäss Art. 8c Abs. 3 nSchKG umfasst
die Auskunft sämtliche Daten zum Identifikator der Person in der zentralen Daten-
bank, d.h. es werden die Daten von allen Betreibungsämtern zur Zielperson ange-
zeigt. Damit besteht eine genügende Rechtsgrundlage für das Ausstellen einer
schweizweiten Betreibungsregisterauskunft, wobei die Online-Auskunft über eine
zentrale Plattform erfolgt, welche mit der zentralen Datenbank verknüpft ist. Notabene
wird die AHVN weder bei der Selbst- noch bei der Drittauskunft auf der Auskunft er-
sichtlich sein. Die AHVN soll auch nicht in einem sonstigen betreibungsamtlichen Do-
kument (z.B. dem Zahlungsbefehl) aufgeführt werden.22

16 Art. 8c Abs. 4 lit. c nSchKG ist sodann eine formell-gesetzliche Delegationsnorm, was für
die Gebührenerhebung aus Sicht des Legalitätsprinzips genügt. Freilich wird der Bun-
desrat die GebV SchKG23 anpassen und darin eine Gebühr für die Ausstellung einer
Online-Auskunft vorsehen müssen.

20 Die Organisation der Betreibungs- und Konkursämter ist Sache der Kantone (Art. 2 Abs. 5 SchKG). Das DSG, d.h. das Datenschutzge-
setz des Bundes, ist auf die Betreibungsämter nicht anwendbar, weil diese keine Bundesorgane i.S.v. Art. 2 Abs. 1 lit. b DSG sind (vgl.
zur Nicht-Anwendbarkeit des DSG selbst für kantonale Behörden, die Bundesaufgaben wahrnehmen, auch CHRISTIAN DRECHSLER, in:
Vasella/Blechta [Hrsg.], Basler Kommentar Datenschutzgesetz / Öffentlichkeitsgesetz, 4. Aufl., Basel 2024, Art. 2 DSG Rz. 12).

21 Gesetz des Kantons Zürich über die Information und den Datenschutz vom 12. Februar 2007 (LS 170.4).
22 Vgl. den Zusatzbericht der RK-N vom 7. November 2024 (Fn. 10), S. 5.
23 Gebührenverordnung zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 23. September 1996 (SR 281.35).
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17 Gemäss der Projektskizze soll die zentrale Datenbank in einer Cloud betrieben werden.
Der Vollständigkeit halber weisen wir darauf hin, dass eine vertiefte Abklärung zur Zuläs-
sigkeit erforderlich wäre, wenn eine Cloud einer Anbieterin zum Zug kommen sollte, die
dem US CLOUD Act unterstünde; gemäss den uns vorliegenden Informationen ist dies
aber nicht geplant.

4. Unterscheidung zwischen Datenbank und Plattform

18 Die Vorlage erwähnt einerseits die zentrale Datenbank (Art. 8b nSchKG; Art. 8c Abs. 3
nSchKG) und andererseits die zentrale Plattform (Art. 8c Abs. 1 und Abs. 2 nSchKG).
Dabei handelt es sich um unterschiedliche Einrichtungen: In der Datenbank werden die
auskunftsrelevanten Daten zusammengeführt. Die Plattform ermöglicht hingegen die On-
line-Auskunft und umfasst unter anderem das Login-Portal zur Identifikation der antrag-
stellenden Person, das Vorauskassen-Model, die Generierung des Auszuges in elektro-
nischer Form, etc. Damit ermöglicht die Plattform die Kommunikation mit der antragstel-
lenden Person.

19 Aus unserer Sicht sollte klargestellt werden, dass die Datenbank und die Plattform zu
unterscheiden sind, aber miteinander verknüpft sind, zumal die Anmeldung über die
Plattform eine separate Datenbearbeitung ist. Daher sind die Überschrift sowie Abs. 1
von Art. 8b nSchKG umzuformulieren (vgl. den Formulierungsvorschlag im Anhang).

B. Frage 2

20 Die Vorlage soll es insbesondere ermöglichen, dass inskünftig jede Person online eine
Selbstauskunft über sich selbst einholen kann, weil Selbstauskünfte die häufigste Art der
Auskunft darstellen. Drittauskünfte über die zentrale Datenbank werden ebenfalls mög-
lich sein (vgl. Art. 8c Abs. 2 nSchKG), wobei dafür – wie heute – ein Interesse glaubhaft
gemacht werden muss (Art. 8a SchKG), das durch das Betreibungsamt geprüft wird.24

21 Die Online-Auskünfte sollen gemäss der RK-N unter Verwendung der E-ID erfolgen.25

Das Bundesgesetz über den elektronischen Identitätsnachweis und andere elektronische
Nachweise (das «BGEID») wurde am 20. Dezember 2024 durch die eidgenössischen
Räte angenommen; die Referendumsfrist läuft noch. Die Botschaft zum BGEID be-
stimmt, dass die Frage, für welche Einrichtungen die E-ID verwendet werden wird, im
Allgemeinen nicht im BGEID selbst beantwortet wird: «Angesichts der Einsatzvielfalt
sollte die Verwendung der E-ID in den für die jeweiligen Bereiche geltenden Gesetzen
geregelt werden»26.

22 Für Schuldbetreibungs- und Konkurssachen sieht allerdings bereits das BGEID die Ver-
wendung der E-ID vor. Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG lautet wie folgt:

24 Vgl. den Zusatzbericht der RK-N vom 7. November 2024 (Fn. 10), S. 8.
25 Vgl. den Zusatzbericht der RK-N vom 7. November 2024 (Fn. 10), S. 3.
26 Vgl. Botschaft zum Bundesgesetz über den elektronischen Identitätsnachweis und andere elektronische Nachweise vom 22. November

2023, BBl 2023 2842, S. 14.
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2bis  Erfolgt die Eingabe elektronisch über eine Plattform des Bundes, so genügt an-
stelle einer qualifizierten elektronischen Signatur das Vorweisen einer E-ID nach
dem E-ID-Gesetz vom 20. Dezember 2024. Der Bundesrat bestimmt, welche Platt-
formen dazu eingesetzt werden können.

23 Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG ist seinem Wortlaut nach nur anwendbar, wenn die Eingabe
über eine Plattform des Bundes (und nicht der Kantone) erfolgt. Wenn – wie dies in der
Vorlage jetzt vorgesehen ist (Art. 8c Abs. 1 nSchKG) – die zentrale Plattform durch die
Kantone betrieben werden soll, genügt Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG nicht als Rechtsgrund-
lage für die Plattform. Auch deshalb sollte der Passus «von den Kanton betrieben» in
Art. 8c Abs. 1 nSchKG gestrichen werden. Die Botschaft zum BGEID erwähnt als mögli-
che Bundes-Plattformen «die Plattformen nach dem Entwurf des Bundesgesetzes über
die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz oder die vom Staats-
sekretariat für Wirtschaft betriebene Plattform EasyGov»27. Sie weist ferner darauf hin,
dass Behörden gemäss Art. 24 BGEID die E-ID akzeptieren werden müssen: «Demnach
sind auch die Behörden von Kantonen und Gemeinden Adressaten dieser Norm, bei-
spielsweise auch alle Betreibungsämter, wenn ein Auszug aus dem Betreibungsregister
elektronisch bestellt und dabei die Identifikation mittels E-ID erfolgt»28.

24 Insofern geht der Bundesrat davon aus, dass mit Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG eine genü-
gende Grundlage für die Bestellung einer Online-Betreibungsregisterauskunft über eine
Bundesplattform unter Verwendung der E-ID besteht. Der Login- bzw. Authentifizierungs-
prozess ist im BGEID eingehend geregelt. Eine gesetzliche Grundlage zur Datenbear-
beitung im Authentifizierungsprozess ist daher nicht erforderlich.29

25 Fraglich ist aber, ob sich Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG nur auf bestehende Plattformen des
Bundes beschränkt oder auch den Aufbau einer neuen zentralen Plattform erlaubt, die
für Betreibungsregisterauskünfte bestimmt ist. Weil Art. 8c Abs. 1 nSchKG bestimmt,
dass die Betreibungsregisterauskunft entweder physisch beim Betreibungsamt oder
elektronisch über die zentrale Plattform eingeholt werden kann, gehen wir davon aus,
dass der Bund (bzw. die eOperations Schweiz AG) aufgrund der Vorlage auch eine neue
Plattform aufbauen und sich auf Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG stützen darf.

26 Zusammen mit den oben in Rz. 15 genannten Bestimmung besteht somit auch für eine
Online-Auskunft unter Verwendung der E-ID eine genügende Rechtsgrundlage. Ange-
sichts der Bedeutung der Frage empfiehlt es sich aus unserer Sicht aber, alle Rechtsun-
sicherheiten zu eliminieren und in Art. 8c Abs. 4 nSchKG in einer neuen lit. a eine (wei-
tere) Grundlage für die zentrale Plattform vorzusehen.30 Darin sollte der Bundesrat er-
mächtigt werden, die Ausgestaltung sowie den Betrieb der zentralen Plattform zu regeln.

27 Botsch. BGEID, S. 39.
28 Botsch. BGEID, S. 39.
29 In anderen Bereichen der Digitalisierung ausserhalb des Betreibungs- und Konkurswesens kann eine solche Rechtsgrundlage erforder-

lich sein. § 6 Abs. 2 des Entwurfs zum Gesetz des Kantons Zürich über elektronische Basisdienste (E-GEB) lautet wie folgt: «1 Die
Behörde kann im Rahmen einer elektronisch angebotenen Leistung über den Authentifizierungsdienst die zur Erfüllung der gesetzlichen
Aufgabe erforderlichen Personendaten anfordern, insbesondere a. amtliche Namen, b. alle Vornamen, c. Geburtsdatum und Geburtsort,
d. Staatsangehörigkeit, e. Geschlecht, f. AHV-Nummer, g. verifizierte E-Mail-Adresse, h. Wohnadresse einschliesslich Postleitzahl und
Ort.»

30 Denkbar wäre auch, Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG im Rahmen der Vorlage auf die hier vorgeschlagene Fassung von Art. 8c nSchKG
terminologisch anzupassen und wie folgt zu «entschlacken»: «Erfolgt die Eingabe elektronisch über die zentrale Plattform, so genügt
anstelle einer qualifizierten elektronischen Signatur das Vorweisen einer E-ID nach dem E-ID-Gesetz vom 20. Dezember 2024.»
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Dass die Plattform durch die eOperations Schwiez AG betrieben wird, wird (neu) bereits 

in Art. 8b SchKG vorgesehen und muss nicht wiederholt werden. Auch die Verwendung 

der E-ID müsste wegen Art. 33a Abs. 2bis E-SchKG nicht nochmals ausdrücklich vorge­

sehen sein (vgl. den Formulierungsvorschlag im Anhang).

Die Abfrage einer fehlenden AHVN im Bestellprozess und ihre anschliessende Verwen­

dung ist zulässig. Für die Bearbeitung der AHVN besteht eine ausdrückliche gesetzliche 

Grundlage (Art. 8 Abs. 1bis nSchKG); zudem willigt die abfragende Person mit der Be­

kanntgabe der AHVN deren Verwendung bzw. Bearbeitung zu. Bei der künftigen Ver­

wendung der E-ID ist ein Hinweis darauf, dass die AHVN «im Hintergrund» verwendet 

und weitergegeben wird, nicht notwendig, weil mit Art. 8 Abs. 1bis nSchKG eine Rechts­

grundlage für die Verwendung der AHVN im Zusammenhang mit der Betreibungsregis­

terauskunft, die Übermittlung der Daten an die und die Bearbeitung in der zentralen Da­

tenbank bzw. der Plattform besteht. Zudem enthält die E-ID gemäss Art. 14 Abs. 1 lit. i 

BGEID u.a. die AHVN, womit ihre Verwendung zwingend mit der Verwendung der E-ID 

einhergeht. Es ist aber zulässig, im Interface der Online-Auskunft einen entsprechenden 

Hinweis auf die Weitergabe der AHVN aufzuführen.

Frage 3

Gemäss Art. 8b Abs. 4 nSchKG sind die Betreibungsämter inskünftig berechtigt, mittels

Einzelabfragen auf die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten zuzugreifen. Zu 

den gesetzlichen Aufgaben der Betreibungsämtern gehört insbesondere die Identifizie­

rung der Zielperson (Art. 8c Abs. 2 nSchKG). Die von den Betreibungsämtern an die 

zentrale Datenbank gelieferten Daten können gemäss Art. 8b Abs. 3 nSchKG sodann 

«mit dem Einwohnerregister sowie weiteren amtlichen Registern abgeglichen» werden. 

Im Zusatzbericht führt die RK-N aus, dass der Zugang zu amtlichen Registern die Quali­

tät der Daten steigern soll; er soll zudem «insbesondere erlauben, bei unklaren Fällen 

die Identität der Schuldner abzuklären»31. Die zitierten Bestimmungen aus der Vorlage 

genügen als Rechtsgrundlage dafür, dass die Registerbehörden die Daten den Betrei­

bungsämtern zur Verfügung stellen. Damit genügt die Vorlage, dass die Betreibungsäm­

ter mittels Einzelabfragen auf die zur Identifikation der Zielperson erforderlichen Daten 

aus behördlichen Registern und Datenbanken zugreifen kann.

Prof. Dr. Isabelle Häner

31 Vgl. den Zusatzbericht der RK-N vom 7. November 2024 (Fn. 10), S. 7.
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Freundliche Grüsse

Dr. Florian Brunner
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ANHANG: EINSCHLÄGIGE BESTIMMUNGEN UND FORMULIERUNGSVORSCHLÄGE

 Art. 8 Abs. 1bis (neu)

1bis Die Ämter verwenden in den Registern systematisch als Identifikator:
a. die AHV-Nummer nach dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über

die Alters- und Hinterlassenenversicherung bei natürlichen Personen;

b. die Unternehmens-Identifikationsnummer nach dem Bundesgesetz vom
18. Juni 2010 über die Unternehmens-Identifikationsnummer bei anderen
Rechtsträgern.

Art. 8b (neu) 3. Zentrale Plattform und zentrale Datenbank
1 Im Auftrag der Kantone betreibt die Die eOperations Schweiz AG betreibt in der

Schweiz eine zentrale Plattform und eine damit verknüpfte zentrale Datenbank in
der Schweiz mit den notwendigen Daten für Betreibungsregisterauskünfte, die mit-
tels Identifikator verknüpft sind.

2  Die Betreibungsämter übermitteln die notwendigen Daten aus ihren Registern an
die zentrale Datenbank.

3 Die von den Betreibungsämtern übermittelten Daten können mit dem Einwohner-
register sowie weiteren amtlichen Registern abgeglichen und mit der AHV-Num-
mer bzw. der Unternehmens-Identifikationsnummer angereichert werden.

4  Die Betreibungsämter sind berechtigt, mittels Einzelabfragen auf die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Daten zuzugreifen.

5  Der Bundesrat regelt:
a. das Format der Daten;
b. die Art und Weise der Übermittlung;
c. die Datensicherheit;
d. die Anforderungen an die Schnittstellen.

Art. 8c (neu) 4. Auskunft aus dem Betreibungsregister
1 Die Auskunft aus dem Betreibungsregister über eine Person kann entweder beim

Betreibungsamt an einem Betreibungsort dieser Person oder elektronisch über die
von den Kantonen betriebene zentrale Plattform eingeholt werden.

2  Das Betreibungsamt oder die zentrale Plattform identifiziert die Person, über die
Auskunft verlangt wird und prüft das Interesse an der Auskunft.

3  Die Auskunft umfasst sämtliche Daten zum Identifikator der Person in der zentralen
Datenbank.

4 Der Bundesrat regelt:
a. die Ausgestaltung und den Betrieb der zentralen Plattform;
b. die Form der Auskunft;
c. den Inhalt der Auskunft;
d. die Gebühren und deren Abrechnung;
e. die Validierung der Auskunft.»
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c/o Datenschutzbeauftragter des Kantons Bern 

Poststrasse 25, CH-3072 Ostermundigen 
Tel. +41 (31) 633 74 10 

praesident@privatim.ch, www.privatim.ch 

 

 

 

 

Bern, 28. Februar 2025 

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, 
elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung). Änderung – 
Konsultationsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur erwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können, 

wobei wir uns auf datenschutzrechtliche Hinweise zum Entwurf beschränken. 

privatim, die Konferenz der schweizerischen Datenschutzbeauftragten, sieht den Nutzen 

einer schweizweiten Betreibungsauskunft, erachtet aber die vorgesehene Regelung in ei-

nigen Bereichen als problematisch.  

 
Zu Art. 8b Abs. 1 E-SchKG 

Art. 8b Abs. 1 E-SchKG regelt, dass eOperations AG eine die zentrale Datenbank im Auf-

trag der Kantone eine zentrale Betreibungsauskunft betreiben soll.  

Wenn Kantone ihre Daten durch Dritte bearbeiten lassen, geschieht dies durchwegs in einer 

der folgenden zwei Varianten.  

Variante 1: Es handelt sich um eine Auftragsdatenbearbeitung, die in jedem der kantonalen 

Datenschutzgesetze wie auch auf Bundesebene (Art. 9 DSG, SR 235) vorgesehen ist. Das 

öffentliche Organ (hier die Betreibungsämter) bleiben für die Datenbearbeitung vollumfäng-

lich verantwortlich. Die datenschutzrechtlichen Pflichten werden mit dem Auftragsbearbei-

ter nach Massgabe des kantonalen Datenschutz- und informationssicherheitsrecht vertrag-

lich geregelt. Ob und in welcher Form die Kantone für die Erfüllung ihrer Aufgaben Auf-

tragsbearbeiter beiziehen möchten, fällt grundsätzlich in die Organisationshoheit der Kan-

tone und kann u.E. nicht vom Bund verbindlich vorgeschrieben werden. Dass auch der 

Kommission für Rechtsfragen 

3003 Bern 

 

Per Mail: 

VernehmlassungRK.consultation-

CAJ@parl.admin.ch 
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Vertragspartner im Gesetz vorschreiben wird, verschärft das Problem. Denn die für eine 

Auftragsbearbeitung notwendige vertragliche Regelung setzt einen Handlungsspielraum 

des jeweiligen Kantons voraus, der gewisse bei ihm gesetzlich vorgeschriebenen Pflichten 

in den Vertrag aufnehmen lassen muss. Ist ein Auftragsbearbeiter nicht in der Lage oder 

willens, diese Anforderung umzusetzen, kann er nicht berücksichtigt werden. Diese Wahl-

freiheit fällt mit der vorgesehenen Regelung offensichtlich weg. Eine Bearbeitung durch die 

Plattform in Form einer Auftragsdatenbearbeitung ist somit u.E. in dieser Form nicht um-

setzbar. 

Variante 2: Eine öffentliche Aufgabe wird an einen (privaten) Dritten übertragen und der 

Dritte darf somit eine hoheitliche Datenbearbeitung in seiner Verantwortung vornehmen. 

Dies bedarf in der Regel einer gesetzlichen Grundlage sowie eine Leistungsvereinbarung, 

wobei sich die erforderlichen Regelungspunkte kantonal unterscheiden können. Daten-

schutzrechtlich werden diese Privaten damit selber zu öffentlichen Organen und unterste-

hen im Umfang dieser öffentlich-rechtlichen Aufgabenerfüllung direkt dem jeweiligen kan-

tonalen Datenschutzgesetz. Wir hegen Zweifel, dass es in die Regelungskompetenz des 

Bundes fällt, den Kantonen eine Übertragung ihrer Aufgaben vorzuschreiben, wenn er den 

autonomen Vollzug der Kantone vorsieht. Zudem würde es aufgrund der Anwendbarkeit 

von 25 verschiedenen Datenschutzgesetzen zu erheblichen praktischen Umsetzungsprob-

lemen kommen, wenn die Plattform tatsächlich «im Auftrag» der Kantone i.S. einer Aufga-

benübertragung betrieben würde. Die Erfahrung hat gezeigt, dass solche Konstrukte eine 

Fülle von Problemen nach sich ziehen.  

Der Bund kann gestützt auf seiner verfassungsmässigen Kompetenz im Zivilrecht (Art. 122 

Bundesverfassung, BV, SR 101) die Schaffung einer zentralen Datenbank vorsehen. Damit 

begründet er aber u.E. eine Bundesaufgabe, womit die Datenbank unter die Zuständigkeit 

des Bundes fallen würde. Dies hätte neben der verfassungsrechtlichen Korrektheit auch 

den praktischen Vorteil, dass damit betreffend anwendbarem Recht und der Aufsicht 

Rechtssicherheit besteht.  

Soll ein zentrales Register geschaffen werden, empfiehlt privatim, die Errichtung und das 

Führen der zentralen Plattform als Sache des Bundes zu regeln, das Bundesgesetz über 

den Datenschutz (DSG) als anwendbar zu bestimmen und damit der Aufsicht des EDÖB 

zu unterstellen.  

Die Übertragung dieser Aufgabe durch den Bund an eine private Institution könnte selbst-

verständlich gesetzlich vorgesehen werden. Ungeachtet dessen privatim empfiehlt, in je-

dem Fall auf die Nennung eines «Auftragnehmers» im Gesetz zu verzichten.  

Unsere weiteren Bemerkungen zum Entwurf stehen somit unter dem grundsätzlichen Vor-

behalt, dass wir der Grundausrichtung des Entwurfs skeptisch gegenüberstehen. 

 
Zu Art. 8b (3. Zentrale Datenbank) Abs. 3 E-SchKG 

Die geplante Bestimmung ist im Wortlaut sehr weit gefasst, was potentiell zu unzulässigen 

Abfragen und «Anreicherungen» führen könnte. Im erläuternden Bericht wird ausgeführt, 

dass der Weg- und Zuzugsort als Teil der Betreibungsauskunft geführt werden soll. Es ist 

im Gesetz zu definieren, welche mit Daten aus welchen amtlichen Registern zu welchen 

Zwecken die von den Betreibungsämtern übermittelten Daten «angereichert» werden kön-

nen.  
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privatim empfiehlt, den Gesetzesentwurf dahingehend anzupassen, dass die zusätzlichen 

Informationen ausdrücklich benannt werden. Ob das zentrale Register dies bei den Kanto-

nen vom Betreibungsamt oder direkt von der Einwohnerbehörde erhebt, erscheint auf ge-

setzlicher Ebene als irrelevant.  

In der Konstellation, in welcher die Kantone dezentral Daten an eine zentrale Plattform lie-

fern, ist die Klärung der Verantwortlichkeiten von höchster Bedeutung. Die Verantwortung 

für die Richtigkeit der Daten kann ausschliesslich bei den kantonalen Betreibungsämtern 

liegen. Aus dieser Sicht ist auch ihre Zuständigkeit für Berichtigungsansprüche gemäss 

Art. 8 Abs. 3 E-SchKG sachgerecht. Unter diesem Aspekt bleibt aber für die Plattform keine 

eigene Zuständigkeit, für die «Steigerung der Qualität» zu sorgen (vgl. gegenläufige Aus-

führungen im Zusatzbericht S.7). So ist denn auch nicht ersichtlich, weswegen die Daten in 

der zentralen Plattform erneut mit der AHV-Nummer bzw. der UID «angereichert» werden 

müssten, da dieses Merkmal in Art. 8 Abs. 1bis Bst. a E-SchKG durch die (Betreibungs-

)Ämter als Pflichtfeld systematisch verwendet werden muss. Eine Notwendigkeit einer er-

neuten Abfrage scheint somit nicht gegeben.  

privatim empfiehlt, dass die Klärung der Identität der Schuldner sowie die inhaltliche Rich-

tigkeit der Informationen ausschliesslich von den kantonalen Betreibungsämtern und nicht 

bei der zentralen Plattform sichergestellt werden muss.  
 

Zu Art. 8c (4. Auskunft aus dem Betreibungsregister) Abs. 2 E-SchKG 

Im Zusatzbericht (S.8) wird vermerkt, dass aus Gründen der „Komplexitätsreduktion“ darauf 
verzichtet wird, das Verfahren zur Selbstauskunft und zur Drittauskunft zu unterscheiden. 

U.E. sollte dies jedoch aufgrund des Prinzips, dass die wichtigen Punkte im Gesetz selber 

geregelt werden sollen, dennoch geschehen. Da zudem auf dem Betreibungsregisteraus-

zug besonders schützenswerte Personendaten vorliegen können, handelt es sich bei der 

Bekanntgabe dieser Daten im Rahmen der Drittauskunft um einen erheblichen Eingriff in 

die informationelle Selbstbestimmung. Solche Eingriffe müssen möglichst präzise bereits 

auf Gesetzesstufe normiert werden.  

Da der Prozess und die Anforderungen an diesen beim Zugang der Betroffenen (Schuldner) 

und Personen mit einem begründeten Interesse sich erheblich unterscheiden, empfiehlt 

privatim, dies auch auf gesetzlicher Ebene zu trennen. 

Zudem widersprechen sich u.E. die gesetzliche Regelung und der Zusatzbericht. Im Fall 

von Drittauskünften prüft die Plattform gemäss Zusatzbericht das berechtigte Interesse 

nicht, obwohl dies nach dem Wortlaut der Bestimmung die Aufgabe der Plattform wäre. 

Laut Zusatzbericht soll die Prüfung Sache jenes Betreibungsamtes sein, das von der ge-

suchstellenden Person zu nennen ist.  

Neben der widersprüchlichen Regelung bzw. Kommentierung stellt sich die Frage, welches 

Betreibungsamt beim Gesuch zu nennen ist. Es erschliesst sich nicht, welches Betreibungs-

amt zuständig ist, wenn Betreibungen in mehreren Kantonen vorliegen, oder die gesuch-

stellende Person keine Informationen über den Betreibungsort hat. 

privatim regt an, die Reglung bezüglich Drittauskünften und der Prüfung der berechtigten 

Interessen anzupassen. 
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Hinweis zu Art. 8c (4. Auskunft aus dem Betreibungsregister) Abs. 4 Bst. b E-
SchKG 

Der gesetzliche Regelungsinhalt der Auskunft ergibt sich aus dem unveränderten Art. 8a 

Abs. 1 SchKG: «Jede Person, die ein Interesse glaubhaft macht, kann die Protokolle und 

Register der Betreibungs- und der Konkursämter einsehen und sich Auszüge daraus geben 

lassen. » 

Da gemäss dem geplanten Art. 8b Abs. 3 SchKG die von den der Betreibungsämtern der 

Kantone mit weiteren amtlichen Registerdaten «angereichert» werden können, stellt sich 

im Lichte des Bestimmtheitsgebots die Frage, ob allenfalls bestimmte weitere Inhalte im 

Gesetz geregelt werden müssen. Nur untergeordnete, nicht wesentliche Merkmale/Inhalte 

der Auskunft sollten in der Verordnung des BR geregelt werden. 

Zudem scheint die Regelung dem Art. 8c Abs. 3 E-SchKG zu widersprechen, welcher be-

sagt, dass die Auskunft sämtliche Daten beinhaltet, welche mit dem Identifikator verknüpft 

sind. 

 
Hinweis zu Art. 8b (3. Zentrale Datenbank) Abs. 4 E-SchKG 

Diese Thematik wird im Zusatzbericht nicht aufgegriffen. Obgleich der Zugriff der Betrei-

bungsämter erforderlich scheint, ist es angezeigt im Zusatzbericht zu erklären, was Sinn 

der Norm ist und an welche Informationen, welche die Betreibungsämter über die Plattform 

abrufen, der Gesetzgeber denkt. 
 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für Rückfra-

gen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Ueli Buri 

Präsident privatim 

 

e-parl 03.03.2025 08:40



 
 
 

 
Schuldenberatung Schweiz | Dettes Conseils Suisse 
Ochsengasse 12 | 4058 Basel  
administration@schulden.ch | Tel. 078 209 12 34 
www.schulden.ch | www.dettes.ch 

 

 

 

 
Kommission für Rechtsfragen – Nationalrat 
CH-3003 Bern 
 
       Basel, 25. Februar 2025 
 

Antwort zur Vernehmlassung  

24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft, 

elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung). Änderung 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Schuldenberatung Schweiz (SBS) ist der Dachverband von schweizweit 43 gemeinnützigen Fachstellen, 
die in der Beratung von verschuldeten Menschen tätig sind. Wir bedanken uns für die Möglichkeit, uns 
an der Vernehmlassung zum genannten Geschäft beteiligen zu können. 
 
Zur Frage 1) Im Grundsatz begrüssen wir die Schaffung eines nationalen Betreibungsregisters. Dabei 
unterstützt SBS insbesondere die Digitalisierung, mit welcher im allgemeinen Interesse Aufwand und 
Kosten für einen Auszug reduziert werden können. SBS sieht keinen stichhaltigen Grund, dies nicht 
bereits im Rahmen der aktuellen Vorlage zu regeln.  
 
Zur Frage 2) Ebenso erklärt sich SBS mit dem von der Kommission vorgeschlagenen spezifischen 
Regelungskonzept in Art. 8–8c E-SchKG einverstanden.  
 
Hierbei regt der Dachverband folgende Änderung an: 
 
Art 8a 

4 Das Einsichtsrecht Dritter erlischt fünf (neu: drei) Jahre nach Abschluss des Verfahrens. Gerichts- und 

Verwaltungsbehörden können im Interesse eines Verfahrens, das bei ihnen hängig ist, weiterhin Auszüge 

verlangen. 

 
Begründung: Auch für Dritte wird durch ein nationales Betreibungsregister der Aufwand zur Erlangung 
von Auskünften deutlich reduziert. Dementsprechend sollte die Dauer des Einsichtsrechts reduziert 
werden. Alternativ wäre eine Einschränkung der Interessen denkbar, die zu einer Einsicht Dritter 
berechtigen.  
 
Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Schuldenberatung Schweiz 

 
 

Pascal Pfister, Geschäftsleiter 
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Zürich, 28. Februar 2025

24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betreibungsauskunft,
e I e Kro n isc h e Zuste I I u n ge n u n d O n I i n e-Ve rste i ge ru n g). An d e ru n g

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 72. Dezember 2024 haben Sie eine Vernehmlassung zur oben genannten Vorlage
eröffnet. Die Rechtskommission des Nationalrates will bereits im Rahmen einer Teilrevision des SchKG die
Grundlagen zur Einführung eines zentralen Betreibungsregisters schaffen. Gerne erlauben wir uns, zu lhrem
Gesetzesvorhaben Stellung zu nehmen. Unser Verband vertritt die lnteressen der Konsumkreditbranche.
Unsere Mitgliedersind im Rahmen von Bonitätsprüfungen und bei lnkassofällen auf korrekte und vollständige
Betreibungsauskünfte angewiesen. Die von lhnen angedachte Einführung eines schweizweiten
Betreibungsregisters ist für uns deshalb von besonderem lnteresse. Sie erwarten im Rahmen der
Vernehmlassung insbesondere Antworten zu folgenden beiden Fragen:

7) Begrüssen Sie es grunds ätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates die lesetzlichen
Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregiisterauskunft schafft? Falls nicht, welche Vorbehalte
haben Sie?

Antwoft KFS:

Wir begrüssen die Einführung einer schweizweiten Betreibungsauskunft, zumal die grundsätzliche
Machbarkeit im Jahre 2023 im Rahmen einer Machbarkeitsstudie geprüft und nachgewiesen wurde. Sie
verhindert Massnahmen von Schuldnern, um einer negativen Betreibungsauskunft durch simplen
Wohnortwechsel zu entgehen. Wir hoffen sehr, dass diese Erweiterung der gegebenen Gesetzesvorlage auch
Zustimmung im Parlament findet.

2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das die Kommission vorschläSt (vgl. Art.8-8c E-

SchKG)?

Antwort KFS:

Mit dem Aufbau und dem Betrieb der Datenbank soll durch das Gesetz die eOperations Schweiz AG beauftragt
werden. Diese konkrete und direkte Einsetzung eines bestehenden Unternehmens erstaunt, auch wenn oder

Konsu mf i na nzieru ng Schweiz ( KFS), Rä m istrasse 5, Postfach, 8024 Zürich
T O44 25O 49 49; www.konsumfinanzierung.ch
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gerade weil dieses sich offenbar ganz in den Händen von Gemeinwesen und öffentlich-rechtlichen
Organisationen befindet. Das lnvestitionsvolumen und die Betriebskosten düften erheblich sein, dennoch
finden sich dazu keine Bestimmungen oder Ausführungen im Erläuterungsbericht. Es kann sein, dass sich
Fragen zu einer grundsätzlichen Ausschreibungspflicht stellen. Es kann sich die Frage nach einer
grundsätzlichen Ausschreibungspflicht stellen. Durch die gesetzliche Direktvergabe an die eOperations
Schweiz AG wird eine Ausschreibungspflicht jedenfalls ohne nachvollziehbare Begründung umgangen.

Ebenfalls nicht geregelt resp. dargestellt sind Fragen zur Finanzierung des ganzen Projektes. Es ist jedenfalls
zwingend davon auszugehen, dass der Bundesrat bei der Festsetzung der Gebühren gemäss Art. 8c Abs. 4
Bst. c VE-SchKG künftige Betreibungsauskünfte das lnvestitionsvolumen und die Betriebskosten der
zentralen Datenbank massgeblich berücksichtigt. Es wäre deshalb angebracht, sich zu diesen Folgen vertiefte
Gedanken zu machen und abzuklären, ob Drittanbieter in Frage kommen könnten, die die Aufgabe
möglicherweise effizienter und kostengünstiger anbieten können. Jedenfalls bestehen Bedenken einer
Monopolisierung zu Gunsten der sich in öffentlicher Hand befindlichen eOperations Schweiz AG, für die wir
keinen zwingenden Grund sehen.

Wir schliessen uns im ÜOrigen der Stellungnahme der economiesuisse an.

Freundliche Grüsse

Dr. DanielAlder
Geschäftsführer
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Vernehmlassungsantwort: 24.065 n Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (Betrei-
bungsauskunft, elektronische Zustellungen und Online-Versteigerung). Änderung 

Sehr geehrte Damen und Herren

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv über 230 Verbände und über 600 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen 
in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachverband der 
Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein.  

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2024 lädt die Rechtskommission des Nationalrates RK-N ein, sich zur 
Erweiterung der SchKG-Revision (21.065) zu äussern. Der Vorschlag beinhaltet die gesetzlichen 
Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft. 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt eine schweizweite Betreibungsregisteraus-
kunft, lehnt aber die weitegehende Kompetenzübertragung an den Bundesrat aus demokratiepo-
litischen Gründen ab.   

Bislang ist eine Betreibungsregisterauskunft nur für einen von 354 Betreibungskreisen gültig. Die Betrei-
bungsämter identifizieren Personen und Unternehmen heute manuell in der Regel über den Namen. Die 
Konsistenz der Datenbestände ist unterschiedlich, da die Namen geändert oder falsch erfasst («Meier, 
Meyer, Maier etc.») werden können. Der Vorname lässt nicht zwingend auf das Geschlecht schliessen 
(«Andrea, Karen, Loris, Nikita etc.»). Teilweise fehlen Daten. Gewisse Personen (Mietnomaden) ver-
schleiern ihre Daten und weitere oder frühere Wohnsitze werden verschwiegen.  

Demgegenüber hat ein schweizweiter Betreibungsregisterauszug einige Vorteile wie erhöhte Aussage-
kraft oder eine bessere Verwaltungseffizienz. In einigen Kantonen sind parlamentarische Vorstösse für 
kantonale Register in Diskussion. Einem kantonalen Vorgehen könnte damit ein Riegel geschoben wer-
den.   

In Art. 8b und 8c E-SchKG erhält der Bundesrat weitreichende Kompetenzen, technische Details auf 
dem Verordnungsweg zu regeln. Insbesondere die Form und der Inhalt der Auskunft sind von grundle-
gender Natur und damit das Kernstück der Vorlage. Grundlegende Rechte der Bevölkerung sind betrof-
fen. Die Kompetenz sollte diesbezüglich deshalb beim Parlament liegen. Damit ist auch sichergestellt, 
dass Änderungen ein breit abgestütztes Vernehmlassungsprozess durchlaufen müssen.  
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Im Auftrag der Kantone soll die eOperations Schweiz AG eine zentrale Datenbank mit den notwendigen 
Daten für Betreibungsregisterauskünfte, die mittels Identifikators verknüpft sind, betreiben. Es ist nicht 
ersichtlich, wieso per Gesetz zwingend ein staatliches Monopol geschaffen werden muss. Viel mehr 
stellt sich die Frage, ob private Organisationen das nicht auch machen können und ob nicht die Regeln 
des Beschaffungsrechts zur Anwendung kommen müssen.  

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 

  
Urs Furrer Dieter Kläy 
Direktor stv. Direktor, Ressortleiter 
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Vernehmlassungsantwort des Verbandes der zugerischen Betreibungs- und Konkursbeamten 
zur Vorlage der Rechtskommission des Nationalrates betreffend die gesetzlichen Grundlagen 
für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft 

1) Begrüssen Sie es grundsätzlich, dass die RK-N im Rahmen der Vorlage des Bundesrates die 
gesetzlichen Grundlagen für eine schweizweite Betreibungsregisterauskunft schafft? Falls 
nicht, welche Vorbehalte haben Sie? 

Der Verband der zugerischen Betreibungs- und Konkursbeamten steht dem Vorhaben einer schweiz-
weiten Betreibungsregisterauskunft kritisch gegenüber. Eine einheitliche digitale Lösung hat das Po-
tenzial, Effizienzgewinne zu erzielen, administrative Prozesse zu vereinfachen und den Zugang zu 
wichtigen Informationen für berechtigte Personen zu erleichtern. Dennoch gibt es einige zentrale As-
pekte, die aus Sicht der Betreibungsämter und Gemeinden berücksichtigt werden sollten: 

1. Mit einer Digitalisierung und Automatisierung der Selbstauskünfte ist mit einer Reduktion des 
administrativen Aufwands zu rechnen, was sowohl für die Ämter als auch für Antragstellende 
von Vorteil ist. Die Einsparungen müssen jedoch in Relation zu einer allfällig damit einherge-
henden Reduktion oder ganz wegfallenden Gebühren für eine Betreibungsregisterauskunft 
betrachtet werden. Der Umstand einer Reduktion oder eines Wegfalls der Gebühr für eine 
schweizweite Betreibungsregisterauskunft wurde in der politischen Debatte nicht ausreichend 
berücksichtigt. Es ist darum notwendig ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren durchzu-
führen, damit die Gemeinden und Betreibungsämter ihre finanziellen Interessen wahren kön-
nen; 

2. Die zentrale Daten Cloud, die einem schweizweiten Betreibungsregister entspricht und von 
der eOperations Schweiz AG betrieben werden soll, bietet interessante Möglichkeiten. Wir 
sind aber der Meinung, dass ein spezifischer Anbieter nicht im Gesetz verankert werden soll, 
um eine flexible und wettbewerbsfreundliche Umsetzung sicherzustellen. Gleichzeitig wirft sie 
aber auch erhebliche Fragen hinsichtlich der Datensicherheit, der künftigen Entwicklungen so-
wie der Zuständigkeiten auf. In welche Richtung wird sich dieses Projekt weiterentwickeln? 
Welche Datenschutzmassnahmen sind vorgesehen (auch unter Hinweis der kantonalen Da-
tenschutzgesetze in Bezug auf die sensiblen Daten)? Zudem ist zu prüfen, ob statt der Schaf-
fung einer Daten Cloud der schweizweite Betreibungsregisterauszug nicht besser über die be-
reits bestehende und sehr gut funktionierende eSchKG-Plattform geschaffen werden kann; 

3. Die im Zusatzbericht des Nationalrates genannte Problematik der Mietnomaden ist im Kanton 
Zug nicht in nennenswertem Ausmass vorhanden und begründet darum die Aufwendungen in 
Richtung eines schweizweiten Betreibungsregisterauszuges nicht.  

4. Die Einführung einer schweizweiten Betreibungsauskunft setzt eine klare Datenbasis voraus. 
Die Schaffung eines schweizweiten Einwohnerregisters könnte hierbei einen wertvollen Bei-
trag leisten. Sollte nicht zuerst ein schweizweites Einwohnerregister geschaffen werden, bevor 
eine schweizweite Betreibungsauskunft angeboten wird? 
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2) Wie beurteilen Sie das spezifische Regelungskonzept, das die Kommission vorschlägt (vgl. 
Art. 8-8c E-SchKG)? 

Das vorgeschlagene Konzept bietet eine wertvolle Grundlage, um die Digitalisierung des Betreibungs-
wesens weiterzuentwickeln. In der Umsetzung sollten jedoch einige wesentliche Punkte beachtet wer-
den: 

1. Die Frage der Gebührengestaltung des schweizweiten Betreibungsregisterauszuges ist von 
zentraler Bedeutung. Aus unserer Sicht soll sich die Gebühren für einen schweizweiten Betrei-
bungsregisterauszug an vergleichbaren amtlichen Dokumenten, wie dem Strafregisterauszug 
oder einer Wohnsitzbescheinigung orientieren, um eine Gleichbehandlung sicherzustellen 

2. Die Antragstellenden müssen erkennen können, bei welchem Betreibungsamt sie eine Korrek-
tur ihrer Daten beantragen können. Eine transparente Darstellung dieser Information auf dem 
Auszug wäre hilfreich und könnte unnötige Rückfragen und Mehraufwand vermeiden. 

3. Es ist sinnvoll, dass ein schweizweiter Betreibungsregisterauszug weiterhin am ordentlichen 
Betreibungsort (Art. 46 SchKG) beantragt wird. Die Online-Betreibungsauskunft bieten viele 
Betreibungsämter über ihre Online-Dienste schon länger an. Eine zentrale Abfrage ist darum 
aus unserer Sicht nicht erforderlich. Wird dennoch eine zentrale Abfrage priorisiert, sollte eine 
schweizweite Betreibungsauskunft als digitales Pendant zum Strafregisterauszug verstanden 
werden. In diesem Fall wäre eine zentrale Verwaltung durch eine eidgenössische Stelle, bei-
spielsweise das Bundesamt für Justiz, prüfenswert.  

4. Die Aufnahme des Zuzugs- und Wegzugsdatums in den Betreibungsregisterauszug ist aus 
Sicht der Betreibungsämter ,notwendig. Dadurch wird die Aussagekraft der Daten erheblich 
verbessert und es wird Transparenz für Drittpersonen geschaffen. Diese Angaben sind auch 
im schweizweiten Betreibungsregisterauszug notwendig, da sie Transparenz für Dritte über 
die Lebensweise des Schuldners, insbesondere sein Mietverhalten, schaffen. 

5. Sofern der Auszug nicht über die letzten fünf Jahre Auskunft gibt, muss ersichtlich sein, bei 
welchem zusätzlichen Betreibungsamt ein weiterer Auszug eingeholt werden muss. Das Zu-
zugs- und Wegzugsdatum sowie der Zuzugs- und Wegzugsort müssen aufgeführt werden, 
auch wenn der Schuldner bereits länger als fünf Jahre am ordentlichen Betreibungsort wohn-
haft ist.  

6. Aus Sicht des Konkursamtes scheint eine schweizweite Betreibungsauskunft besonders bei 
juristischen Personen von Vorteil, da diese oft kurz vor Konkurseröffnung den Sitz verlegen. 
Eine gesamtschweizerische Übersicht erleichtert eine rasche und fundierte Beurteilung. Ge-
rade im Hinblick auf die neue Anzeigepflicht gemäss Art. 11 Abs. 2 SchKG sowie die Mittei-
lung an bekannte Gläubiger gemäss Art. 230 Abs. 2 SchKG ist eine schweizweite Betrei-
bungsauskunft ein sinnvolles Instrument. 

 

Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens.  

 

Freundliche Grüsse 

 

Cornelia Löhri, Präsidentin 

e-parl 03.03.2025 08:40


	Kanton Aargau Stellungnahme
	Kanton Appenzell Ausserrhoden Stellungnahme 
	Kanton Basel-Landschaft Stellungnahme
	Kanton Basel-Stadt Stellungnahme
	Kanton Bern Stellungnahme
	Kanton Fribourg Stellungnahme 
	Kanton Genf Stellungnahme
	Kanton Graubünden Stellungnahme
	Kanton Jura Stellungnahme
	Kanton Luzern Stellungnahme
	Kanton Neuchâtel Stellungnahme
	Kanton Nidwalden Stellungnahme
	Kanton Obwalden Stellungnahme 
	Kanton Schaffhausen Stellungnahme
	Kanton Schwyz Stellungnahme
	Kanton Solothurn Stellungnahme
	Kanton Tessin Stellungnahme
	Kanton Thurgau Stellungnahme
	Kanton Uri Stellungnahme
	Kanton Waadt Stellungnahme
	Kanton Wallis Stellungnahme
	Kanton Zürich Stellungnahme
	Casafair Stellungnahme
	Creditreform Stellungnahme
	Economiesuisse Stellungnahme 
	Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter Stellungnahme
	Fédération romande des consommateurs Stellungnahme
	Hauseigentümerverband Schweiz Stellungnahme
	Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz Stellungnahme
	Konferenz der kantonalen Polizei- und Justizdirektorinnen Stellungnahme
	Konferenz der Stadtammänner und Stadtamtsfrauen von Zürich (KdSZ) Stellungnahme
	Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz Stellungnahme
	privatim Konferenz der schweizerischen Datenschutzbeauftragten Stellungnahme
	Schuldenberatung Schweiz Stellungnahme
	Schweizerischer Gemeindeverband Stellungnahme
	Stellungnahme Konsumfinanzierung Schweiz
	Sweizerischer Gewerbeverband (SGV) Stellungnahme 
	Verband der zugerischen Betreibungs- und Konkursbeamten Stellungnahme

